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edItORIal » Ausgerechnet die Dezemberausgabe unserer Zeitschreit 
mit dem Thema Schwangerschaft, Geburt und Elternschaft zu bestreiten, 
ist vielleicht nicht besonders originell, aber dennoch brandaktuell. Die  
24. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minis- 
ter der Länder hat Anfang Oktober einen einstimmigen Beschluss unter 
der Überschrift »Die natürliche Geburt stärken – Gesundheit von Mutter 
und Kind sichern« gefasst. Darin wird unter anderem eine kritische 
Hinterfragung des in den letzten 20 Jahren stark gestiegenen Anteils 
der Kaiserschnittentbindungen in Deutschland gefordert und es wird an 
alle zuständigen Stellen appelliert, diesem Trend entgegenzuwirken. Seit 
Ende 2013 entwickelt eine Arbeitsgruppe von gesundheitsziele.de das 
neue nationale Gesundheitsziel rund um die Geburt. Mit dieser Ausgabe 
wollen wir einen Beitrag zu dieser Diskussion leisten und beleuchten da- 
bei auch Aspekte, die an anderen Stellen bislang möglicherweise zu kurz 
gekommen sind: etwa die normativen Vorgaben in der Familienpolitik, 
späte Elternschaften aus medizinischer Perspektive oder die Rolle von 
Vätern in dieser dynamischen Lebensphase.
Zum Ausklang eines Jahres, in dem mit dem jetzt vorliegenden Referen- 
tenentwurf ein vierter Anlauf zu einem Präventionsgesetz in Deutschland 
genommen wird, das möglicherweise dann 2016 einige Weichen neu  
stellen wird, möchten wir uns an dieser Stelle zunächst bei allen Autorin- 
nen und Autoren der Ausgaben 2014 bedanken, die diese Zeitschrift mit  
ihren Beiträgen erst möglich machen: Unser Dank gilt auch allen Ko- 
operationspartnerinnen und Kooperationspartnern der Landesvereini- 
gung für Gesundheit und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen e. V. 
für die intensive und konstruktive Zusammenarbeit. Unsere Arbeit wäre  
nicht möglich ohne deren ideelle sowie finanzielle Unterstützung 
und große Kooperationsbereitschaft. Wir wünschen Ihnen allen einen 
angenehmen Jahresausklang und ein gesundheitsförderliches Jahr 2015!
Die Schwerpunktthemen der nächsten Ausgaben lauten »Fachkräfte  
im Gesundheitswesen – gewinnen, sichern, binden« (Redaktionsschluss 
06.02.2015) und »Inklusion und Gesundheit« (Redaktionsschluss 08.05. 
2013). Wie immer sind Sie herzlich eingeladen, sich an den kommenden 
Ausgaben zu beteiligen.

Mit herzlichen Grüßen!

Thomas Altgeld und Team

landesvereinigung für gesundheit und akademie für sozialmedizin niedersachsen e.V.

guter hoffnung oder fremdbestimmt?
schwangerschaft, geburt, eltern sein
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s I l K e  B O t h F e l d

Vater staat und die schwierige Geburt 
selbstbestimmter lebensentwürfe
»Das Private ist politisch!« Mit dieser Parole bestritt die Frauen-
bewegung in den 1970er Jahren, dass eine Trennung zwi-
schen öffentlichem und privatem Handeln möglich wäre. Im 
Gegenteil: Die hierarchischen Machtverhältnisse zwischen 
Männern und Frauen würden sämtliche gesellschaftliche – 
auch private – Bereiche durchdringen und die Strukturen der 
privaten und öffentlichen Sphäre würden sich gegenseitig 
verstärken. Diese informellen und formalen Strukturen als eine 
Geschlechterordnung zu beschreiben und ihre Auswirkungen 
in der Privat- und Intimsphäre zu dechiffrieren, dies ist das  
Erfolgsprojekt der sozialwissenschaftlichen Geschlechterfor-
schung und der feministischen Politik der vergangenen vier-
zig Jahre. In derselben Zeit veränderten zahlreiche Reformen 
die Regeln für das Zusammenleben von Frauen und Männern: 
die große Reform des Familienrechts 1976, zahlreiche Gleich-
stellungs- und Antidiskriminierungsregeln, das Strafrecht und 
zuletzt das Unterhaltsrecht und das Elterngeldgesetz.

Was ist wirklich eine private Entscheidung?
Dass private Entscheidungen wirklich im Privaten getroffen 
würden (und für die Öffentlichkeit nicht relevant wären), ist 
somit unhaltbar geworden, wenngleich die feministische  
Kritik in den vergangenen Dekaden an Selbstverständlichkeit 
verloren hat. In der heutigen Mediengesellschaft, in der das 
Angebot an Informationen und Deutungen unendlich ist, ist 
es noch schwieriger zu vermitteln, dass individuelle Freiheits-
grade nicht aus individuellem Willen und Durchsetzungsver-
mögen resultieren. Vielmehr basieren diese auf wohlbedach-
ten, hart errungenen und zur Geltung gebrachten kollektiven 
Regeln, nach denen sich Menschen in einer Gesellschaft 
zuein ander verhalten. Dies gilt auch für nur scheinbar ganz 
private Entscheidungen, nämlich die, eine Familie zu gründen. 
Wie lassen sich heute individuelle Lebensentwürfe mit der 
Sorge für Kinder vereinbaren? Und welche Pflichten hat der 
Staat, Eltern bei der Familiengründung zu unterstützen und 
Frauen und Männern gleichermaßen eine gleichberechtigte 

schwerpunkt
Lebensweise zu ermöglichen? Aufschlussreich sind hierfür 
zwei sozialwissenschaftliche »Grundwahrheiten«: dass Werte 
und Normen unser Handeln und auch das Handeln politischer 
Entscheidungsträgerinnen und -träger bestimmen und dass 
auch staatlichen Interventionen immer bestimmte normative 
Orientierungen zugrunde liegen. 

Resistenz gesellschaftlicher Normen
Zum einen ist die gesellschaftliche Erwartung an die nach-
wachsende Generation, eine Familie zu gründen, auch in 
Deutschland noch immer sehr stark, wenngleich berufliche 
Unabhängigkeit auch für junge Frauen eine gesellschaftliche 
Norm geworden ist. 2012 gaben rund 85% der im Rahmen  
der Brigitte-Studie befragten jungen Frauen und Männer an, 
dass eine eigene Familie und Kinder wichtig seien. So machen 
Frauen und Männer noch immer sehr unterschiedliche Erfah-
rungen, wobei sich die Ungleichheit im Alltag gleichsam un-
bemerkt ergibt: Spätestens beim Berufseinstieg wird deutlich, 
dass junge Männer schnell in höhere Gehaltsklassen wechseln 
oder größere Chancen für eine gute berufliche Entwicklung 
bekommen. Gesellschaftliche Werte und Normen sind dabei 
als Koordinierungsmechanismen notwendige Bestandteile in 
unserer Alltagskultur, ohne die unser Handeln orientierungs-
los und unberechenbar wäre. In Form von Rollenzuschrei- 
bungen und Selbstbildern erweisen sich diese als sehr viel re-
sistenter gegen Veränderungen als gesetzliche Regeln: Stu- 
dien, die sich mit den Geschlechterverhältnissen in Organisa-
tionen befassen, zeigen, dass sich geschlechterstereotype 
Denkmuster am Arbeitsplatz reproduzieren. Kurz, Frauen wird 
weniger zugemutet oder zugetraut, sie gelten in vielen Orga-
nisationshierarchien seltener als »natürliche Verbündete oder 
Kronprinzen« männlicher Vorgesetzter und gelten in einem 
bestimmten Alter mit dem Risiko behaftet, wegen der Geburt 
eines Kindes längerfristig auszufallen. Auch in den Partner-
schaften zeigt sich entgegen anderweitiger Vorsätze und Ver-
sprechungen, dass sich oftmals die »Traditionalisierungsfalle« 
hinter den Frauen schließt, wenn das erste Kind auf der Welt 
ist. Selbst wenn es mittlerweile eine Vielzahl von Gleichstel-
lungs- und Antidiskriminierungsregeln gibt, so bedeutet dies 
nicht, dass das Problem der Gleichstellung bei der Kinderfrage 
in der Praxis erledigt wäre. 

Ist die Familienpolitik geschlechterneutral?
Zum anderen ist auch die Politik zur Förderung von Vereinbar-
keit nicht neutral. Unbestritten und im Grundgesetz verankert 
ist, dass der Staat in der Pflicht ist, Eltern bei der Sorge und 
Erziehung von Kindern zu unterstützen. Auch wurde mit der 
Eherechtsreform der 1970er Jahre die »Hausfrauenehe« als Leit- 
bild abgeschafft. Doch ist staatliche Intervention nicht neutral 
und kann es auch nicht sein. Denn grundsätzlich erbringen  
Institutionen, zu denen auch öffentliche Politik in Form von 
Gesetzen und Programmen gehören, eine positive Koordinie-
rungsleistung, indem sie für das Handeln der Adressatinnen 
und Adressaten eine normative Orientierung anbieten. Auf 
welche Weise nun der Staat die Verantwortung annimmt oder 
an die Eltern delegiert, lässt sich nur »zwischen den Zeilen« 
der Sozialgesetze ablesen. Ein gutes Beispiel hierfür ist das 
Bundeserziehungsgeldgesetz, das – abgesehen von den zwei 
Vätermonaten – die geschlechterspezifische Arbeitsteilung 
begünstigte und nachteilig für Eltern war, die sich die Erzie-
hungsarbeit partnerschaftlich teilten. Diese Schieflage wurde 
nun durch das »ElterngeldPlus « behoben. Der Gesetzgeber 
hat also die Wahl, die Regularien so zu gestalten, dass sie ent- 
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weder die Adressatinnen und Adressaten der Politik binden, 
oder ihnen Spielraum zur Aushandlung belassen bleibt. Bis 
heute, gerade in Deutschland, ist der Staat dabei parteiisch 
und hält zwar nicht (mehr) direkt, jedoch aber indirekt an der 
geschlechterspezifischen Arbeitsteilung fest. Das prominen-
teste Beispiel hierfür ist die Regelung der geringfügig bezahl-
ten Beschäftigung (Minijob), der in den meisten Fällen zur 
Aufbesserung des Haushaltseinkommens angenommen wird, 
und wo die eigentliche soziale Sicherung über das Ehegatten-
splitting und die Mitversicherung in der gesetzlichen Kran-
kenkasse des Ehepartners stattfindet. Dort, wo ernsthafte  
Reformbemühungen unternommen werden, bleibt das Regel- 
werk oftmals fragmentiert, Anreize widersprüchlich oder ein-
zelne Maßnahmen unzureichend koordiniert, um faktisch die 
geschlechtergerechte Arbeitsteilung zu einer gleichwertigen 
Option zu machen. 
Wenn der Staat verpflichtet ist, Elternwerden und -sein zu un-
terstützen, ist er aus dem selben Grund – der Realisierung der 
in unserer Verfassung festgeschriebenen Grundnormen – da-
zu verpflichtet, dies auf eine Weise zu tun, dass sowohl Frauen 
wie Männern die autonome Gestaltung ihres Lebenslaufes 
weitgehend möglich ist. Der Staat erfüllt seine Aufgabe dann 
nicht mehr, wenn sich die Menschen vor die Wahl zwischen 
der Realisierung persönlicher Freiheit und dem Projekt Kinder 
und Familie gestellt sehen, und auch dann, wenn sich die 
Wahlmöglichkeiten für Männer und Frauen faktisch unter-
schiedlich darstellen. 

Ausblick
Natürlich lassen sich soziale und kulturell verankerte Verhal-
tensweisen nur begrenzt politisch steuern, aber Politik lässt 
sich heute so gestalten, dass Geschlechtereffekte im Vorfeld 
erkannt und Gegenmaßnahmen ergriffen werden können. 
Ein besseres Design von Policies und die konsequente Revi-
sion familien- und rechtspolitischer Regelungen, die mit  
einem modernisierten familienpolitischen Steuerungsauftrag 
nicht mehr vereinbar sind, sind hierfür gute Ansätze. Die Über-
arbeitung des Bundeserziehungsgeldgesetzes macht deut-
lich, dass die Bundesregierung ein verändertes Zusammen-
leben von jungen Frauen und Männern zur Kenntnis 
genommen hat und das Bedürfnis sowohl von Müttern und 
Vätern, Beruf und Familienarbeit partnerschaftlich zu teilen, 
berücksichtigen möchte. Eine Revision des Steuersplittings, 
aber auch die konsequente Regulierung aller Beschäftigungs-
formen stehen hingegen noch aus.

literatur bei der Verfasserin
Prof. Dr. Silke BothfelD, leiterin des internationalen studiengangs Politik- 
management (isPM), fakultät 3, hochschule Bremen, neustadtswall 30,  
28199 Bremen, e-Mail: silke.bothfeld@hs-bremen.de

u l R I K e  h au F F e

natürliche Geburt stärken: es geht voran
Habt keine Angst, sagte die Yogalehrerin zu den Schwangeren 
auf ihren Bällen, wir sind dafür gemacht. Unser Körper ist fürs 
Gebären gemacht. Verhaltenheit bei den Frauen, unsicheres 
Lächeln, tiefes Seufzen, Skepsis. Ein Kind zu bekommen heißt 
den Körper machen lassen. Aber »machen lassen«, sich dem 
eigenen Körper und seinem innersten Wissen zu überlassen, 
passt schlecht in Zeiten von engster Zeittaktung, Planung und 
Selbstoptimierung. Schwanger zu sein ist für Frauen heute 
vielfach vor allem ein Abenteuer: ein Ausflug in eine bis dahin 
fremde Welt, den sie vielleicht einmal im Leben unternehmen, 
vielleicht noch ein zweites Mal, seltener mehrfach. Sich  
seinem Körper zu überlassen, macht heutzutage vor allem 
Angst – statt dass es Vertrauen schafft. Und viel zu oft haben 
Frauen keine Chance, nach einer gelungenen natürlichen Ge-
burt zu verstehen: Ja, mein Körper ist dafür gemacht. Weil die 
Geburt ihres Kindes vielleicht nicht die Zeit bekam, die sie 
brauchte, weil die Geburt bestimmt war von eingreifenden 
Maßnahmen, weil am Ende vielleicht ein Kaiserschnitt stand.
In den vergangenen 20 Jahren hat sich die Kaiserschnittrate in 
Deutschland verdoppelt. Dass es hier dringenden Handlungs-
bedarf gibt, ist inzwischen im politischen Bewusstsein ange-
kommen, und zwar in ganzer Breite. Bei der Konferenz der Frau-
en- und Gleichstellungsministerinnen und -minister (GFMK), 
die vor wenigen Wochen in Wiesbaden stattgefunden hat,  
verabschiedeten alle 16 Bundesländer einen Antrag, der die 
zu hohen Kaiserschnittraten hinterfragt und fordert, »Fehl-
anreize zulasten einer natürlichen Geburt« zu verhindern. 
Dass also etwas ganz gewaltig schief läuft in der derzeitigen 
Infrastruktur, in der Kinder zur Welt kommen, ist jetzt endlich 
Konsens. Dafür haben frauengesundheitspolitische Zusam-
menschlüsse auf Bundes- und Landesebenen lange gekämpft. 
Nun geht es weiter.

Bremer Bündnis zur Unterstützung der natürlichen Geburt
In Bremen zum Beispiel ist es dem Gesundheitssenator und 
mir Anfang vergangenen Jahres gelungen, gemeinsam mit 
Gynäkologinnen und Gynäkologen, Hebammen aus Klinik und 
Praxis, mit Kinderärztinnen und Kinderärzten sowie Kranken-
kassen das »Bremer Bündnis zur Unterstützung der natürli-
chen Geburt« zu gründen, als bundesweit erstes seiner Art. 
Ziel war, gemeinsame Empfehlungen für die Betreuung von 
Schwangerschaft und Geburt zu erarbeiten, um so den primär 
gesunden Prozess der Schwangerschaft zu unterstützen, Hin-
dernisse zu analysieren und möglichst zu überwinden. Die  
Beratung von Frauen und Paaren sollte gestärkt sein, Infor- 
mationsdefizite so vermindert werden. Klinikorganisation und 
Versorgungsstruktur sollten unter die Lupe genommen  
werden, wie sie das Vorgehen von Geburtshelferinnen und 
Geburtshelfern sowie Hebammen beeinflussen – um hier  
etwas ändern zu können. Vor kurzem hat das Bündnis seine 
Arbeit zusammengefasst und insgesamt 26 Empfehlungen 
ausgesprochen, von einer breiten Kampagne zugunsten der 
natürlichen Geburt bis hin zu detaillierten Hinweisen in den 
Beratungs- und Versorgungsabläufen. Entscheidend dabei ist 
das Miteinander aller Akteurinnen und Akteure, das gemein-
same Wollen trotz häufig entgegenstehender logistischer 
oder wirtschaftlicher Faktoren. 



impu!se 85 | 2014Schwerpunkt

04

Voneinander Lernen
Der Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychothera-
pie und Gesellschaft e. V. (AKF), der das Thema natürliche  
Geburt und Medikalisierung von Schwangerschaft schon lan-
ge bewegt und der dazu einige Materialien herausgegeben 
hat, regte bei allen Gesundheitsministerinnen und -ministern 
der Länder die Nachahmung des Bremer Modells und die 
Gründung eigener Bündnisse zur Förderung einer normalen 
Geburt an. Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat 
vor einem Jahr die Einrichtung eines »Runden Tisches Geburts-
hilfe« beschlossen. Auch andere Bundesländer ließen sich  
anregen. Bremen ist dafür bekannt, den Fragen der Frauen- 
gesundheit ein besonderes Augenmerk zu widmen und ins-
besondere die Medikalisierung weiblicher Lebensphasen kri-
tisch zu hinterfragen. Bremen war das erste Bundesland, das 
einen von Hebammen geleiteten Kreißsaal installierte (in 
Bremer haven) – seine Wirksamkeit, also die deutliche Sen-
kung medizinischer Eingriffe unter der Geburt ist wissen-
schaftlich belegt, das Modell in etwa 20 anderen Kliniken in 
Deutschland eingeführt. In Bremen steht ein weiterer Hebam-
menkreißsaal unmittelbar vor seiner Eröffnung.

Weitere Entwicklungen
Auch auf Bundesebene tut sich einiges. Neben dem schon er-
wähnten GFMK-Beschluss, der deutlich appellative Wirkung 
hat, steht die natürliche Geburt im Fokus der Arbeit von ge-
sundheitsziele.de. gesundheitsziele.de ist der Kooperations-
verbund zur Weiterentwicklung des nationalen Gesundheits-
zieleprozesses, in dem sich seit 13 Jahren mehr als 120 Orga- 
nisationen des deutschen Gesundheitswesens engagieren. 
Die Plattform bringt gesundheitspolitische Akteurinnen und 
Akteure zusammen und entwickelt im Konsens konkrete, ex-
emplarische Gesundheitsziele als Empfehlung an die Politik 
und andere. Beteiligt sind Verantwortliche aus Politik in Bund, 
Ländern und Kommunen, Selbstverwaltungsorganisationen, 
Fachverbände, Patienten- und Selbsthilfeorganisationen und 
Wissenschaft. Im Rahmen des Gesundheitszieles »Gesund  
aufwachsen« wurde 2013 eine Untergruppe zur Gesundheit 
rund um die Geburt eingerichtet, die ihre Ergebnisse in den 
kommenden Monaten präsentieren wird. 
Dass Frauen, aber auch ihre Partner, ihre Mütter, die ihnen  
Nahestehenden intensiver als bisher über die Chancen einer 
natürlichen Geburt und die Risiken eines Kaiserschnitts infor-

J u l I a  B e R K I C ,  Fa B I e n n e  B e C K e R - s tO l l

Was brauchen Kinder und eltern  
von anfang an?
Die Beziehung zwischen Eltern und Kind beginnt nicht erst 
mit der Geburt. Bereits während der Schwangerschaft setzen 
sich viele Eltern mit den Erwartungen und Vorbereitungen auf 
die Zeit nach der Geburt auseinander. Wie intensiv das ge-
schieht, hängt mit den Erfahrungen der Eltern in der eigenen 
Kindheit, partnerschaftlichen und familiären Vorstellungen 
sowie Erlebnissen während der Schwangerschaft zusammen. 
Das Wichtigste bei der Vorbereitung auf die Zeit nach der  
Geburt ist die innere Bereitschaft der Eltern, in ihrem Leben 
Raum für die zukünftige Familie zu schaffen. Dazu gehört 
auch, dass sich Eltern ganz konkret darüber unterhalten, wie 
der Alltag nach der Geburt gestaltet werden soll: Wer macht 
was bei der Kinderbetreuung? Wer macht was im Haushalt?  
So können sie vermeiden, dass unausgesprochene Erwartun-
gen in den kommenden Monaten zu Enttäuschungen wer-
den. Andererseits sind auch sachliche Informationen wichtig, 
um Ungewissheiten aus dem Weg zu räumen: Wo bekomme 
ich finanzielle Unterstützung? Wie kann ich Hilfe bekommen, 
wenn ich mein Kind alleine aufziehen möchte? Wann sollte  
ich mich um eine außerfamiliäre Betreuung kümmern? Neben 
all diesen organisatorischen Überlegungen ist es besonders 
wichtig, dass die werdende Mutter darauf achtet, sich mög-
lichst eine Umgebung zu schaffen, die frei ist von vermeidba-
rem Stress, und lernt, Prioritäten zu setzen: Welche Termine 
und Aktivitäten tun gut, welche sind vermeidbar? Wie kann 
man sich kleine Freiräume schaffen? Wann ist Zeit, gedanklich 
mit meinem Baby in Kontakt zu kommen?

Geburt
Die ersten Stunden nach der Geburt sind für Eltern und Kind 
eine außergewöhnliche Zeit. Die meisten Neugeborenen sind 
in den ersten Lebensstunden ungewöhnlich wach und auf-
merksam, deutlich mehr als an den folgenden Tagen. Leider 
ist dieses erste Kennenlernen nach der Geburt für einige El-
tern durch äußere Umstände erschwert, wenn das Kind bei-
spielsweise durch einen Kaiserschnitt entbunden wird oder 
wegen einer Frühgeburt oder Komplikation in ein anderes 
Krankenhaus verlegt werden muss. Auf die Eltern-Kind-Bin-
dung wirkt sich der fehlende Kontakt direkt nach der Geburt 
nachgewiesenermaßen nicht bleibend negativ aus. Die Bin-
dung zwischen Kind und Eltern entwickelt sich langsam und 
stetig. Sie entsteht aufgrund unzähliger Erfahrungen, die El-
tern über Monate und Jahre hinweg mit ihrem Kind machen. 
Das erste Kennenlernen ist dabei nur eine Erfahrung von vie-
len – wenn auch eine wichtige für das emotionale Wohlbefin-

miert werden müssen, ist inzwischen – behaupte ich – bei allen 
Verantwortlichen im Gesundheitswesen angekommen. Es war 
ein langer Weg bis hierher. Und er ist noch nicht zu Ende. Jetzt 
wird es darum gehen, auf diesen Erkenntnissen fußend Maß-
nahmen zu entwickeln und Strukturen zu verändern. 

literatur bei der Verfasserin
Ulrike haUffe, landesfrauenbeauftragte Bremen, Bremische zentralstelle  
für die Verwirklichung der gleichberechtigung der frau, Knochenhauer- 
straße 20–25, 28195 Bremen, e-Mail: office@frauen.bremen.de
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den. Darüber hinaus haben die werdenden Eltern oft unter-
schiedliche Vorstellungen darüber, wie eine Geburt ablaufen 
soll. Entscheidend ist, dass Eltern selbstbestimmt und in Ab-
sprache miteinander die Voraussetzungen für einen ge-
wünschten Geburtsverlauf schaffen und trotz alledem flexibel 
bleiben. 

Grundbedürfnisse von Kindern
Kinder brauchen für ihr Gedeihen und ihre Entwicklung ne-
ben Nahrung und Pflege die körperliche Nähe und gefühl- 
volle Zuwendung der Eltern. Zudem habe alle Kinder psychi-
sche Grundbedürfnisse nach Bindung, aber auch nach Selbst-
bestimmung und Kompetenz. Damit es einem Kind gut geht, 
muss es sich zunächst geborgen fühlen. Dies setzt die Nähe 
mindestens einer vertrauten Person voraus. Ein Kind kann – 
insbesondere im ersten Lebensjahr – nicht alleine sein. Es 
braucht eine vertraute Person, die ihm jederzeit Nähe, Schutz 
und Hilfe geben kann. Jedes Kind teilt den Eltern mit seinem 
Verhalten mit, wie viel Nähe und Zuwendung es braucht.  
Eltern haben angeborene intuitive Kompetenzen die Signale 
ihres Kindes zu deuten, und werden darin in der Regel mit der 
Zeit immer besser. Weil es sehr anstrengend sein kann, die 
Spannung auszuhalten, die ausgelöst wird, wenn man den 
Grund für Weinen oder Schreien nicht kennt, ist es nötig, dass 
sich Eltern hierbei abwechseln und gegebenenfalls Hilfe bei 
einer Beratungsstelle oder Schreiambulanz suchen. 

Feinfühliges Verhalten als Voraussetzung für eine sichere 
Bindung
Kinder sind viele Jahre auf die Fürsorge der Eltern und anderer 
Bezugspersonen angewiesen. Feinfühligkeit bedeutet dabei, 
die überwiegende Mehrheit der Signale eines Kindes wahrzu-
nehmen, sie richtig zu deuten und sie prompt und angemes-
sen zu beantworten. Säuglinge haben noch eine sehr geringe 
Aufmerksamkeitsspanne, deshalb ist es wichtig, dass die  
Antwort auf seine Signale relativ schnell geschieht. Andern-
falls versteht der Säugling nicht, dass beispielsweise das Trös-
ten die Antwort auf sein Weinen ist – und diese Erfahrung der 
eigenen Wirksamkeit bleibt aus. Feinfühligkeit bedeutet aber 
nicht, perfekt zu sein oder keine Fehler zu machen. Wenn es 
Eltern gelingt, feinfühlig über die ersten Lebensmonate hin-
weg mit ihrem Kind zu interagieren, werden sie zum »sicheren 

h a n s - G e O R G  n e l l e s

Vater werden und Partner bleiben – 
aushandlungsprozesse vor und nach 
einer Geburt
Vaterschaft verändert alles, nicht nur im Leben eines Mannes. 
Diese an sich triviale Aussage verweist auf die Großartigkeit 
des Ereignisses einer Geburt und die Komplexität der Wirkun-
gen, die von ihr ausgehen. Sie zeigt aber auch auf die Fülle von 
Möglichkeiten, die diejenigen haben, die die werdenden Väter 
und Mütter auf diesem Weg begleiten. 
Im Mittelpunkt steht dabei sicherlich die Geburt selbst. In 
Deutschland sind inzwischen weit mehr als 90% der werden-
den Väter bei der Geburt dabei und ihre Vorbereitung auf die-
ses Ereignis kommt auch der gebärenden Frau zugute. Stu-
dien zeigen, dass ein Mann, der seine Rolle während der 
Geburt kennt und versteht, was dort geschieht, besser vor 
übermäßigem Stress geschützt ist und seltener Gefahr läuft, 
den Geburtsprozess negativ zu beeinflussen. Wird er zudem 
vom geburtshilflichen Team als unmittelbar Beteiligter des ge-
samten Geburtsgeschehens wahrgenommen, als Person mit 
eigenen Bedürfnissen und einem eigenen Erleben, sind das 
weitere Voraussetzungen für eine störungsarme Geburt.

Hafen« für dieses Kind, in den man bei Belastung »einlaufen« 
kann. Sie werden aber auch zur »sicheren Basis«, von der aus 
man bei Wohlbefinden die Welt erkunden kann. 

Kindliches Bindungsverhalten
Als kindliches Bindungsverhalten werden Verhaltensweisen 
bezeichnet, die dazu dienen, die Nähe zu einer bevorzugten 
Bindungsperson herzustellen oder aufrechtzuerhalten, um dort 
Sicherheit und Geborgenheit zu finden. Dazu zählen Verhal-
tensweisen wie Weinen, Rufen, Anklammern und zur Bin-
dungsperson hin krabbeln. Es wird immer dann gezeigt, wenn 
das Kind sich unwohl fühlt oder Angst hat. Welche Umstände 
dem Kind Angst machen, hängt vom Alter des Kindes, aber 
auch von dessen Persönlichkeit und Temperament ab. Wäh-
rend das eine Kind beispielsweise seelenruhig bei laufender 
Musik schläft, erschreckt ein anderes bereits beim lauten Bel-
len eines Hundes in weiter Entfernung. In jedem Fall braucht 
der Säugling dann die Nähe einer Bindungsperson.

Bindung und Selbstständigkeit gehören zusammen
Kinder können besonders gut die Umwelt erkunden und sich 
auf Neues einlassen, wenn sie sich in ihrem Bedürfnis nach 
Bindung sicher fühlen. Ohne sichere Bindung ist die Fähigkeit 
zur Erkundung der Welt, zur Entwicklung von Selbstständig-
keit und Autonomie eingeschränkt. Eine sichere Bindung  
ist also die Voraussetzung für spätere Unabhängigkeit und 
nicht ein Ausdruck von Abhängigkeit oder Unselbstständig-
keit. Ein Kind, welches in den ersten Lebensmonaten und  
-jahren die Erfahrung gemacht hat, dass kontinuierlich und 
verlässlich auf seine Bedürfnisse eingegangen wird, verhält 
sich später selbstbewusster, neugieriger und ist zufriedener.

literatur bei den autorinnen 
Dr. JUlia Berkic UnD Prof. Dr. faBienne Becker-Stoll,  
staatsinstitut für frühpädagogik, München, tel.: (0 89) 9 98 25-19 00,  
e-Mail: fabienne.becker-stoll@ifp.bayern.de
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Neben dieser unmittelbar auf die Geburt bezogenen Vorbe-
reitung beschäftigen sich Väter mit weiteren Fragen rund um 
dieses Erlebnis:
» Welche Bedeutung habe ich als Vater für die Entwicklung
 des Kindes?
»  Wie kann ich meine Vaterkompetenzen entfalten?
»  Wie entwickelt sich das Verhältnis zu meiner Partnerin,
 wenn sie auch Mutter ist?
»  Was ist mit dem Sex in der Schwangerschaft und nach der 
 Geburt?
»  Wie kann es gelingen, dass wir auch als Vater und Mutter

die Verantwortung für die finanzielle Versorgung der Fami-
lie und die dort anfallenden Care-Aufgaben partnerschaft-
lich aufteilen?

Herausforderungen für (werdende) Väter
Diese und weitere Fragen stellen sich werdende Väter und  
viele möchten sie am liebsten im Kreise anderer Männer, die 
sich in der gleichen Situation befinden, besprechen. Im Rah-
men der herkömmlichen, auf die werdende Mutter ausgerich-
teten Geburtsvorbereitungskurse macht es daher Sinn, den 
Vätern an einem Termin die Gelegenheit zu geben, sich mit 
fachkundiger Begleitung mit diesen Fragen zu beschäftigen 
und Antworten zu finden. In zahlreichen Städten bieten Män-
ner- und Väterinitiativen schon Geburtsvorbereitungskurse 
für werdende Väter an. Vorreiter sind dabei der Papaladen in 
Berlin und der Väter e. V. in Hamburg.
Dass Väter für die Entwicklung von Kindern eine eigen stän- 
dige Bedeutung haben, ist in der Wissenschaft inzwischen  
unbestritten, im Alltag lassen sie sich aber allzu oft auf die  
»fa-milienfernen« Aufgaben verweisen und fühlen sich für die 
finanzielle Versorgung der Familie verantwortlich. Die zeit-
liche Beanspruchung durch die berufliche Tätigkeit erweckt 
dann in Kindertagesstätten und Schulen oft den Eindruck, die 
Väter wollten sich ja gar nicht beteiligen Das Gegenteil ist aber 
der Fall. Männer machen sich die Entscheidung, Vater zu wer-
den, heute nicht leicht. Wenn sie es dann werden, häufig im 
Alter jenseits der 35 Jahre, möchten sie die Entwicklung der 
Kinder auch miterleben und nicht nur finanzieren.

Chancen und Grenzen neuer Vaterrollen
Bei Befragungen äußern regelmäßig mehr als 60% der Mütter 
und Väter, dass sie eine partnerschaftliche Aufgabenteilung  
in der Familie bevorzugen, aber weniger als 15% leben dieses 

Modell. Zu dieser traditionellen, den Wünschen junger Eltern 
widersprechenden Arbeitsteilung tragen Rahmenbedingun-
gen wie fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten und einer 
auf Frauen und Mütter ausgerichteten Vereinbarkeitskultur in 
Unternehmen sowie sicherlich auch Vorstellungen wie »es  
ist für das Kind das Beste, wenn sich die Mutter darum küm-
mert« bei.
Nichtsdestotrotz bieten die Partnermonate den Vätern die 
Möglichkeit, sich mindestens zwei Monate lang auf die neue 
Familiensituation und das Kind einzulassen und zu erfahren, 
dass sich ihre Kompetenzen im Umgang mit dem Kind in dem 
Maße entwickeln, wie sie sich auf das Kind einlassen. Ob sie 
dies tun, hängt wiederum unmittelbar von dem Zutrauen und 
Zulassen ihrer Partnerin ab.

Gestaltung von Familie und Partnerschaft
Mit den gerade beschlossenen Regelungen des Elterngeld-
Plus haben Väter und Mütter jetzt die Chance, diese Wünsche 
der Wirklichkeit anzunähern. In den ersten 28 Monaten nach 
der Geburt können neue Arbeitszeiten und Aufgabenteilun-
gen erprobt und wichtige Erfahrungen im familiären und  
betrieblichen Kontext gemacht werden. Damit dies gelingt, 
müssen sich werdende Väter und Mütter, und das ist nichts 
Neues, am besten lange vor der Geburt des Kindes darüber 
einigen, wie sie sich Erwerbs- und Familienarbeit mit dem 
Kind aufteilen möchten. Dies umfasst, wer wann in welchem 
Umfang wieder für die finanzielle Absicherung der Familie 
verantwortlich ist und wer zuhause die Verantwortung über-
nimmt. Dementsprechend können dann die neuen Varianten 
des ElterngeldPlus genutzt werden.
Da es für diese Aushandlungsprozesse in der Regel keine  
Vorbilder in der eigenen Familie gibt, brauchen Väter (und 
Mütter) Informationen über ihre Möglichkeiten und Unter-
stützung dabei, diese auch in Anspruch zu nehmen. Die Kom-
plexität von gemeinsamer Berufstätigkeit bei unzureichen-
den Kinderbetreuungsangeboten ist groß. Der vermeintlich 
einfachere Weg, dass einer, zumindest in den ersten Jahren, 
zuhause bleibt, die »temporäre Teilretraditionalisierung« ist  
eine Scheinlösung. Sie führt in der Regel dazu, dass sich die 
beruflichen Entwicklungs- und Verdienstmöglichkeiten von 
Vater und Mutter, die vor der Geburt des ersten Kindes nahe 
beieinander lagen, immer weiter voneinander entfernen und 
es bei einem zweiten Kind überhaupt keine Wahlmöglichkei-
ten mehr gibt.
Das Auseinanderdriften der Erfahrungswelten kann dann zu 
einer kontinuierlich abnehmenden Partnerschaftsqualität 
führen, die für die Väter den eigentlichen Motor zum familiä-
ren Engagement darstellt. Die Unzufriedenheit kann zu einem 
abnehmenden Engagement ihrerseits führen, was natürlich 
seitens der Partnerin ebenfalls mit einem steigenden Konflikt-
potenzial einhergehen kann.
Es ist in der Tat im Vorfeld schwer vorstellbar, wie das Leben 
nach der Geburt eines Kindes im Alltag verläuft, diese Zusam-
menhänge sind aber stark evident. Eine Geburtsvor- und 
-nachbereitung, die Väter und Mütter auf mögliche Konse-
quenzen auch einvernehmlich getroffener Entscheidungen 
hinweist und ihnen die Möglichkeit gibt, diese auch zu be-
rücksichtigen, ist dabei nachhaltig positiv wirksam. Gerade 
auch im Sinne der Kinder.

literatur beim Verfasser
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e-Mail: nelles@vaeter-und-karriere.de, www.vaeterblog.de
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einige als junge Erwachsene die Samenspender und Eizell-
spenderin kennenlernen möchten. Problematisch ist dies, 
wenn die Kinder in einem Land gezeugt wurden, in dem Spen-
derinnen und Spendern Anonymität zugesichert wird.

Folgen für Eizellspenderinnen und Leihmütter
Obwohl die Eizellspende und die Leihmutterschaft bereits  
seit Anfang der 1980er Jahre durchgeführt wird, sind Studien, 
die sich mit den langfristigen Folgen für diese Frauen ausein-
andersetzen, noch nicht vorhanden. Wir wissen somit nicht, 
was es für sie selbst oder für ihre Partner bedeutet, dass sie zur 
Geburt von Kindern beigetragen haben, die im Ausland leben. 
Es ist noch nicht einmal bekannt, ob sie darüber informiert 
werden, dass die Wunscheltern im Ausland leben. Hinzu  
kommen Fragen der Kommerzialisierung und der möglichen 
Ausbeutung von Frauen. Hierzu trägt das häufig, aber nicht 
immer vorhandene finanzielle Gefälle zwischen dem Her-
kunftsland der Wunscheltern und dem Behandlungsland bei, 
aber auch die Tatsache, dass Kliniken und Agenturen, die  
Behandlungen vermitteln, vorbereiten und durchführen, 
selbstverständlich auch Kosten in Rechnung stellen – zum  
Teil deutlich höhere als Spenderinnen oder Leihmütter an fi-
nanzieller Kompensation erhalten.

Standards
Aufgrund unterschiedlicher kultureller und sozialer Wertevor-
stellungen ist es unwahrscheinlich, dass welt- oder europa-
weit gesetzliche Regelungen vereinheitlicht werden. Daher 
schlugen Thorn et al. (2012) Minimalstandards vor, die freiwil-
lig eingehalten werden können. Hierzu gehören unter ande-
rem das Recht von Kindern, nach Eizell-, Samen- oder Embry-
onenspende ihre biologischen Wurzeln zu kennen, und eine 
entsprechende Dokumentation dieser Daten, die Minimie-
rung medizinischer Risiken für Spenderinnen und Leihmütter 
sowie umfassende Aufklärung über mögliche Risiken, eine 
breite öffentliche Diskussion, was eine »angemessene finan- 
zielle Kompensation« für diese Parteien darstellt sowie eine 
psychosoziale Beratung für alle Beteiligten vor dem medizini-
schen Eingriff. 
Für die psychosoziale Beratung von Paaren wurden von der 
Deutschen Gesellschaft für Kinderwunschberatung Leitlinien 
entwickelt, auf die sich Fachkräfte stützen können. Diese Leit-
linien sehen vor, dass die Beratung vor der medizinischen  
Behandlung stattfindet und die Wunscheltern sich mit allen 
Folgen auseinandersetzen. Hierzu gehören unter anderem 

P e t R a  t h O R n

Reproduktives Reisen – Chancen  
und Risiken
Immer mehr Paare reisen ins Ausland, um eine reproduktions-
medizinische Behandlung durchzuführen, die in Deutschland 
unter Strafe steht. Dieser Beitrag zum reproduktiven Reisen 
bezieht sich vor allem auf die bei uns unter Verbot stehenden 
Behandlungen mit Eizellspende und Leihmutterschaft. 

Zahlen und Daten
In den letzten Jahren hat meiner klinischen Erfahrung nach 
die Anzahl von Paaren, die eine in Deutschland unter Strafe 
stehende Behandlung im Ausland anstreben, deutlich zuge-
nommen. Die Erweiterung der EU, leichte Möglichkeiten, über 
das Internet Informationen zu beziehen, und letztendlich  
kostengünstige Reisemöglichkeiten, haben diese Entwick-
lung gefördert. Basierend auf der Hochrechnung einer Pilot-
studie reisen innerhalb von Europa rund 11.000 bis 14.000 
Paare jährlich ins Ausland, um rund 24.000 bis 30.000 Behand-
lungszyklen, überwiegend eine Eizellspende, durchzuführen. 
Darunter sind bis zu 2.000 Paare aus Deutschland. Bezogen 
auf das Jahr 2008, in dem diese Zahlen erhoben wurden, stel-
len dies circa 8 % der Behandlungszyklen dar, die in Deutsch-
land durchgeführt wurden.

Entscheidungswege
Die meisten Paare, die sich für eine Eizellspende entscheiden, 
mussten die Erfahrung erfolgloser Behandlungen im Inland 
machen. Bei manchen liegt zunächst zum Beispiel eine Frucht-
barkeitseinschränkung des Mannes oder der Frau vor. In weni-
gen Fällen wird bei jungen Frauen, teils bereits mit Anfang 20, 
eine frühzeitige Menopause diagnostiziert. Die Anzahl deut-
scher Paare, die eine Leihmutterschaft in Erwägung zieht, ist 
wahrscheinlich klein. Auch hier fehlen verlässliche Zahlen. Die 
Gründe hierfür sind die Unmöglichkeit, eine Schwangerschaft 
auszutragen, oder zu erwartende, gefährliche Komplikatio-
nen während einer Schwangerschaft oder Geburt. Hinzu 
kommt eine wahrscheinlich sehr überschaubare Zahl schwu-
ler Paare, die ihren Kinderwunsch per Eizellspende und Leih-
mutterschaft umsetzt.
Für fast alle Paare ist die Entscheidung zu einer Eizellspende 
oder Leihmutterschaft mit vielen Unsicherheiten und Fragen 
verbunden. Sie lassen ihren Wunsch nach einem Kind, das mit 
beiden Elternteilen biologisch verbunden ist, hinter sich, las-
sen sich auf ein Gesundheitssystem in einem fremden Land 
ein, unterzeichnen Verträge, die nicht immer ausführlich alle 
Fragestellungen der Behandlungen erfassen, und überlassen 
den ausländischen Kliniken beziehungsweise Agenturen die 
Auswahl der Spenderin und/oder Leihmutter. Viele beschrei-
ben dies als größtmöglichen Kontrollverlust im Rahmen ihres 
Kinderwunsches.

Folgen für das Kind und die Familie 
Für Wunscheltern entsteht bei einer Behandlung im Ausland 
zunächst die Frage, mit wem sie in ihrem sozialen Umfeld dar-
über sprechen können oder ob sie die Behandlung geheim 
halten sollen. Weiterhin müssen sie entscheiden, ob sie das 
Kind aufklären und wie sie gegebenenfalls mit Fragen des  
Kindes nach der Spenderin oder der Leihmutter umgehen. 
Studien zeigen auf, dass Kinder durchaus neugierig sind und 
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kontinuierlicher Kreislauf von Follikelwachstum und -rück-
bildung ein, der zu einer exponentiellen Reduktion der Eizell- 
zahl führt und sich nach der Geburt im Lebensverlauf fort-
setzt. Erst nach Einsetzen der Pubertät kommen Follikel unter 
hormonellem Einfluss zum Eisprung und setzen eine befruch-
tungsfähige Eizelle frei. Die Menopause tritt ein, wenn das  
vorgeburtlich angelegte Eizellreservoir erschöpft ist. Viele de-
mografische und epidemiologische Studien belegen eine  
Abnahme der natürlichen weiblichen Fruchtbarkeit schon ab 
Mitte Dreißig vor allem durch eine altersabhängige Zunahme 
von chromosomalen Veränderungen. Auch das Risiko eines 
Abortes steigt dadurch altersabhängig an.

Männliche biologische Einflussfaktoren
Es besteht derzeit kein wissenschaftlicher Konsens bezüglich 
eines Einflusses des Alters auf die männliche Fruchtbarkeit. 
Der Bestand an Samenzellen wird zeitlebens regeneriert, und 
im Gegensatz zu den altersbedingten Veränderungen in Eizel-
len gibt es keine eindeutigen Hinweise auf einen Einfluss des 
väterlichen Alters auf die Rate fetaler Genmutationen. Jedoch 
kommt es bei älteren Vätern häufiger zu Spontanmutationen 
in Spermien, wodurch sich in der Folge das Erkrankungsrisiko 
für einige erbliche Erkrankungen erhöht.

Medizinische Interventionen
Kausale Therapieansätze zur Kompensation des altersabhän-
gigen Verlustes der weiblichen Fruchtbarkeit bzw. der Eizell-
qualität sind derzeit außer Reichweite. Der Einsatz assistierter 
reproduktionsmedizinischer Techniken erzielt zwar Lebend-
geburtenraten, die denen bei erhaltener natürlicher Frucht-
barkeit gleichkommen, kann aber nicht den individuellen  
altersbedingten Fertilitätsverlust kompensieren. Neben der 
Nutzung von Eizellspenden haben sich hauptsächlich zwei 
Strategien etabliert, um individuelle Schwangerschaftschan-
cen zu erhalten beziehungsweise altersbedingte Einbußen zu 
kompensieren. 

Aneuploidiescreening
Dieses Verfahren, das im Rahmen von künstlichen Befruchtun-
gen erfolgt, umfasst je nach nationaler Gesetzeslage die Ent-
nahme und genetische Untersuchung der Polkörper der Ei-
zelle oder von Teilen des Embryos. Ziel ist jeweils die Iden- 
tifikation und Selektion chromosomal normaler Eizellen oder 
Embryonen. Valide Daten liegen zu den unterschiedlichen 
Verfahren bisher noch nicht vor. Derzeit kann keine Methode 
des Aneuploidiescreenings eine Steigerung der Lebendge-
burtenraten sicher garantieren. Die reduzierte Eizellzahl älte-
rer Patientinnen limitiert zudem häufig die Anwendung der 
Verfahren. 

Social Freezing
Die sogenannte Kryokonservierung – also das Einfrieren unbe- 
fruchteter Eizellen zur potenziellen späteren Nutzung – ist erst  
in jüngerer Zeit zu einer Option für Patientinnen geworden. 
Sie ermöglicht Befruchtungs- und Schwangerschaftsraten,  
die denen bei Einsatz frischer Eizellen im Rahmen der assis-
tierten Reproduktion gleichzusetzen sind. Auch die geburts-
hilflichen und peripartalen Risiken scheinen bei Schwanger-
schaften aus eingefrorenen im Vergleich zu frischen Eizellen 
nicht erhöht zu sein. Zu beiden Fragestellungen muss die  
Datenbasis jedoch noch signifikant vergrößert werden. Social 
freezing sollte idealerweise in Zeiten höchster Fruchtbarkeit, 
das heißt vor dem dreißigsten Lebensjahr erfolgen. Die Mehr-

K at R I n  Va n  d e R  V e n

späte elternschaft aus medizinischer  
Perspektive
Deutschland zählt seit Jahrzehnten zu den Ländern mit den 
niedrigsten Geburtenziffern. Frauen in Deutschland werden 
immer später Mütter, das durchschnittliche Alter bei Geburt 
des ersten Kindes lag im Jahr 2010 bei 28,8 Jahren. Seit 2003 
liegt die Geburtenrate für Frauen unter 30 Jahren (38% im Jahr 
2010) unter der von Frauen über 30 Jahren (52% im Jahr 2010). 
Das Phänomen der aufgeschobenen und später im Lebens-
lauf nachgeholten Familiengründung, das Männer gleicher-
maßen betrifft, haben Demografieexpertinnen und -experten 
für alle Industrieländer beschrieben. Angesichts dieser sozio-
kulturellen Entwicklung sieht sich auch die Medizin mit neuen 
Fragestellungen konfrontiert, vor allem im Hinblick auf eine 
Kompensation der geringeren Fruchtbarkeit älterer Mütter 
und die gesundheitliche Prognose für Mutter und Kind  
bei einer späten Schwangerschaft. 

Weibliche biologische Einflussfaktoren
Die maximale Zahl von etwa 7 Millionen weiblichen Keimzellen 
wird im pränatalen Leben etwa in der 15. Schwangerschafts-
woche erreicht. Schon im vorgeburtlichen Leben setzt ein 

das Wissen um die gesetzlichen Regelungen des Behand-
lungslandes zur Anonymität der Spenderinnen und Spender 
und das Auskunftsrecht der Kinder, die Auseinandersetzung 
mit sozialer und biologischer Elternschaft, die Frage, ob und 
wie das soziale Umfeld und das Kind aufgeklärt werden kön-
nen, welches ein für das Kind aus entwicklungspsychologi-
scher Sicht hilfreicher Umgang der Eltern mit der Zeugungsart 
darstellen kann und wie sich Kinder mit ihrem bi-nationalen 
Hintergrund auseinandersetzen. Die Leitlinien für die Bera-
tung finden Sie auf www.bkid.de unter »Leit- und Richtlinien«.

literatur bei der Verfasserin
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e-Mail: mail@pthorn.de
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s I l J a  s a m e R s K I 

das Wunder des neubeginns  
und die entscheidungszwänge der 
Pränataldiagostik
Meine Mutter ging vor über vierzig Jahren risikolos mit mir 
schwanger. Keine Ärztin und kein Arzt hat ihr das attestiert: 
Sogenannte »persönliche Risiken«, die Patientinnen haben 
können, wie einen eitrigen Zahn oder eine Blinddarmentzün-
dung, gab es damals in der ärztlichen Praxis noch nicht. Heute 
dagegen steht jede Schwangerschaft im Schatten des Risikos. 
Alles, was ein Neugeborenes statistisch gesehen haben könn-
te, vom offenen Rücken bis zum Down-Syndrom, wird der 
Schwangeren als ein beängstigendes Risiko attestiert. Etwa 

zahl der Patientinnen erwägt diese Maßnahme derzeit aber 
erst in einem späteren Alter, was den individuellen Nutzen des 
Verfahrens in Frage stellt. 

Gesundheitliche Konsequenzen einer späten  
Schwangerschaft
Ein erhöhtes schwangerschaftsassoziiertes Risiko ist ab 30–34 
Jahren nachweisbar. Studien an Schwangeren über 45 Jahre 
dokumentieren einheitlich erhöhte Risiken für Bluthochdruck, 
Schwangerschaftsdiabetes, die sogenannte Präeklampsie (eine 
Kombination aus Bluthochdruck und zu viel Eiweiß im Urin), 
Blutungen in der Spätschwangerschaft, niedriges Geburtsge-
wicht, Frühgeburtlichkeit und Totgeburten. In industrialisier-
ten Ländern liegt die absolute Rate an perinatalen Todesfällen 
in dieser extremen Patientengruppe bei etwa 10 Fällen pro 
1.000 Geburten. Einer Beratung bereits vor der Befruchtung und 
Schwangerenvorsorge kommt hier besonderes Gewicht zu.

literatur bei der Verfasserin
Prof. Dr. katrin van Der ven, universitätsklinikum Bonn, zentrum für 
geburtshilfe und frauenheilkunde, sigmund-freud-straße 25, 53105 Bonn, 
e-Mail: katrin.van_der_ven@ukb.uni-bonn.de

drei Viertel aller Schwangerschaften landen daher in der 
Schublade »risikoschwanger« – obwohl meistens we-der der 
werdenden Mutter noch dem kommenden Kind etwas fehlt. 
Um die Risiken »abzuklären«, wie es im medizinischen Fach-
jargon heißt, bieten Medizinerinnen und Mediziner den 
Schwangeren zahlreiche Tests an: Mehrfacher Ultraschall ist 
Routine; Nackenfaltenmessung und Ersttrimester-Test zur  
Risikoabschätzung von Chromosomenanomalien etablieren 
sich als Reihenuntersuchungen; und etwa jedes 12. Kind ist 
vor seiner Geburt bereits durch eine Fruchtwasseruntersu-
chung oder Chorionzottenbiopsie genetisch examiniert wor-
den. Seit Kurzem ist auch der sogenannte Bluttest auf dem 
Markt, der verspricht, mit hoher Wahrscheinlichkeit eine kind-
liche Chromosomenveränderung im Blut der Mutter nachzu-
weisen. In Zukunft, so die Vision der Pränataldiagnostik, soll 
dieser Bluttest den umfassenden genetischen Checkup des 
Ungeborenen ermöglichen – ohne jegliches Eingriffsrisiko. 

Die Entscheidungsfalle 
Die vorgeburtlichen Tests stellen einen Patienten her, dem 
nicht zu helfen ist. Er kann in aller Regel nicht geheilt, sondern 
nur abgetrieben werden. Die Entscheidung darüber, welche 
Menschen auf die Welt kommen sollen und welche nicht, un-
terminiert jedoch den ärztlichen Heilauftrag. Gesetzgeber,  
Politikerinnen und Politiker, Ethikerinnen und Ethiker sowie 
Beraterinnen und Berater pochen deshalb auf die »selbst- 
bestimmte Entscheidung« der Schwangeren. In der Praxis ist  
die Wahlfreiheit jedoch gering. Die medizinische Schwange-
renbetreuung stellt die Weichen so, dass der vorgeburtliche 
Check-up samt eventuellem Schwangerschaftsabbruch ge-
radezu vorprogrammiert ist. Viele Schwangere haben daher 
das Gefühl, etwas entscheiden zu müssen, was letztlich  
schon entschieden ist. »Die Pränataldiagnostik lässt für alle 
Beteiligten kaum noch Entscheidungsspielräume zu«, resü-
miert Annegret Braun, Leiterin einer unabhängigen Schwan-
gerenberatungsstelle. Psychosoziale Beratungsangebote sol-
len Schwangere dazu befähigen, sich ein Stückchen der ver- 
lorenen Entscheidungsfreiheit zurückzuerobern. Doch auch 
diese Beratungen laufen in diesem »etablierten System Ge-
fahr, lediglich für den reibungslosen Ablauf zu sorgen« (Braun). 
Haben sich die Schwangeren erst einmal auf einen Test einge-
lassen, dann gibt es kein Zurück mehr. Sobald der Befund 
nicht das erhoffte »grüne Licht« gibt, geraten sie in eine  
Kaskade von weiteren Untersuchungen und Maßnahmen, an 
deren Ende meist der Schwangerschaftsabbruch steht. Im 
Routineultraschall wird eine sogenannte »Auffälligkeit« ge-
funden, die vielleicht gar nichts zu bedeuten hat; oder der 
Ersttrimester-Test resultiert in statistischen Werten, die höher 
sind als erwartet – eine Wahrscheinlichkeit für ein Kind mit 
Down-Syndrom von 1:275 statt 1:750. Über das kommende 
Kind sagt eine derartige Zahl nichts. Solche Ergebnisse ver- 
wandeln die »gute Hoffnung« jedoch jäh in »schlechte Erwar- 
tung«. Weitere Checkups, der Feinultraschall oder die Frucht-
wasseruntersuchung sollen dann »Sicherheit« bringen. Die 
Gesundheit des kommenden Kindes können sie jedoch auch 
nicht garantieren und die Angst daher auch nicht ausräumen. 
Wird tatsächlich eine Anomalie festgestellt, so stellt sie das 
Kommen des Kindes zur Disposition: Anhand der Testbe- 
funde und Risikoberechnungen müssen die Schwangeren 
entscheiden, ob sie es bekommen wollen oder nicht. Sie sol-
len, wie es Barbara Duden pointiert formuliert hat, ihr Kind 
»fast wie ein Aktienpaket« behandeln, »das je nach Wachs-
tumschancen gehalten oder abgesetzt werden soll« (Duden, 
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1991, S. 38). Die meisten Frauen sehen sich nicht in der Lage, 
ein Kind anzunehmen, das noch nicht da ist, aber bereits in 
diagnostische Schulbladen gesteckt und mit schlechten Prog-
nosen behaftet wurde. 

Die Ungewissheit darüber, was mit dem unbekannten Kind 
auf eine werdende Mutter zukommt, können Risikovorher- 
sagen und pränatale Checkups nicht ausräumen. Sie sugge-
rieren jedoch, mithilfe von Risikokalkulationen und Tests 
könnte man sich der Zukunft bemächtigen. Dieser Glaube an 
technische Machbarkeit stellt der Schwangeren eine Falle,  
die »Entscheidungsfalle«. Medizinerinnen und Mediziner stel-
len heute nicht nur die Tests, sondern auch den Verzicht auf 
Tests als entscheidungsbedürftige Option dar. Einfach auf  
das Kind warten und »guter Hoffnung« sein, das kann die wer-
dende Mutter dann nicht mehr. Selbst, wenn sie ihr Kind  
ohne Wenn und Aber bekommen möchte, muss sie sich aus-
drücklich dafür entscheiden und die vorausgesagten Risiken 
eingehen. Schwangere werden heute also systematisch dazu 
gedrängt, ihre »gute Hoffnung« aufzugeben und sich zu ei- 
ner Risikoabwägung über ihr kommendes Kind zu entschlie-
ßen. Lehnen sie ein Testangebot ab, und dem Kind sollte nach-
her tatsächlich etwas fehlen, dann kann ihnen dafür die Ver-
antwortung aufgebürdet werden: Denn sie waren ja über die 
Risiken informiert und haben entschieden. 

Historisch war Geburt der Inbegriff von Neubeginn. Ein sol-
cher Neubeginn ist nicht planbar und berechenbar, sondern 
eine Überraschung. Der Verzicht auf den Glauben an techni-
sche Machbarkeit wäre eine Voraussetzung dafür, dass 
Schwangere wieder Mut fassen könnten zur guten Hoffnung 
auf einen Neubeginn. 

literatur bei der Verfasserin
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m a R I O n s C h u m a n n

hebammenberuf im Wandel seit 1950
Seit Anfang des 20. Jahrhunderts wählten immer mehr Frauen 
quer durch alle Bevölkerungsschichten in fast ganz Europa die 
Klinik als Entbindungsort. Die Krankenhäuser zogen gesunde 
Schwangere mit Versprechen von Hygiene, Schmerzlinderung 
und professioneller Betreuung in einem modernen und fort-
schrittlichen Rahmen an. Der Trend zur Klinikentbindung  
beschleunigte sich ab Mitte des 20. Jahrhunderts. In der Bun-
desrepublik entband im Jahr 1954 die Hälfte der Gebärenden 
in der Klinik und im Jahr 1975 waren es nahezu 100%. Die 
Hausgeburt war »unmodern« geworden und wurde darüber 
hinaus von einer wachsenden Anzahl von Medizinerinnen 
und Medizinern als gefährlich deklariert. Infolge der Institutio-
nalisierung der Geburt erlebte der Hebammenberuf den tief-
greifendsten Wandel in seiner Geschichte. 

»Aus« für die Hausgeburtshebamme – die Kreißsaal-
hebamme kommt
Niedergelassene Hebammen betreuten Frauen bis Mitte der 
1950er Jahre überwiegend zu Hause, und zwar kontinuierlich 
von der Schwangerschaft über die Geburt und das Wochen-

bett bis hin zur Neugeborenenpflege. Nach dem Hebammen-
gesetz oblag, und obliegt der Hebamme auch heute, generell 
die Betreuung der komplikationslosen Geburt. Sie arbeitete 
selbstständig, bekam ihre geburtshilfliche Tätigkeit als Pau-
schalleistung von den Krankenkassen honoriert und musste 
nur bei Komplikationen eine Ärztin oder einen Arzt hinzuzu-
ziehen. Die niedergelassene Hebamme gehörte zum Öffentli-
chen Gesundheitswesen und die Amtsärztin beziehungswei-
se der Amtsarzt war ihr direkt vorgesetzt. 
In den geburtenstarken Jahrgängen der 1960er Jahre stieg in 
den Großstädten die Zahl der Klinikgeburten trotz Personal-
mangel, Bettennot, Frühentlassungen und fehlender organi-
sierter Wochenbettbetreuung stark an. Um das hohe Gebur-
tenaufkommen in den Krankenhäusern zu bewältigen, fingen 
immer mehr niedergelassene Hebammen an, als sogenannte 
Beleghebammen freiberuflich im Krankenhaus zu arbeiten.  
In der Klinik wurde ihre Tätigkeit fragmentiert und sie wurden 
– wie ihre angestellten Kolleginnen – auf die reine geburtshilf-
liche Leistung im Kreißsaal festgelegt und spezialisiert. Die  
Beleghebamme war damals die zentrale Stütze der Kliniken 
und für diese eine flexible und preisgünstige Arbeitskraft. Mit 
den sinkenden Geburtenzahlen und steigenden Klinikentbin-
dungen am Ende der 1960er Jahre setzte sich die angestellte 
Kreißsaalhebamme als Berufsleitbild durch – jedoch nur für 
kurze Zeit. Seit den 1970er Jahren stieg der gesellschaftliche 
Bedarf nach Hebammenleistungen außerhalb der Klinik, wie 
Geburtsvorbereitung, Wochenbettbetreuung und bedürfnis-
orientierten Angeboten sowie Hausgeburten deutlich. Im Zu-
ge der Hospitalisierung der Geburtshilfe sanken die Hebam-
menzahlen in der Bundesrepublik von etwa 12.200 Hebammen 
im Jahr 1950 auf 5.800 im Jahr 1975. Heute sind im vereinigten 
Deutschland etwa 18.000 Hebammen im größten Berufsver-
band organisiert. 

Kompetenzverlust im Kreißsaal 
Nach dem Hebammengesetz hat die Berufsgruppe das Mo- 
nopol auf die »normale« Geburtshilfe. Ohne eine Hebamme 
darf danach keine Geburt stattfinden, und eine Ärztin oder ein 
Arzt müssen nur bei Komplikationen hinzugezogen werden. 
In den Kliniken jedoch wird die Hebamme durch institutions-
interne Regelungen verpflichtet, zu jeder Geburt eine Ärztin 
oder einen Arzt hinzuzuziehen. 
Die wissenschaftlich-technische Geburtsmedizin seit Mitte der 
1960er Jahre hebelte mit der technischen Überwachung des 
Föten die Kernkompetenz der Hebammen aus: die kontinuier-
liche Beobachtung und Betreuung der Frau. Damals wurde 
die interventionsreiche Geburtshilfe eingeleitet, die heute ei-
ne Kaiserschnittrate von 30% hervorbringt. Hebammen, de-
ren Bezugspunkt die Gebärende ist, fanden für ihr Betreu-
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ungsmodell keine Unterstützung. Dazu trugen die allgemeine 
gesellschaftliche Fortschritts- und Technikgläubigkeit ebenso 
bei, wie eine fehlende Sozialmedizin. Im Konzept der seit 1980 
ausgebildeten Familienhebammen wurde erstmals wieder ein 
Zusammenhang zwischen sozialen Faktoren und der Gesund-
heit von Mutter und Kind berücksichtigt.
Auch heute ist der Kreißsaal Hauptentbindungsort. Etwa 1,5 % 
der werdenden Eltern entscheiden sich jedoch für eine Geburt 
außerhalb der Klinik – zwei Drittel für die seit 1987 bestehen-
den Geburtshäuser und ein Drittel für eine Hausgeburt. In  
jüngerer Zeit ist auch der hebammengeleitete Kreißsaal eine 
Option, wo komplikationslose Geburten in der Klinik aus-
schließlich von Hebammen betreut werden. 

Abwicklung niedergelassener Hebammen durch die 
Gesundheitspolitik
Gesundheitspolitische Weichenstellungen für den Hebammen- 
beruf wurden in der Bundesrepublik insbesondere in den 
1960er Jahren gestellt. Durch einen generellen Bedeutungs-
verlust des öffentlichen Gesundheitswesens wurde Gesund-
heitsvorsorge in die Sozialversicherung eingegliedert. Die ers-
te Regelleistung der Krankenkassen war die Schwangeren- 
vorsorge im Jahr 1965. Da das Bundesarbeitsministerium mit 
seinen Selbstverwaltungsorganen die größere Durchsetzungs- 
fähigkeit gegenüber dem Bundesgesundheitsministerium 
besaß, über die Gelder der Krankenversicherung verfügte und 
die Ärzteverbände hier die Gesundheitspolitik gestalteten, 
wurde die Schwangerenvorsorge zur Leistung der niederge-
lassenen Kassenärztinnen und -ärzte. Maßnahmen für eine 
Stärkung des Hebammenberufs unterblieben. 
Die Hebammenberufsorganisation war und ist auch heute – in 
Gebührenverhandlungen oder haftungsrechtlichen Fragen – 
nur ein schwacher Verhandlungspartner. Erst 1972 bekamen 
Hebammen mit der Geburtsvorbereitung ein modernes Tä-
tigkeitsfeld außerhalb der Klinik zugesprochen, das an die  
Bedürfnisse »moderner« Frauen andockte. Die Hebammen 
vorbehaltene Wochenbettbetreuung war hingegen ein ge-
sundheitspolitisch vernachlässigter Tätigkeitsbereich, der erst 
in den 1980er Jahren wieder an Bedeutung zunahm. Heute er-
fährt die Familienhebamme, die mit einer Zusatzqualifikation 
vulnerable Familien über die Regelversorgung nach SGB V hi-
naus betreut, sowie die Schwangerenvorsorge durch Hebam-
men eine steigende Bedeutung. Eine weitere neue Entwick-
lung ist die Akademisierung des Hebammenberufs seit dem 
Jahr 2008. 

G I s e l a  n O t Z

Kinder kriegen! Reproduktion unter dem 
einfluss normativer Vorgaben 
Reproduktion steht unter dem Druck vieler normativer Erwar-
tungen. Da ist als erstes die Erwartung der Bevölkerungspo-
litiker zu nennen, dass die Bevölkerung nicht abnehmen dür-
fe: »2,1 Kinder müsste jede Frau bekommen, wenn die nächste 
Generation genauso groß sein soll, wie die vorherige«, schrieb 
»Die Welt« 2011 in einem Kommentar mit dem Titel: »Deutsch-
land stirbt aus.« De facto brachten Frauen in diesem Jahr je-
doch durchschnittlich nur 1,36 Kinder zur Welt. Daher sei zu 
beklagen, dass Deutschland rapide »schrumpft und altert«. 
Alle familienpolitischen Maßnahmen der vergangenen Jahre 
hätten daran nichts geändert. Deutschland investiere viel in 
familienpolitische Maßnahmen: Kindergeld, Ehegattensplit-
ting, der Rechtsanspruch auf Betreuungsplätze, Betreuungs-
geld und das Elterngeld. Insgesamt gibt es aktuell gut 160 
Maßnahmen, die für eine höhere Geburtenrate einerseits und 
eine bessere Integration von Eltern auf dem Arbeitsmarkt an-
dererseits sorgen sollen – der Erfolg ist bislang weitgehend 
ausgeblieben. 

Rückblick – die Rolle des § 218 
Auch die Tatsache, dass im § 218 Abtreibung strafrechtlich 
verboten, aber unter bestimmten Bedingungen geduldet ist, 
ist eine normative Setzung, die etwas mit den Frauen macht. 
Sowohl innerhalb der Diskussionen der ersten alten Frauen-
bewegungen um die Jahrhundertwende, als auch später  
innerhalb der neuen Frauenbewegungen der 1970er Jahre 
wurde der § 218 als ein Teil der Unterdrückung der Frauen ver-
standen: Er verhindert, dass Frauen über Kinderwunsch und 
Schwangerschaft – also über ihren eigenen Körper – selbst  
bestimmen können. Den aus dem Jahre 1871 stammenden 
Paragrafen nahm die Frauenbewegung als furchtbares Un-
recht wahr, und zwar unabhängig davon, ob Frauen persönli-
che Erfahrung mit Schwangerschaft und / oder Abtreibung 
gemacht hatten oder nicht. Feministinnen waren und sind der 
Meinung, dass jedes Kind das Recht hat, ein Wunschkind zu 
sein. Frauen müssen sich selbst entscheiden können, ob und 
zu welchem Zeitpunkt sie ein Kind möchten oder nicht. Diese 
Position ist kinderfreundlicher als die Position der Abtreibungs-
gegnerinnen und -gegner, dass jedes Kind ausgetragen wer-
den muss, egal unter welchen Bedingungen. 

Fazit 
Noch heute prägen die in den 1960er Jahren getroffenen ge-
sundheitspolitischen Entscheidungen den Hebammenberuf 
sowie die gesellschaftliche Wahrnehmung von Schwanger-
schaft und Geburt. Die Ressourcen von Hebammen – im Sinne 
einer gesundheitsfördernden, frauen- und familienfreundli-
chen Geburtshilfe – bleiben heute weit hinter dem Potenzial 
der Berufsgruppe zurück. 
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liebe leserinnen und leser, 
die Impu!se liefern Ihnen seit 1993 kritische und vielseitige 
Beiträge sowie Informationen zum breiten Spektrum der 
Gesundheitsförderung – und dies kostenfrei für inzwischen 
weit über 7.000 Abonnentinnen und Abonnenten! Damit  
das auch in Zukunft so bleibt, möchten wir Sie als treue Lese- 
rinnen und Leser, Autorinnen und Autoren um einen finan- 
ziellen Beitrag in beliebiger Höhe bitten. Denn die aktuellen 
Kosten von rund 10.000 Euro pro Ausgabe und Quartal können 
wir angesichts gestiegener Ausgaben für Druck, Gestaltung 
und Versand und leider nicht entsprechend erhöhter Förder- 
mittel nicht länger abdecken.
Wenn Sie unsere Arbeit finanziell unterstützen möchten, kön-
nen Sie uns eine Spende zukommen lassen: 

Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN: DE18 2512 0510 0008 4040 00, 
BIC: BFSWDE33HAN

Kirche und »Lebensschützer« als normative Kräfte
Der prominenteste Abtreibungsgegner ist der jeweilige Papst. 
Papst Johannes Paul der II. bezeichnete in einem offenen  
Brief an die Frauen anlässlich der UN-Welt-Frauen-Konferenz 
1995 in Peking diejenigen Frauen als »die wahren Heldinnen 
der Gesellschaft«, die »mit heroischer Liebe eine Schwanger-
schaft austragen, die aus Unrecht entstanden und ihr durch 
eine gewalttätige sexuelle Beziehung aufgezwungen worden 
ist«.
Das war vor beinahe 20 Jahren. Aber auch heute sprechen 
selbsternannte »Lebensschützer« Frauen das Recht auf eine 
eigene Entscheidung für oder gegen eine Schwangerschaft 
ab und verleumden diejenigen, die sich für Frauenrechte  
einsetzen. Konfessionell und politisch unabhängige Schwan-
gerschaftsberatungsstellen und medizinische Zentren, die sich 
für einen unverkrampften Umgang mit Sexualität und Schwan- 
gerschaft einsetzen, und eine schonende, professionelle und 
wohnortnahe Versorgung gewährleisten, haben seit ihrem 
Bestehen immer wieder gegen Abtreibungsgegner zu kämp-
fen und werden der Beihilfe zur Kindstötung beschuldigt.  
Abtreibungsgegner schrecken auch nicht davor zurück, medi-
zinische Zentren als »Tötungszentren« zu bezeichnen und 
Frauen, die sich für einen Schwangerschaftsabbruch entschei-
den, als »Mörderinnen« zu diffamieren. Diese Art des Um-
gangs mit Frauen hat aus meiner Sicht nichts mit Lebens-
schutz zu tun. Das ist Psychoterror, der die Frauen entmündigt, 
Macht über ihren Körper ausübt und das Menschenrecht auf 
Selbstbestimmung mit Füßen tritt. 
Auch die jährlichen »Märsche für das Leben« werden durch 
Grußworte von Vertreterinnen und Vertretern von Verbänden, 
der Amtskirchen und von hochrangigen Politikerinnen und 
Politikern begleitet. Die Liste ist lang. Der ranghöchste Unter-
stützer war auch im September 2014 der Papst, diesmal  
Franziskus. Er dankte den Teilnehmenden des Marsches »für 
ihren tatkräftigen Einsatz für den Schutz des Lebens von sei-
nem Anfang bis zum natürlichen Ende«. Denn nur Gott alleine 

könne über Leben und Tod bestimmen, nicht der Mensch. 
Gott muss sich jedoch nicht mit den Umständen noch den  
Folgen einer ungewollten Schwangerschaft auseinanderset-
zen. 
In der ganzen Debatte wird moralisch, ideologisch und im 
»christlichen Sinn« argumentiert. Je restriktiver die Gesetze 
sind, desto mehr wird Abtreibung zur sozialen und ökonomi-
schen Frage. Illegalisierte Abtreibungen gab es schon immer, 
sie entstanden oft aus Notlagen und führten häufig zum Tod, 
während sich vermögende Frauen eine medizinisch einwand-
freie Abtreibung leisten konnten. Immer noch sterben welt-
weit jährlich ca. 47.000 Frauen nach illegalisierten, unsach- 
gemäß durchgeführten Abtreibungen. Das wäre nicht not-
wendig, wenn Verhütungsmittel für alle sichergestellt und  
Abtreibungen legal und unter den sicheren Bedingungen 
durchgeführt würden, die heute möglich sind.
Längst ist bekannt, dass wie auch immer geartete Strafen 
nicht zu weniger Schwangerschaftsabbrüchen führen. Durch 
restriktive Gesetze wird der Schwangerschaftsabbruch zum 
sozialen und gesundheitlichen Risiko für Frauen, dies zeigen 
Beispiele aus Ländern mit restriktiver Gesetzgebung. Kanada 
hat hingegen überhaupt kein Abtreibungsgesetz und auch 
nicht mehr Abtreibungen als europäische Länder. 

Worum geht es in der Zukunft?
Für die Zukunft geht es um freie Zusammenschlüsse unter 
freien Menschen ohne Unterdrückung und Gewalt und um 
deren eigene Entscheidung für oder gegen eine Schwanger-
schaft. Es geht um bessere Arbeits- und Lebensbedingungen 
und darum, dass alle Menschen, egal wo sie herkommen oder 
hingehen, egal wie alt sie sind, wie sie aussehen oder sich arti-
kulieren können, das vorfinden, was sie zum »guten Leben« 
brauchen. 
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Auf unserer Website www.gesundheit-nds.de haben wir 
zudem ein PayPal-Konto erstellt, das die Abwicklung des 
Spendens erleichtert. Sie können dort auch einen Kommentar 
hinterlassen und uns und anderen Spenderinnen und Spen- 
dern mitteilen, warum Sie gespendet haben. Eine Spenden- 
quittung, die Sie steuerlich absetzen können, geben wir auf 
Wunsch gern aus. 
Wir danken Ihnen für Ihre Treue und Ihre Unterstützung – sei 
es durch Ihr jahrelanges Abonnement, die Bewerbung unse- 
rer Zeitschrift oder durch kostenfreie Beiträge, ohne die die 
Impu!se kaum zu realisieren wären. Bitte helfen Sie mit, dass 
die Impulse auch weiterhin kostenfrei erscheinen können.

Ihr Thomas Altgeld und das Team der LVG & AFS

P.S.: Natürlich haben Sie immer die Möglichkeit, Ihre Druckausgabe auf einen E-Mail-Versand umzustellen! Auch das hilft uns, 
Kosten zu reduzieren.
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m O n I K a  B R a d n a

Gesetz zur Regelung der vertraulichen 
Geburt – keine lösung, aber eine 
alternative
Mit den Zielsetzungen, Kindstötung und Aussetzung zu ver-
hindern sowie Schwangere und Mütter in problematischen 
Lebenssituationen zu unterstützen, wurde 1999 das erste An-
gebot zur anonymen Kindesabgabe in Deutschland einge-
führt. In den Folgejahren wurden weitere Babyklappen und 
Möglichkeiten der anonymen Geburt bzw. der anonymen 
Übergabe geschaffen.

Fehlende gesetzliche Grundlage
Eine gesetzliche Grundlage zur Regelung der Angebote zur 
anonymen Kindesabgabe steht seit den Anfängen aus. Das 
zum 1. Mai 2014 in Kraft getretene Gesetz zum Ausbau der 
Hilfen für Schwangere und zur Regelung der vertraulichen Ge-
burt nimmt keine Regulierung der bestehenden und im Grau-
bereich operierenden Angebote vor. Vielmehr zielt es darauf 
ab, das vorhandene Hilfesystem für Schwangere besser be-
kannt zu machen, und führt, eingebettet in ein gestuftes Bera-
tungsverfahren, die vertrauliche Geburt ein. 
Fehlende rechtsverbindliche Verfahren und Standards für die 
Angebote anonymer Kindesabgabe führen bei vielen Trägern 
und Jugendämtern weiterhin zur Handlungsunsicherheit. Es 
fehlen Standards für die Beratungsarbeit im Kontext der ano-
nymen Kindesabgabe, verbindliche Prüfverfahren bei der Kin-
desrücknahme durch die Mutter oder die Eltern sowie eine 
klare Aufgabentrennung zwischen den Trägern der Angebote 
und der Jugendämter bei Inobhutnahme, Vormundschaft und 
Adoption.

Sind Babyklappen gescheitert?
Eine bundesweite Studie des Deutschen Jugendinstituts (DJI) 
zeigt, dass die Zielgruppen, die man bei Einrichtung der ers-
ten Angebote im Blick hatte, nicht erreicht werden. Die annä-
hernd gleichbleibende Zahl der getöteten und ausgesetzten 
Neugeborenen seit der Einführung der anonymen Kindesab-

gabe unterstreicht die Einschätzung des DJI. Expertinnen und 
Experten gehen davon aus, dass Frauen, die ihre Kinder nach 
der Geburt töten oder aussetzen, nicht dazu in der Lage sind, 
das benötigte Maß an planvollem Handeln aufzubringen um 
Angebote der anonymen Kindesabgabe zu nutzen.

Nutzerinnen der Angebote anonymer Kindesabgabe
Nicht die Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
ist für die Nutzung von Angeboten anonymer Kindsabgabe 
ausschlaggebend, sondern vielmehr eine Häufung von Belas-
tungen und Problemen schwangerer Frauen. Das Alter der 
meisten Nutzerinnen liegt zwischen 18 und 35 Jahren und nur 
ein geringer Anteil ist minderjährig. Diese Vielfalt zeigt sich 
auch hinsichtlich des Bildungsniveaus, der Familien- oder Le-
bensform und der wirtschaftlichen Situation.
Gemeinsam sind den Nutzerinnen der Angebote anonymer 
Kindesabgabe, dass die Erkenntnis, schwanger zu sein, erst zu 
einem sehr späten Zeitpunkt stattfindet und panikartige  
Reaktionen auslöst. So nehmen 80% der Frauen erst wenige 
Wochen vor der Geburt oder mit dem Einsetzen der Wehen 
Kontakt zu einem Angebot der anonymen Kindesabgabe auf.

Gründe für eine anonyme Kindesabgabe
Die Gründe sind vielfältig und bedingen sich oftmals gegen-
seitig: Beispielsweise empfinden Frauen Angst oder Scham 
wegen ihrer Schwangerschaft gegenüber ihrem sozialen Um-
feld. Sie befürchten, dass sie ihr gewohntes Leben nicht wei-
terführen können, ihren Ausbildungs- oder Arbeitsplatz ver-
lieren könnten. Ein Abbruch der Schwangerschaft kann aus 
religiösen oder kulturellen Gründen abgelehnt werden. Eine 
Adoption wird nicht als Alternative wahrgenommen, aus 
Angst, dass die Familie und Freunde mit Unverständnis rea- 
gieren. Manche wissen um die ablehnende Haltung des Part-
ners zu einem (weiteren) Kind und entscheiden sich deswe-
gen für eine anonyme Kindesabgabe.

Anonymität ist nicht gleich Anonymität
Der Wunsch der Mütter nach Anonymität ist gegenüber der 
(Herkunfts-)Familie und dem sozialen Umfeld am stärksten 
ausgeprägt, gefolgt vom Arbeitgeber, dem Jugendamt sowie 
dem Vater des Kindes. Dagegen ist das Anonymitätsbedürfnis 
dem Kind gegenüber deutlich weniger entwickelt. Zwei Drit-
tel der Nutzerinnen der Angebote anonymer Kindesabgabe 
geben letztlich ihre Anonymität auf. Wesentlichen Einfluss auf 
diese Entscheidung hat die Inanspruchnahme eines Bera-
tungsangebots. 

Pro und Contra
Während kritische Stimmen eine Vielzahl von verfassungs-,  
zivil- und strafrechtlichen Vorschriften verletzt sehen, befür-
worten Andere die anonymen Angebote da sämtliche Rechts-
güter dem Verfassungsrecht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit (Art. 2 Abs. 2 GG) unterzuordnen sind. Diese 
Argumentation baut auf der Annahme auf, dass durch die An-
gebote der anonymen Kindesabgabe Leben gerettet werden. 
Dem Lebensschutz-Argument stehen der Wunsch nach Ano-
nymität seitens der Mutter und das Recht des Kindes auf 
Kenntnis seiner Herkunft gegenüber.
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monika BraDna, Deutsches Jugendinstitut, abteilung familie und familienpolitik, 
nockherstraße 2, 81541 München, e-Mail: bradna@dji.de

aktuelles



impu!se 85 | 2014aktuelles

14

R e G I n e  W l a s s I t s C h au

Wann kommt die rezeptfreie Pille danach? 
Rezeptfreiheit für die Pille danach in Deutschland: Die Emp-
fehlung der Europäischen Arzneimittelagentur (EMA) scheint 
das bisher Unmögliche Wirklichkeit werden zu lassen. Am  
20. November 2014 empfahl sie, den Wirkstoff Ulipristalacetat, 
in Deutschland unter dem Markennamen ellaOne® erhältlich, 
rezeptfrei zuzulassen. Stimmt die EU Kommission zu, gilt die-
ser Beschluss für alle EU-Mitgliedsstaaten. Wann und wie  
dieser Beschluss in Deutschland umgesetzt würde, ist Sache 
der Bundesregierung und des Bundesgesundheitsministers. 
Niemand kann derzeit sagen, ob und wann es so weit ist, dass 
Frauen die Pille danach in der Apotheke kaufen können.
pro familia fordert seit langem, dass Frauen nach einer Verhü-
tungspanne schnellen Zugang zur Pille danach haben. Doch 
bisher ging es immer um den Wirkstoff Levonorgestrel. In 28 
europäischen Ländern und 90 Ländern weltweit ist er ohne 
Rezept erhältlich. In Deutschland dagegen müssen Frauen un-
nötige Barrieren überwinden, wenn sie die Pille danach – eine 
sichere und nebenwirkungsarme Methode zur Nachverhü-
tung und zur Vermeidung von ungewollten Schwangerschaf-
ten – benötigen. 
Dabei steht die Rezeptpflicht für die Notfall-Kontrazeption mit 
Levonorgestrel im Widerspruch zur Weltgesundheitsorgani- 
sation (WHO) und der Internationalen Vereinigung der Gynä-
kologinnen und Gynäkologen (FIGO). Beide Instanzen haben 
schon vor Jahren festgestellt, dass Levonorgestrel sicher ist 
und es keine Kontraindikationen gibt. Aufgrund der guten 
Verträglichkeit hält die WHO darüber hinaus eine ärztliche  
Untersuchung vor der Einnahme für unnötig und empfiehlt, 
die Pille danach auf Levonorgestrel-Basis weltweit rezeptfrei 
zugänglich zu machen.

Rezeptfreiheit wird schon lange gefordert
Seit 2003 gibt es in Deutschland Bemühungen, Levonorgest-
rel zur postkoitalen Nachverhütung aus der Rezeptpflicht zu 
entlassen. Zuletzt hat der Bundesrat im Juli 2013 die Bundes-
regierung dazu aufgefordert, da es sich um ein extrem siche-
res, gut und langjährig beforschtes Medikament handelt. Bun-
desgesundheitsminister Hermann Gröhe hat diese Forderung 
bisher abgelehnt. Begründung: Vor der Einnahme sei eine 
ärztliche Beratung notwendig. Erst die Entscheidung der EMA 
brachte einen Sinneswandel; kürzlich bezeichnete er »eine  
intensive Beratung auch in den Apotheken« als den richtigen 
Weg. 

Zwei Wirkstoffe – zwei Wirkungen?
Für beide Wirkstoffe gilt, dass sie umso besser wirken, je früher 
sie eingenommen werden. Levonorgestrel ist bis zu 72 Stun-
den nach dem Geschlechtsverkehr zugelassen. Nebenwirkun-
gen sind gering, ein Sucht- oder Überdosierungsrisiko ist nicht 
vorhanden. Selbst eine versehentliche Einnahme in der Früh-
schwangerschaft hat keine negativen Auswirkungen auf die 
Schwangerschaft.
Ulipristal (ellaOne®) ist bis zu 5 Tage zugelassen. Bisher galt für 
den Wirkstoff, dass noch nicht alle Fragen zur Sicherheit zu- 
friedenstellend beantwortet sind. Im Gegensatz zum lang er-
forschten Wirkstoff Levonorgestrel ist die Studienlage für Uli-
pristalacetat vergleichsweise dünn. Wäre es nicht absurd, 
wenn Levonorgestrel in Deutschland weiterhin rezeptpflich-
tig bleiben würde und Ulipristalacetat, das zudem doppelt so 
teuer ist, nicht?

Frauen brauchen schnellen Zugang
Die Konsequenzen der Rezeptpflicht in Deutschland werden 
für Frauen bzw. Paare dann spürbar, wenn sie die Pille danach 
benötigen: die Suche nach einem Notdienst, lange Fahrten, 
noch längere Wartezeiten, peinliche Befragungen gelegent-
lich mit Zurechtweisungen. Auch unnötige Untersuchungen 
und zusätzliche Behandlungskosten sind häufig.

Fazit
Die rezeptfreie Vergabe der Pille danach – vorzugsweise von 
Levonorgestrel – ist überfällig. Allerdings muss die Frage der 
Kostenerstattung bei unter 20-Jährigen geklärt werden. Zur-
zeit übernimmt die gesetzliche Krankenversicherung die Kos-
ten; dies sollte unbedingt auch für die rezeptfreie Pille danach 
gelten.
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angstbeißer, trauerkloß, Zappelphilipp? 
seelische Gesundheit bei männern und 
Jungen – Männerkongress 2014
In welchem »Rollenkäfig« sitzen Männer und Jungen? Wer 
konstruiert diesen Käfig, und warum bleibt dieser so stabil? 
Welche Auswege gibt es? Welchen Einfluss haben diese  
Rollenbilder auf die (seelische) Gesundheit von Jungen und 
Männern? Welche Rahmenbedingungen der Bildungs- und 
Arbeitswelt tragen zum (psychisch) gesunden Aufwachsen 
und Leben von Jungen und Männern bei? Diese und weitere 
Fragen stellten sich Expertinnen und Experten auf dem  
dritten Männerkongress der Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf. Das Thema seelische Gesundheit von Männern wurde 
aus historischer, psychoanalytischer, gesundheitsförderlicher, 
politischer und gesamtgesellschaftlicher Perspektive bear-
beitet. Einig waren sich alle Referierenden darin, dass Rollen-
stereotype sowie kulturell und historisch vermittelte Rollen-
bilder in unserer Gesellschaft Männern und Jungen den Zu- 
gang zu den eigenen Gefühlen und Bedürfnissen erschweren.
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Männer, Jungen und ihre (seelische) Gesundheit
Im Laufe des Lebens prägen vielfältige Einflüsse die Konstruk-
tion von Männlichkeitsbildern und Rollenvorstellungen von 
Männern und Jungen. Neben der Familie, Freunden, Peers, 
Kolleginnen und Kollegen sowie Lehrkräften tragen die Le-
benswelten und -umstände sowie gesellschaftliche Normen 
bedeutend zur Ausbildung der eigenen Persönlichkeit und 
Wertewelt bei. Männer sollen liebevolle Väter sein, aber bitte 
auch knallharte Geschäftsleute und Ernährer der Familie. Jun-
gen sollen wagemutig sein, aber auch braver Sohn und auf-
merksamer Schüler. Die Erwartungen, die an Jungen und 
Männer herangetragen werden, zeichnen ein spannungsrei-
ches und scheinbar widersprüchliches Bild von Männlichkeit. 
Die Identitätsentwicklung von Jungen und Männern wird 
hierdurch zu einem komplexen Vorgang. Dieser macht sie an-
fällig für risikobehaftete Verhaltensmuster und Rollenstereo-
type, die dysfunktionale und gesundheitsschädigende Auswir-
kungen nach sich ziehen können. Über Gefühle sprechen, 
Schwäche zeigen? – für viele Jungen und Männer (immer 
noch) undenkbar. Folgen sind Unterdiagnostizierung von Er-
krankungen wie Depressionen, die bei Männern vermehrt zu 
Suiziden führen, aber auch Substanzkonsum und gewalttäti-
ges Verhalten.

Ansätze und Konzepte
Wie man Männer trotzdem in das Land der (un)heimlichen 
Gefühle »entführt« und zum Sprechen »verführt« erläuterte 
der Psychotherapeut und Buchautor Björn Süfke den Teilneh-
menden mit vielen Beispielen aus seiner täglichen Praxis. Risi-
koreicher Substanzkonsum bei Jungen und Männer diene 
häufig zur (vermeintlichen) Ausbildung von Männlichkeit und 
Identität, stellte Prof. Dr. Heino Stöver, Frankfurt University of 
Applied Sciences, dar. In Prävention, Beratung und Therapie 
werde dieses jedoch kaum wahrgenommen. Dr. Bernhard 
Stier stellte zur inflationären Diagnose von AD(H)S bei Jungen 
folgende Aspekte dar: Auch die Tatsache, dass AD(H)S dreimal 
so häufig bei Jungen wie bei Mädchen diagnostiziert werde, 
lasse vermuten, dass jungentypisches Verhalten häufig un- 
reflektiert zur Diagnose AD(H)S führe. Es sei an der Zeit »neu 
Maß« zu nehmen und geschlechtsbezogene Aspekte in Diag-
nose und Therapie aufzunehmen, forderte der Kinderarzt  
und Autor. Insgesamt sei ein geschlechtssensibler Blick in  
Forschung, Politik und bei der Planung und Umsetzung von 
Maßnahmen nötig.

Sucht euch eure Rolle selber!
Doch hilft es, in der Opferrolle zu verharren, den scheinbar un-
veränderlichen Rahmenbedingungen die Schuld für diesen 
Status quo zu geben? Mit Sicherheit nicht! »Definiert, sucht, 
findet eure Rolle als Vater, als Mann selbst. Werdet politisch, 
gesellschaftlich aktiv und schafft euch Rahmenbedingungen, 
in denen ihr leben möchtet!« forderten die Teilnehmenden 
der Podiumsdiskussion, Martin Rosowski, EKD- Männerarbeit 
und BUNDESFORUM MÄNNER, und Thomas Altgeld, LVG & AFS. 
An die Politik gewandt kamen die klare Forderungen: »Nicht 
noch eine Kampagne, stärkt die Lebenskompetenzansätze 
statt halbherziger Jungen- und / oder Mädchenprogramme in 
der Schule. Unterstützt die Vereinbarkeit von Beruf und Vater-
sein.« Olaf Theuerkauf, Stiftung Männergesundheit, bekräftig-
te dazu, es sei an der Zeit, Eigenverantwortung der Einzelper-
sonen und Bildungseinrichtungen zu erhöhen und mit staat- 
licher Unterstützung Rahmenbedingungen zu verändern.

Forderungen und Perspektiven
Als Resultat des Kongresses wurden 12 zentrale Thesen der 
Referenten verabschiedet. Sie beinhalten unter anderem die 
Forderung nach Angeboten in der betrieblichen Gesundheits-
förderung, die die Bedarfe und Themen von Männern aufgrei-
fen, sowie nach einem gendersensiblen Umgang mit den The-
men (partnerschaftliche) Gewalt, der Diagnose von AD(H)S 
und Depression. Ein weiterer Schritt in Richtung Gleichstel-
lungs- statt Männer- und Frauenpolitik. Nachzulesen sind alle 
Thesen im Detail unter www.maennerkongress2014.de 

anschrift der Verfasserin siehe impressum 

C O R n e l I a  h e l F F e R I C h

Familienplanung im lebenslauf –
Bzga-forschungsergebnisse in Berlin 
vorgestellt
Ende Oktober wurden in Berlin Ergebnisse des Forschungs-
projekts »frauen leben 3 – Familienplanung im Lebenslauf« auf 
einer von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA) ausgerichteten Tagung vorgestellt. Das Sozialwissen-
schaftliche FrauenForschungsInstitut Freiburg (SoFFI F.) führte 
unter der Leitung von Prof. Dr. Cornelia Helfferich die For-
schung im Auftrag der BZgA durch. Die telefonische Befra-
gung von 4.002 Frauen und 24 Beraterinnen aus der 
Schwangerschafts(konflikt)beratung sowie die qualitativen 
Interviews mit knapp 100 Frauen liefern eine Fülle von interes-
santen und neuen Erkenntnissen zu Verhütung, Partnerschaf-
ten und Schwangerschaften im Lebenslauf von Frauen in vier 
Bundesländern. Untersucht wurde allgemein die Effektivität, 
aber auch die Schwierigkeit von Familienplanung, wobei Fa-
milienplanung in einem weiten Sinn als Gestaltung der priva-
ten Lebensformen mit und ohne Kinder verstanden wird. Die  
Studie setzt einen Schwerpunkt bei ungewollten Schwanger-
schaften und analysiert unter anderem, in welchen Lebens-
phasen und Lebenssituationen diese eintraten und wann und 
von wem sie positiv begrüßt oder abgebrochen wurden.
Ein wesentliches Ergebnis der Studie ist, dass sich Schwanger-
schaften, die ohne Absicht eingetreten sind, auch bei einem 
hohen Standard von Verhütung nicht verhindern lassen. 36% 
dieser Schwangerschaften waren unter Verhütung eingetre-
ten, davon 52% unter der Pille. Im Einzelnen zeigt die Studie 
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ethnische unternehmerinnen und 
unternehmer in der ambulanten 
pflegerischen Versorgung 
Ältere Migrantinnen und Migranten nehmen trotz eines er-
höhten Pflegerisikos Regelinstitutionen der Pflegeberatung 
und Altenhilfe in einem geringerem Maße in Anspruch als 
Menschen ohne Migrationshintergrund. Die sozialen Dienste 
der Altenhilfe und Altenpflege haben dies in den letzten Jah-
ren zunehmend erkannt und formulieren Angebote, die sich 
an den spezifischen Bedürfnissen dieser Bevölkerungsgruppe 
ausrichten. 

Ethnisches Unternehmertum in der Altenpflege 
Bisher wurden die Potenziale von Pflegeeinrichtungen, die 
von Migrantinnen und Migranten selber gegründet und be-
trieben werden, kaum in den Blick genommen. Grundlegend 
könnte man aber annehmen, dass gerade diese Pflegedienste 
einen leichteren Zugang zu pflegebedürftigen Migranten-
gruppen haben da sie in die eigene ethnische Community 
eingebunden sind und besonders gut eine kulturell angemes-
sene Versorgung älterer Migrantinnen und Migranten sicher-
stellen. In der Migrationsforschung werden Organisationen 
und Unternehmen, die ihre Aktivitäten auf Migrantinnen-  
und Migrantengruppen richten, und von Migrantinnen und 
Migranten selbst betrieben werden, als ethnische Ökonomien 
oder ethnisches Unternehmertum bezeichnet. 

Ausrichtung der Studie
Die wenigen Forschungsergebnisse über ethnische Ökono-
mien in der Altenpflege veranlassten das Institut für Sozial- 
und Organisationspädagogik der Universität Hildesheim ein 
Forschungsprojekt zu ethnischem Unternehmertum in der  
Altenpflege durchzuführen. In der Untersuchung steht die 
kulturell-ethnische Ausrichtung dieser ambulanten Pflege-
dienste im Vordergrund: Welche Rolle nehmen Konzepte der 
Kultursensibilität innerhalb des Pflegedienstes ein? An welche  
Adressatinnen und Adressaten richten sich die Pflegedienste? 
Welche Rolle spielt der Einsatz von Personal mit Migrations-
hintergrund? Dafür werden Interviews mit Geschäftsführerin-
nen und Geschäftsführern sowie Pflegedienstleitungen von 
ambulanten Pflegediensten durchgeführt. Zudem wird der 
Frage nachgegangen, wie sich die ambulanten Pflegedienste 
vernetzen, um ihre Adressatinnen und Adressaten zu errei-
chen. 

nachdrücklich die Notwendigkeit, zwischen »ungewollten« 
Schwangerschaften und Schwangerschaften, die gewollt wa-
ren, aber zu früh kamen (»gewollt aber später«) zu unterschei-
den. Beide waren zwar »ohne Absicht« eingetreten, aber sie 
hatten einen unterschiedlichen Hintergrund und es wurde 
unterschiedlich auf sie reagiert. 
Schwangerschaften, die ohne Absicht eintreten, und speziell 
ungewollte Schwangerschaften lassen sich trotz sicherer Ver-
hütung nicht vollständig vermeiden. 17,7% aller von den be-
fragten Frauen berichteten Schwangerschaften waren unge-
wollt eingetreten, weitere 13,3% aller Schwangerschaften 
waren gewollt, hätten aber erst später eintreten sollen. 2,7% 
wurden als »unentschieden oder zwiespältig« eingeordnet. 
Obwohl also viele Schwangerschaften ohne Absicht entstan-
den, war nicht jede ungewollte Schwangerschaft ein Problem: 
Selbst von den ungewollten Schwangerschaften wurden 13% 
positiv begrüßt und 57% wurden ausgetragen. 
Wesentliche, die moderne Lebenswirklichkeit von Frauen ein-
beziehende Erkenntnisse zum Thema ungewollte Schwanger- 
schaften und Schwangerschaftsabbrüche können gewonnen 
werden, wenn deren Vorgeschichte und Kontext einbezogen 
wird: Dazu gehört die sexuelle Aktivität, der Rahmen der Part-
nerschaft, die Verhütung und die Lebensumstände, in denen 
eine Schwangerschaft nicht gewollt wird – erst am Ende des 
Prozesses steht die Entscheidung, ob eine ungewollte Schwan-
gerschaft ausgetragen oder abgebrochen wird. 

Nur ein kleiner Prozentsatz von sexuell aktiven Frauen geht 
aktuell das Risiko ein, unbeabsichtigt schwanger zu werden, 
indem sie nicht verhüten, obwohl kein Kinderwunsch besteht. 
Für Empfängerinnen staatlicher Unterstützung sind allerdings 
die Kosten der Verhütungsmittel eine Hürde, sicher zu ver- 
hüten. Der Qualität der Partnerschaft kommt das größte  
Gewicht unter den Bedingungsfaktoren für ungewollte und 
abgebrochene Schwangerschaften zu: In einer schwierigen  
Partnersituation eingetretene Schwangerschaften waren 
sechsmal so häufig ungewollt (58%) wie Schwangerschaften 
in stabilen Partnersituationen (10%) und statt nur jeder drit-
ten (32%) wurde unter den schwierigen Bedingungen mehr 
als jede zweite ungewollte Schwangerschaft (54%) abgebro-
chen. Eine berufliche und finanzielle Unsicherheit erhöht 
ebenfalls die Wahrscheinlichkeit, dass eine eingetretene 
Schwangerschaft ungewollt ist und abgebrochen wird. Je 
nach Alter bei Eintritt der Schwangerschaft haben weitere 
Faktoren wie In-Ausbildung-Sein oder das Vorhandensein von 
Kindern eine Bedeutung.
Auf der Tagung »Familienplanung: Ja! Aber?« in Berlin wurden 
diese Ergebnisse der Studie »frauen leben 3« in einen größe-
ren Forschungsstand zu den widersprüchlichen gesellschaft-
lichen Bedingungen für Familie und Familienplanung einge-
bettet. Neue Herausforderungen für die Schwangerschafts- 
beratung wie vertrauliche Geburt und Entwicklungen der  
Pränataldiagnostik wurden diskutiert. Eine Plenardiskussion 
war der kostenfreien Abgabe von Verhütungsmitteln an  
Frauen im ALG II-Bezug gewidmet.

Weitere informationen
www.forschung.sexualaufklaerung.de/4820.html 
eine tagungsdokumentation und der abschlussbericht der studie erscheinen  
im frühjahr 2015.
Prof. Dr. cornelia helfferich, ev. hochschule freiburg / soffi f., 
Bugginger straße 38, 79114 freiburg, e-Mail: helfferich@eh-freiburg.de, 
www.soffi-f.de
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Erste Ergebnisse – Differenzierte Vorstellungen 
der kulturellen Ausrichtung 
Die bislang erhobenen Daten aus den Interviews liefern diffe-
renzierte Ergebnisse über die Versorgungsangebote für pfle-
gebedürftige Migrantinnen und Migranten. Diese zeichnen 
sich durch eine große Vielfalt aus. Manche Pflegedienste sind 
auf Personen aus verschiedenen Herkunftsländern speziali-
siert, bei anderen liegt der Fokus auf dem Angebot betreueri-
scher und pflegerischer Dienstleistungen in einer bestimmten 
Sprache. 
Demgegenüber kritisieren einige Interviewte ein zu starres 
Verständnis von Kultursensibilität, das sich lediglich an Perso-
nen gleicher nationaler Zugehörigkeit ausrichtet. Es müssten 
vielmehr verschiedene ethnische Gruppen unterschieden 
werden, die sich nach Herkunftsregionen, Sprachstilen und 
biographischen Erfahrungen differenzieren. So könne eine 
kultursensible pflegerische Versorgung nicht alleine durch 
den Einsatz von Pflegekräften aus dem gleichen nationalen 
Herkunftskontext sichergestellt werden. Welche möglichen 
kulturellen Besonderheiten in der konkreten Pflegesituation 
für die Pflegebedürftigen von Bedeutung sind, könne nicht 
anhand vorgefertigter kultureller Handlungsschemata, bei-
spielsweise in Form eines Handbuchs, festgemacht werden. 
Vielmehr stehen die individuellen Wünsche und Bedürfnisse 
der Pflegebedürftigen im Vordergrund, die kulturell durch 
den Herkunftskontext geprägt sein können.
Des Weiteren werfen die Interviewten die Frage auf, ob nicht 
auch deutsche Pflegebedürftige vom Konzept der kultursen-
siblen Pflege profitieren können? In einer solchen Position 
zeichnet sich die Aufforderung ab, eine Kultursensibilität in 
der pflegerischen Versorgung für alle Personen zu schaffen – 
egal welcher Kultur. Diese Perspektiven weiter zu untersu-
chen, weist auf ein vielversprechendes Forschungsfeld im  
Bereich Altern in der Migrationsgesellschaft hin. 
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Weniger ist mehr
»Weniger ist mehr« war das Motto des Projektes »Rauch-
freiberatung durch Familienhebammen«, das im Som- 
mer 2014 endete. Familienhebammen besuchen bis zum ers- 
ten Geburtstag des Kindes Familien in schwierigen Lebens-
lagen. Im Rahmen des Projektes lernen die Hebammen eine 
Vielzahl an Methoden kennen, um rauchende Schwangere 
oder Mütter zu ermutigen, das Rauchen zu reduzieren. Abs-
tinenz steht als Fernziel im Hintergrund, aber Schritt für Schritt 
zu reduzieren und die Wohnung sowie das Auto rauchfrei zu 
halten, bedeutet »weniger ist mehr«.

Das Projekt
Das Bundesgesundheitsministerium hatte für drei Jahre dem 
Kooperationsverbund bestehend aus dem Hebammenver-
band Niedersachsen e. V., dem Netzwerk Frauen aktiv contra 
Tabak e. V. (FACT) und der LVG & AFS die Gelegenheit gege-
ben, das in einem Vorläufer-Projekt entwickelte und erprobte 
Curriculum in ganz Deutschland anzubieten.

Insgesamt wurden 13 Seminare durchgeführt, von Hannover 
bis München, von Oldenburg bis Pirna. Die Zielgruppe konnte 
auf Hebammen und die Berufsgruppen der frühen Hilfen aus-
gedehnt werden, da nicht in allen Bundesländern eine genü-
gende Anzahl an Familienhebammen praktizieren.
Das Seminarkonzept teilte sich in drei Bereiche: eine 1,5-tägi-
ge Einführung, eine Anwendungsphase des Gelernten von 
vier bis acht Wochen und ein eintägiges Vertiefungsseminar 
mit Supervisionscharakter. In der Anwendungsphase wurde 
die Rauchfreiberatung erprobt und dokumentiert. Im Ideal-
fall wurden Fallberichte angefertigt. Das Besondere dieses  
Ansatzes war das Zusammenführen zweier Kulturen: der Ta-
bakkontroll-Kultur und der Hebammen-Kultur. Dementspre-
chend bestand das Trainerinnen-Team aus je einer Kollegin 
aus jeweils diesen beiden Bereichen. 
Die im Seminar vermittelten Gesprächsansätze basieren auf 
dem Konzept der lösungsorientierten Beratung und der moti-
vierenden Gesprächsführung. Der Bedarf, hier dazuzulernen, 
zeigt sich daran, dass mehr als die Hälfte der Teilnehmerinnen 
zu Beginn des Seminars einschätzte, nur über unzureichende 
Beratungskenntnisse zum Thema Rauchfreiheit zu verfügen. 
Waren die (Familien-) Hebammen zu Beginn der Seminare 
häufiger skeptisch, ob das Ansprechen des Rauchens nicht die 
Beziehung belaste, so zeigten die Erfahrungen das Gegenteil: 
das Rauchen war oft Türöffner für andere sehr wichtige Pro-
blemlagen, die besprechbar wurden. Eine »Toolbox« wurde 
entwickelt, die eine Reihe von Informationsmaterialien und 
Arbeitsinstrumenten enthielt. Durch die Projektarbeit ist deut-
lich geworden, dass dieser Ansatz ein sehr wichtiges Instru-
ment in den Händen von Hebammen, Familienhebammen 
und anderen Akteurinnen rund um Schwangerschaft und Ge-
burt sein kann.

Der Kampf gegen Mythen
Im Laufe der Schulungen wurde deutlich, wie viele Mythen 
und Falschinformationen rund um Schwangerschaft und  
Rauchen im Umlauf sind, zum Teil von Gynäkologinnen und 
Gynäkologen in die Welt gesetzt. So hören schwangere  
Frauen immer wieder, dass sie ja nicht mit dem Rauchen auf-
hören sollen, da der Fötus sonst Entzugserscheinungen be-
käme. Raucherinnen wird auch davon abgeraten zu stillen. 
Daher ist auf Wunsch der Familienhebammen im Projekt der 
Flyer »Rauchen und Stillen« entstanden. Außerdem wurden 
Empfehlungen zum professionellen Verhalten rauchender 
Fachkräfte erarbeitet und veröffentlicht. Die Kooperations-
partnerinnen haben zudem mit dem Deutschen Ärztinnen-



impu!se 85 | 2014aktuelles

18

m e C h t h I l d  Pau l

Zwischenbilanz Frühe hilfen
Das Bundeskabinett hat am 04. November 2014 zum Zwi-
schenbericht über den Stand der Umsetzung der »Bundes- 
initiative Frühe Hilfen« Stellung genommen. Die Bundesini- 
tiative ist ein Kernstück des seit dem 01. Januar 2012 gültigen 
Bundeskinderschutzgesetzes. Der vom Nationalen Zentrum 
Frühe Hilfen herausgegebene Zwischenbericht 2014 beschreibt 
den Umsetzungsstand zum 30. Juni 2014 und basiert auf den 
Ergebnissen der wissenschaftlichen Begleitforschung sowie 
auf den Erfahrungen der Kommunen und der Länder.
In diesem Zusammenhang erklärte die Bundesjugendminis-
terin Manuela Schwesig: »Kinder haben ein Recht darauf, gut 
und sicher aufzuwachsen. Dazu gehört, dass Familien in 
schwierigen Lebensumständen einfach zugängliche Hilfe  
finden. Die Kinder stehen hierbei im Mittelpunkt. Ich bin froh, 
dass der Zwischenbericht zur Bundesinitiative Frühe Hilfen 
uns darin bestätigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind, um 
dieses wichtige Ziel dauerhaft zu erreichen.«

Frühe Hilfen unterstützen Familien in schwierigen 
Lebensumständen
Frühe Hilfen unterstützen mit niedrigschwelligen Angeboten 
insbesondere Familien, die neben den alltäglichen Herausfor-
derungen mit weiteren Belastungen konfrontiert sind. Insbe-
sondere Familien in schwierigen Lebensumständen finden 
durch die Frühen Hilfen praktische Unterstützung, etwa bei 
Familienhebammen. Gibt es in einer Familie beispielsweise 
ein Frühchen oder ein chronisch krankes Kind, können die Fa-

bund den Flyer »Ich bin schwanger und rauche – was nun?« 
entwickelt. Beide Flyer räumen mit diesen Mythen auf.

Nachhaltigkeit der Projektergebnisse
Die Drogenbeauftragte der Bundesregierung griff das Thema 
Substanzkonsum in der Schwangerschaft auf und veranstalte-
te ihre Jahrestagung 2014 im Dezember dazu. Dort konnte  
eine Reihe von Projekten ihre Ergebnisse vorstellen und  
Transferüberlegungen mit anderen Berufsgruppen und Ver-
bänden diskutieren. Es werden auch nach Projektende weiter-
hin Schulungen als freie Seminare angeboten. In zwei Bun-
desländern ist es gelungen, die Module in die Weiterbildung 
zu integrieren. 

anschrift siehe impressum

milien-Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und 
pfleger den Eltern durch ihre Hausbesuche Sicherheit geben.
Derartige Unterstützungsangebote sollen bundesweit dauer-
haft und flächendeckend zugänglich sein. Wichtige Vorausset-
zungen dafür sind im Zuge der Förderung durch die Bundes-
initiative Frühe Hilfen bereits geschaffen worden: mittlerweile 
haben 97,7% der Jugendamtsbezirke Koordinierungsstellen 
für die Netzwerke Frühe Hilfen eingerichtet. In 84% stehen  
Familienhebammen und Familien-Gesundheits- und Kinder-
krankenpflegerinnen und -pflegern zur Verfügung, die Eltern 
ab der Schwangerschaft bis ein Jahr nach der Geburt des Kin-
des unterstützen. In 69% der Gemeinden, Städte und Land-
kreise konnte das Engagement von Ehrenamtlichen, zum Bei-
spiel durch Familienpatenschaften, ausgebaut werden. In 
über der Hälfte der Kommunen ist es gelungen, Angebote be-
reits in der Geburtsklinik zu vermitteln.

Das Gesundheitswesen als Partner?
In vier von fünf Netzwerken sind vor allem öffentlich finanzier-
te Institutionen wie das Gesundheitsamt, Erziehungs-, Ehe-, 
Familien- und Lebensberatungsstellen, der Allgemeine Sozia-
le Dienst und Schwangerschaftsberatungsstellen als Partner 
beteiligt und prägen somit die Netzwerke Frühe Hilfen. Zent-
rale Partner aus dem Gesundheitswesen wie Kinderärztinnen 
und -ärzte (66,1%), niedergelassene Hebammen (64,7%), Ge-
burtskliniken (62,2%) und Kinderkliniken (49,2%) sind seltener 
in den lokalen Netzwerken anzutreffen, obwohl sie in der Ver-
waltungsvereinbarung zur Bundesinitiative als einzubinden-
de Akteurinnen und Akteure ausdrücklich erwähnt werden.
Besonders kritisch ist die geringe Beteiligung derjenigen Ge-
sundheitsdienste zu bewerten, die in der Behandlung von 
psychischen und psychiatrischen Erkrankungen von Eltern  
tätig sind. Sozialpsychiatrische Dienste sind lediglich in jedem 
dritten Netzwerk vertreten, nur in 23,4% der Netzwerke  
finden sich Abteilungen bzw. Kliniken für Erwachsenen psy- 
chiatrie und -psychotherapie und in nur 16,8% der Netzwerke  
beteiligen sich psychiatrische beziehungsweise psychothera-
peutische Praxen.
Sowohl eine finanzielle Förderung als auch eine gesetzliche 
Verpflichtung haben einen positiven Einfluss auf die Koopera-
tionsbereitschaft und -qualität: Diejenigen Partner, die gesetz-
lich verpflichtet sind – wie die Schwangerschaftsberatungs-
stellen – oder deren Teilnahme am Netzwerk budgetiert ist 
– wie es bei den Familienhebammen der Fall ist –, sind beson-
ders häufig in den Netzwerken vertreten. Auch die Qualität 
der Kooperation mit diesen Partnern wird von den befragten 
Jugendamtsbezirken besonders gut bewertet. Darüber hin-
aus übt die Form der Zusammenarbeit einen Einfluss auf die 
wahrgenommene Qualität der Kooperation aus: Sie wird posi-
tiver bewertet, wenn mit den Akteurinnen und Akteuren so-
wohl fallübergreifend als auch fallbezogen zusammengear-
beitet wird.
Zum 1. Januar 2016 soll ein Fonds eingerichtet werden, der  
die Finanzierung der Netzwerke Frühe Hilfen und die psycho-
soziale Unterstützung von Familien bundesweit dauerhaft  
sicherstellt. Der Zwischenbericht wurde auf der Halbzeitkon-
ferenz am 13. November 2014 in Berlin diskutiert. Der Bericht 
kann beim Nationalen Zentrum Frühe Hilfen bestellt werden 
und steht unter www.bmfsfj.de als Download zur Verfügung.
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Osteopathie bei neugeborenen
In der Regel werden in einer Klinik geborene Säuglinge im 
Rahmen der U1-Untersuchung unmittelbar nach ihrer Geburt 
und 48 bis 72 Stunden später in der U2 von einer Kinderärztin 
oder einem Kinderarzt untersucht. Zu dieser ausführlichen 
körperlichen Untersuchung gehören auch ein Hüftultraschall, 
ein Hörtest und ein Test zum Ausschluss von Stoffwechsel-
krankheiten. 
Seit zwei Jahren bietet das Klinikum Lüneburg interessierten 
Eltern eine zusätzliche osteopathische Untersuchung ihres 
Kindes an. Dabei ersetzt die Osteopathie in keinem Fall die  
anerkannten kinderärztlichen Untersuchungsmethoden,  
sondern ist eine mögliche Ergänzung dieses Angebotes. Auf 
Initiative des Chefarztes Prof. Dr. med. Peter Dall der Frauen-
klinik Lüneburg konnte in Kooperation mit einem niederge-
lassenen Facharzt und Osteopathen in Lüneburg, Dr. med. 
Dieter Becker und seinem Team, das Angebot in der Klinik eta-
bliert werden.

Was ist Osteopathie?
Die Osteopathie gehört zu den alternativen Behandlungsme-
thoden und wird auch als »manuelle Medizin« bezeichnet. 
Charakteristisch ist, dass eine osteopathische Untersuchung 
oder Behandlung ausschließlich mit den bloßen Händen aus-
geführt wird. Medikamente oder andere Hilfsmittel werden 
nicht eingesetzt.
Zur Osteopathie zählen verschiedene befunderhebende und 
therapeutische Verfahren. Verbindende Grundlage ist die An-
nahme, dass der menschliche Körper eine Funktionseinheit 
bildet. Die unterschiedlichen Gewebe und ihre Funktionen  
sind in vielfältiger Weise miteinander verbunden. Krankhafte 
Veränderungen einer einzigen Struktur können nachteilige 
Folgen für andere Körperstrukturen und -funktionen haben. 
Bestimmte Erkrankungen, die erst im Erwachsenen- oder  
Kindesalter auftreten, können bereits durch frühe Störungen 
beim Neugeborenen verursacht werden. Hier setzt das Osteo-
pathie-Screening an: Durch die Untersuchung des Stütz- und 
Bewegungsapparates des Babys sollen sich frühe Störungen 
des Organismus erkennen und beheben lassen.

Kommunales
Osteopathie nützt schon den ganz Kleinen
Die Geburt eines Kindes ist nicht nur für die Mutter, sondern 
auch für das Neugeborene eine große körperliche Anstren-
gung. Dabei können beim Säugling Irritationen des Stütz- und 
Bewegungsapparates entstehen. Beim Screening spricht die 
Osteopathin zunächst mit der Mutter über den Verlauf und 
eventuelle Besonderheiten während der Geburt. Dann ver-
sucht sie, mögliche Störungen im Weichgewebe oder Bewe-
gungsapparat des Kindes sanft zu ertasten und bei Bedarf 
durch gezielte manuelle Therapie zu behandeln.

Implementation im Klinikum
Die Mütter erhalten bereits beim Aufnahmegespräch ein In-
formationsblatt zum ostheopatischen Angebot. Ein Osteopa-
thie-Screening wird im Besonderen dann empfohlen, wenn 
das Neugeborene sehr unruhig ist, viel schreit, Probleme beim 
Stillen auftreten und es noch nicht »richtig angekommen« zu 
sein scheint.
Auf Wunsch vereinbart das Pflegeteam einen Termin zwischen 
interessierten Müttern und den Osteopathinnen. Diese kom-
men alle zwei Wochen für jeweils fünf Untersuchungstermine 
à 45 Minuten in die Frauenklinik. Einige gesetzliche Kranken-
kassen übernehmen die Kosten für diese Behandlung mittler-
weile. Insgesamt wird das Osteopathie-Screening sehr gut an-
genommen.
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neues netzwerk – »Krisen rund um die  
Geburt – depressionen in schwanger- 
schaft und Wochenbett«
In der Region Hannover wurde auf Initiative der Kaiserschnitt-
stelle, des Frauen- und MädchenGesundheitsZentrums Regi-
on Hannover e. V. und des Familienhebammen-Zentrums 
Hannover das Netzwerk »Krisen rund um die Geburt – Depres-
sionen in Schwangerschaft und Wochenbett« gegründet.  
Dieses Netzwerk dient der Zusammenarbeit von Hebammen, 
Beratungsstellen, psychologischen Praxen und anderen Ein-
richtungen und Institutionen, die Angebote zur Versorgung 
betroffener Frauen bereitstellen. 
Ziel des Netzwerks ist die Verbesserung der Versorgung durch 
Aufklärung, Sensibilisierung und Bündelung aller Informa- 
tionen zu diesem Thema. So sollen sowohl betroffene Frauen 
als auch Multiplikatorinnen und Multiplikatoren Informatio-
nen über Angebote in der Region Hannover erhalten. Zudem 
sollen Fortbildungen, Supervisionen und Intervisionen orga-
nisiert und durchgeführt werden. 

Postpartale Depression
Schätzungsweise leiden etwa 10 bis 20% der Mütter nach  
einer Geburt an einer Depression. Diagnostiziert und behan-
delt wird eine postpartale Depression allerdings in sehr weni-
gen Fällen, da das Thema bei Hebammen, Gynäkologinnen 
und Gynäkologen sowie Müttern immer noch nicht ausrei-
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Partizipative evaluation der Präventions-
kette Braunschweig startet 2015
Gemeinsam mit der Stadt Braunschweig wird die LVG & AFS 
ab Anfang 2015 das dreijährige Projekt »PEPBS – Partizipative 
Evaluation der Präventionskette Braunschweig« umsetzen. 
Ziel des Vorhabens ist es zu ermitteln, welche Faktoren zum 
Gelingen kommunaler Präventionsketten – also auf einander 
abgestimmter lebensphasenorientierter Unterstützungsstruk- 
turen – beitragen. Am Beispiel ausgewählter Fallstudien wird 
dies gemeinsam mit den beteiligten Akteuren in einem parti-
zipativen Vorgehen untersucht. Zusätzlich soll entlang dieses 
Prozesses die Methodik der partizipativen Evaluation weiter-
entwickelt werden. 

Präventionskette Braunschweig – 
Stadt geht Armutsproblematik systematisch an
Bereits seit 2007 gehört Braunschweig zu den »Vorreiter«-
Kommunen, die die Prävention von Armutsfolgen im Rahmen 
des Netzwerks zur »Prävention von Kinder- und Familienar-
mut und Linderung der Folgen« systematisch und koordiniert  
angehen. Seit 2011 ist die Stadt Mitglied des kommunalen 
Partnerprozesses »Gesund aufwachsen für alle!« und hat in  
einer – für den deutschsprachigen Raum seltenen – system-
übergreifenden Zusammenarbeit ein kommunales Hand-
lungskonzept Kinderarmut entwickelt. Hintergrund für dieses 
Engagement ist die Armutsquote, die unter Braunschweiger 
Kindern und Jugendlichen bei etwa 25% liegt. Nachdem an-
fangs dringliche Fragen wie zum Beispiel die Finanzierung 
von Mittagessen für einkommensschwache Kinder im Vor- 
dergrund standen, konzentriert sich die Präventionskette 
Braunschweig derzeit auf eine bessere Verzahnung von Über-
gängen und die Bereitstellung von wohnortnahen Unterstüt-
zungsangeboten. Eine Koordinationsstelle gegen Kinderar-
mut wurde im Sozialreferat geschaffen. Die Umwandlung von 
Kitas in Stadtteilen mit hohem Bedarf zu Familienzentren und 
die Weiterentwicklung von Schulsozialarbeit an Grundschu-
len mit hohem Unterstützungsbedarf sind Themen des Fach-
bereiches Kinder, Jugend und Familie, und haben neben den 
Frühen Hilfen und den Übergängen von der Schule ins Berufs-
leben auch im Handlungskonzept Kinderarmut eine hohe 
strukturelle Bedeutung. Nachdem die erste Stufe des Aufbaus 
einer Präventionskette gelungen ist, soll nun der weitere Aus-
bau durch eine evaluierende Begleitung unterstützt werden. 

Partizipative Evaluation – eine Methodik im Aufwind
Diese Begleitung wird im Projekt PEPBS durch die Methodik 
der partizipativen Evaluation umgesetzt. Die Studie soll exem-
plarisch ermitteln, welche Gelingensfaktoren ausschlaggebend 
sind, um kommunal initiierte Präventionsketten erfolgreich 
für die Prävention von gesundheitsbezogenen Armutsfolgen 
bei Kindern zu gestalten. Partizipative Evaluation ermittelt in 
Abgrenzung zu üblichen Evaluationsformen nicht nur den 
Nutzen eines Projektes, sondern zielt gleichzeitig auf eine 
Kompetenzentwicklung derjenigen Personen, die die Evalua-
tionsergebnisse später in der Praxis umsetzen oder in sonsti-
ger Weise unmittelbar von den Ergebnissen betroffen sind. 
Aalso zum Beispiel Kinder und Jugendliche selbst, Verant-

chend bekannt ist. Oft wird die Erkrankung gar nicht oder zu 
spät erkannt, was dramatische Folgen für die Mütter, die  
Kinder und die ganze Familie haben kann. 
Zeichen einer postpartalen Depression können Müdigkeit, Er-
schöpfung, Energiemangel, Schuldgefühle, allgemeines Des-
interesse und extreme Reizbarkeit sein. Aber auch Traurigkeit, 
ein Empfinden von Gefühllosigkeit, gemischte Gefühle dem 
Kind gegenüber sowie Konzentrations- und Schlafstörungen 
können auftreten. Ebenso ist es möglich, dass psychosoma-
tische Beschwerden wie Magen-Darm-Beschwerden und 
Schwindel auftreten sowie Angst, Panikattacken und (Selbst)
Tötungsgedanken. 

Aufklärung für mehr Unterstützung
Häufig schämen sich die Frauen und vertrauen sich nieman-
dem an. Sie fürchten, kein Verständnis dafür zu bekommen, 
dass sie sich statt oder trotz »Mutterglück« überfordert fühlen. 
Auch wissen nicht alle werdenden Mütter, dass sie bereits Wo-
chen vor und nach der Geburt eine Hebamme in Anspruch 
nehmen können, die sie begleitet. Ein wichtiger Bestandteil 
der Geburtsvorbereitung müsste die Aufklärung über mögliche 
Krisen über den sogenannten den »Babyblues« hinaus sein.
Das Netzwerk möchte dazu beitragen, dass die Versorgungs- 
situation diesbezüglich verbessert wird. Ziel ist es, die Öffent-
lichkeit für diese Erkrankung zu sensibilisieren und Hilfsan- 
gebote zu schaffen. Derzeit besteht ein absolutes Defizit so-
wohl bei spezialisierten Mutter-Kind-Einheiten in Kliniken, die 
Betroffene mit ihrem Baby aufnehmen und behandeln, als 
auch bei ambulanten Beratungsstellen, die speziell zu diesem  
Thema arbeiten.
Mögliche Unterstützung und/oder Therapie ist vom Schwere-
grad der Depression abhängig. In erster Linie ist es wichtig, die 
Mutter zu entlasten. Das kann beispielsweise durch Beratung 
und Gespräche erfolgen oder durch eine Haushaltshilfe, die 
von den Krankenkassen bezahlt wird. 
Je mehr die Frauen über die Möglichkeit postpartaler Depressi-
onen aufgeklärt werden, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, dass sie sich rechtzeitig Hilfe und Unterstützung suchen. 

Letztlich braucht es Aufklärung, Öffentlichkeitsarbeit, Fach-
fortbildungen, finanzielle Mittel und die Vernetzung aller 
Hilfsangebote, um eine Verbesserung der Versorgungssitua-
tion zu erreichen. 

informationen zum netzwerk gibt es zurzeit im frauen- und Mädchen- 
gesundheitszentrum region hannover e.V. (info@fmgz-hannover.de),
in der Kaiserschnittstelle (mail@kaiserschnittstelle.de) und im 
familienhebammen-zentrum hannover (info@fhz-hannover.de).

für das netzwerk »Krisen rund um die geburt – Depressionen in 
schwangerschaft und Wochenbett« in hannover: 
eDith ahmann, frauen- und Mädchengesundheitszentrum region hannover e. V., 
escherstraße 10, 30159 hannover, e-Mail: info@fmgz-hannover.de
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wortliche in Kitas oder Jugendzentren und/oder betroffene 
Eltern. Diese sogenannten »primären Nutzerinnen und Nut-
zer« werden mittels einer systematischen, dialogbasierten  
Beteiligung in lokalen Evaluationsteams selbst zur Durchfüh-
rung und Steuerung der Evaluation befähigt. Vorteil der 
Methode ist, dass die partizipative Entwicklung zu einem 
Kompetenzaufbau und einer verbesserten Akzeptanz und 
Umsetzung der Ergebnisse in die Praxis beiträgt. 

Umsetzung von zwei Fallstudien
Im Rahmen von PEPBS ist die Umsetzung von zwei Fallstudien 
geplant, die konkrete Projekte der Braunschweiger Präven- 
tionskette zum Gegenstand haben. Die Auswahl der Fallstu-
dien findet gemeinsam mit den Akteuren in einer ersten  
Projektphase statt. Auf der Ebene der zwei Fallstudien werden 
zunächst die vorhandenen Bedürfnisse und Ressourcen der 
Nutzerinnen und Nutzer herausgearbeitet. In einem nächsten 
Schritt wird je Fallstudie ein Evaluationsteam gebildet, das aus 
den jeweils beteiligten Akteuren besteht. Die Mitarbeiterin-
nen der LVG & AFS unterstützen diese Evaluationsteams im 
weiteren Verlauf dabei, gemeinsam Forschungsfragen zu ent-
wickeln und an die konkreten Evaluationsgegenstände anzu-
passen. Für die Evaluation können neben klassischen Befra-
gungen zum Beispiel Methoden wie Photovoice (Akteurinnen 
und Akteure fotografieren selbst ihre Lebenswelt und illustrie-
ren damit ihre Einstellungen, Relevanzen und Werthaltungen) 
oder Planning for Real (gemeinsame Entwicklung eines Ortes 
anhand von dreidimensionalen Modellen) genutzt werden. 
Die notwendigen Kenntnisse zur Umsetzung dieser Metho-
den werden den Nutzerinnen und Nutzern in Workshops  
praxisnah vermittelt.
PEPBS startet im Februar 2015 und ist Teil des vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung geförderten Forschungs-
verbundes PartKommPlus. 

literatur bei den Verfasserinnen und Verfassern
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Gesundheitsversorgung und Gesundheits- 
förderung innovativ gestalten 
niedersächsischer gesundheitspreis 2014
Zum vierten Mal wurden in Niedersachsen innovative Ansätze 
zur Gesundheitsförderung und Gesundheitsversorgung mit 
dem Niedersächsischen Gesundheitspreis ausgezeichnet. Die 
Ministerien für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung sowie 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, die AOK – Die Gesundheitskas-
se für Niedersachsen sowie die Kassenärztliche Vereinigung 
Niedersachsen haben diesen Preis gemeinsam ausgeschrie-
ben. Die Apothekerkammer Niedersachsen ist in diesem Jahr 
als weitere starke Partnerin hinzugekommen.

Preisträger in der Kategorie »Mehr Sicherheit für Patien-
tinnen und Patienten«
In dieser Preiskategorie wurde das Projekt »Einführung einer 
Sicherheitskultur« des Evangelischen Krankenhaus Göttingen-
Weende gGmbH ausgezeichnet. Das Projekt zielt darauf ab, 
die Patientensicherheit aus einer umfassenden Perspektive zu 
betrachten und zu befördern. Dazu gehört auch, dass Fehler 

und Risiken offen thematisiert werden, um sie als Chance zur 
Verbesserung begreifen und nutzen zu können. Im Rahmen 
des Projektes wurden unterschiedliche Ansätze entwickelt, 
die nicht nur auf der strukturellen, sondern auch auf der kul-
turellen Ebene wirken: professionell begleitete Coachings, 
Fallbesprechungen zur Enttabuisierung von Fehlern, Zusam-
menarbeit mit einem Seelsorger, Patientenidentifikationsarm- 
bänder, ein Patientenfilm und die Entwicklung von Kennzah-
len zur Analyse. Sie wurden in einem ganzheitlichen System 
zusammengeführt, das durch die Einbindung der Mitarbei-
tenden in die Entwicklung eine umfassende Bottom-up- 
Orientierung aufweist. 

Preisträger in der Kategorie »Auch Helfende brauchen 
Hilfe« 
Im Projekt »Auszeit – Unterstützung für pflegende Angehöri-
ge« setzen sich elf Ehrenamtliche unter Koordination des Dia-
konischen Werks in Stadt und Landkreis Osnabrück dafür ein, 
pflegende Angehörige zu unterstützen und ihnen eine Aus-
zeit vom Pflegealltag zu verschaffen. Kooperationspartner 
sind die Selbsthilfegruppe für pflegende Angehörige sowie 
der Seniorenstützpunkt (SPN) der Stadt Osnabrück. Durch  
den Einsatz von Ehrenamtlichen sollen die Angehörigen in die 
Lage versetzt werden, sich eine »Auszeit« zu nehmen, sich  
dabei gut vertreten zu fühlen und das Vertrauen zu haben, 
dass ihre Angehörigen gut versorgt werden. Hierdurch kann 
ein Beitrag zum Erhalt der Pflege in der eigenen Häuslichkeit 
geleistet werden. Außerdem soll den zu Pflegenden die Gele-
genheit gegeben werden, andere Gesprächspartnerinnen 
und Gesprächspartner zu haben, Besuch zu bekommen und 
den Kontakt zur Außenwelt nicht zu verlieren. Die Ehrenamtli-
chen werden für diese Einsätze geschult und durch das Diako-
nische Werk in Stadt und Landkreis Osnabrück eng begleitet. 

Preisträger in der Kategorie »eHealth – Lösungen zur 
Unterstützung der Versorgung, Gesundheitsförderung 
und Prävention«
Preisträger dieser Kategorie ist das Projekt »SIMBA – sicher 
und mobil durch begleitende Assistenzsysteme«. Umgesetzt 
wurde es vom Braunschweiger Informatik- und Technologie-
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Zentrum in Kooperation mit der Braunschweiger Verkehrs-AG, 
der Braunschweiger Taxenzentrale, der Johanniter-Unfall Hil-
fe, der Landesinitiative Niedersachsen Generationengerechter 
Alltag, der OECON P&S GmbH, dem Peter L. Reichertz Institut 
für Medizinischer Informatik (TU Braunschweig) sowie dem  
Institut für Gerontopsychologie (TU Braunschweig). Das Pro-
jekt verfolgt das Ziel, durch ein Assistenzsystem – eine App für 
Smartphones – die Mobilität und Teilhabe älterer Menschen 
am öffentlichen Leben zu verbessern. Die App bietet älteren 
Menschen die Möglichkeit, Informationen beispielsweise zu 
barrierefreien Routen, generationsfreundlichen Supermärk-
ten oder Sitzbänken leicht und verständlich abzurufen. Darü-
ber hinaus werden weitere Informations- und Servicedienst-
leistungen angeboten, wie beispielsweise ein Serviceruf. So 
kann zum einen die Mobilität zu Fuß unterstützt und zum an-
deren der Mobilitätsradius durch die Einbeziehung des öffent-
lichen Nahverkehrs und weiterer Mobilitätsanbieterinnen und 
-anbieter erweitert werden. Positiv hervorzuheben ist dabei, 
dass das Assistenzsystem unter Einbindung der potenziellen 
Nutzer innen und Nutzer entwickelt wurde, wodurch es an-
wenderfreundlich gestaltet wurde. 

Sonderpreis www.da-sein.de: »Schreiben statt Schweigen«
Online-Begleitung für trauernde und sterbende junge 
Erwachsene bis 25 Jahre
Erstmalig wurde in diesem Jahr ein Sonderpreis vergeben. 
Dieser ging an das Projekt www.da-sein.de der Stiftung Evan-
gelischer Hospizdienst. Kooperationspartner sind das Palliativ-
zentrum am Evangelischen Krankenhaus Oldenburg sowie 
das Geschwisterkindernetzwerk Hannover. Ziel des Projektes 
ist es, junge Menschen bis 25 Jahre in Krisen, die durch Trauer- 
und Sterbeerfahrungen ausgelöst wurden, durch eine Peer-
Onlinebegleitung zu unterstützen. Für diese Zielgruppe exis-
tieren bisher kaum unterstützende Angebote. Über die Platt- 
form www.da.sein.de wird trauernden oder sterbenden jun-
gen Menschen eine anonyme, kostenfreie Online-Begleitung 
durch geschulte ehrenamtliche Peerbegleiterinnen und Peer-
begleiter im Alter von 17 bis 26 Jahren angeboten. Sie verfas-
sen »helpmails« und ermutigen die Ratsuchenden zum Auf-
schreiben ihrer Probleme, wodurch der Klärungs- und Ver- 
arbeitungsprozess befördert wird. Mit der Anwendung des 
Peer-Prinzips erfolgt eine Begleitung auf Augenhöhe. Neben 
diesem Kernangebot der »helpmails« bietet die Plattform  
Informationen zu dem Themenkomplex Sterben, Tod und 
Trauer. 
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Bücher, Medien
arbeitsbedingungen in der 
altenpflege

Vor dem Hintergrund des zukünftigen 
Bedarfs an Pflegekräften und dem wach-
senden Versorgungsproblem in der Al-
tenpflege haben die Autorinnen in einer 
deutsch-schwedischen Gegenüberstel-
lung Berufsverläufe miteinander vergli-
chen. Sie haben länderspezifische Pflege- 
politiken und die jeweilige Arbeitssitua-
tion miteinander abgeglichen sowie 
Spezifika der Berufsverläufe, Dauer von 
Erwerbsverläufen, Vereinbarkeitssitua-
tionen, Arbeitsbedingungen und Cha-
rakteristika der Arbeitssituation heraus-
gearbeitet. Im Ergebnis sind interessante 
Diskussionen und Ansatzpunkte für die 
Weiterentwicklung der Arbeitssituation 
und der Rahmenbedingungen der pfle-
gerischen Tätigkeit entstanden. Das Fach-
buch kann Mitarbeitenden in Wissen-
schaft und Lehre, Studierenden, Politike- 
rinnen und Politikern sowie Personalver-
antwortlichen in Betrieben und Träger- 
organisationen empfohlen werden. (bw)

hilDeGarD theoBalD et al.: arbeitsbedingungen in 
der altenpflege. Die Kontinuität der Berufsverläufe – 
ein deutsch-schwedischer Vergleich. edition sigma, 
Berlin, 2013, 167 seiten, isBn 978-3-8360-8755-1, 
15,90 euro
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alternde Bevölkerung und 
gesundheitliche Versorgung

Das Werk bietet einen umfassenden 
Überblick über die zahlreichen Aspekte 
und Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf Gesundheitssystem und  
Gesellschaft. Müller identifiziert zehn  
Herausforderungen wie etwa wachsen- 
de Altersarmut, kritische Krankheitsab- 
sicherung, Zunahme chronischer Krank- 
heiten und Fachkräftemangel und leitet  
hieraus Konsequenzen für eine alters- 
gerechte und integrierte Versorgung ab.  
Diese Konsequenzen werden für ausge- 
wählte Volkskrankheiten sowie für die  
bedarfsgerechte Versorgung bei Demenz  
und am Lebensende spezifiziert darge- 
stellt. Die Ausführungen in den knap- 
pen, aber inhaltlich dichten Kapiteln 
berücksichtigen jeweils die Situation in  
Deutschland und in der Schweiz und so- 
mit verschiedene Modelle der Gesund- 
heitsversorgung. Die umfangreichen Lite- 
raturhinweise bieten darüber hinaus 
Ansatzpunkte für einen tieferen inhalt- 
lichen Einstieg. (mp)

klaUS müller: alternde Bevölkerung und gesund- 
heitliche Versorgung. zehn herausforderungen und 
ihre Konsequenzen für Prävention, rehabilitation 
und das Versorgungsmanagement in Deutschland 
und der schweiz. Verlag hans huber, Bern, 2014,  
646 seiten, isBn 978-3-456-85337-6, 69,95 euro

»Coolout« in der Pflege

Was passiert mit Pflegekräften, die zwi-
schen eigenem Anspruch und ihrer Pro-
fessionalisierung sowie der alltäglichen 
Wirklichkeit im beruflichen Alltag mit 
Zeitdruck und Arbeitsverdichtung ste-
hen? Die Autorin arbeitet Strategien von 
Pflegekräften heraus, die genau in die-
sem Konflikt stehen. Das zentrale Thema 
dieses Fachbuchs ist das Scheitern des 
pflegerischen Anspruchs in der Praxis 
und die Strategien dieser Berufsgrup-
pen, die ihnen dabei helfen, auch im 
Scheitern an diesem Anspruch festzu-
halten. Das Fachbuch richtet sich an 
Pflegekräfte, Mitarbeitende in Wissen-
schaft und Lehre und ist für den Aus-, 
Fort- und Weiterbildungsbereich eine 
wichtige Lektüre. (bw)

karin kerStinG: »Coolout« in der Pflege. eine studie 
zur moralischen Desensibilisierung. Mabuse-Verlag, 
frankfurt am Main, 2013, 322 seiten,  
isBn 978-3-940529-99-2, 34,00 euro

Chronische erkrankungen im 
Kindes- und Jugendalter

Chronische Erkrankungen betreffen Men- 
schen nicht nur vorübergehend, son-
dern bestehen über Monate, Jahre oder 
sogar lebenslang. Eine konsequente An-
passung der Lebensweise und eine ad-
äquate Handhabung therapeutischer 
Maßnahmen sind häufig unabdingbar. 
Das Buch stellt die häufigsten chroni-
schen Krankheiten im Kindes- und Ju-
gendalter von Diabetes mellitus (Typ 1) 
über angeborene Herzerkrankungen bis 
zu Epilepsie ausführlich dar. Die jeweili-
gen Erkrankungen werden kurz beschrie- 
ben, Annahmen zur Störungsgenese 
formuliert sowie Epidemiologie, Verlauf 
und Prognose, psychosoziale Belastun-
gen, Entwicklungsrisiken und -chancen 
sowie Unterstützungsmöglichkeiten dar- 
gelegt. Alle Erkrankungen werden so-
wohl aus psychologischer als auch me-
dizinischer Sicht betrachtet. Das Buch 
eignet sich als Einstieg in die verschiede-
nen Krankheitsbilder und bietet eine 
vergleichende Per-spektive. (am)

arnolD lohaUS, nina heinrichS (hrSG.): 
Chronische erkrankungen im Kindes- und Jugend- 
alter: Psychologische und medizinische grundlagen. 
Beltz Verlag, Weinheim, Basel, 2013, 240 seiten, 
isBn: 978-3-621-27983-3, 34,95 euro

Für sich und andere sorgen

Wer sorgt sich um mich, wenn ich – spä-
testens im Alter – Unterstützung benöti-
ge? Klar ist, dass sich die Selbst- und Für-
sorge derzeit in einer prekären Lage 
befindet und sich dringend etwas än-
dern muss. Unterschiedliche Zusam-
menhänge, die mit dieser so genannten 
Care-Debatte zusammenhängen, wie 
Ethik, Demokratie, Gleichheit und Ge-
rechtigkeit im Wohlfahrtsstaat, Migrati-
on und Haushaltsarbeit, werden darge-
stellt. Das Buch richtet sich an Exper- 
tinnen und Experten der Soziologie,  
Politikwissenschaft, Sozialen Arbeit so-
wie der Pflegewissenschaft und soll da-
zu anregen, über die Zukunft der Selbst- 
und Fürsorge in grundsätzlicher wie 
praktischer Weise nachzudenken. (ex)

BriGitte aUlenBacher, maria Dammayr (hrSG.): 
für sich und andere sorgen: Krise und zukunft von 
Care in der modernen gesellschaft. Beltz Juventa 
Verlag, Weinheim, Basel, 2014, 256 seiten, 
isBn 978-3-7799-3042-6, 29,95 euro

Fitness für die stimme

Nach einer allgemeinen Einführung 
über die Stimme als Ausdruck von Per-
sönlichkeit und über medizinische As-
pekte bietet der Band ein ausführliches, 
gut verständliches Übungsprogramm 
für die Stimme, angefangen bei Körper-
haltung, Atmung, Entspannungs- und 
Lockerungsübungen. Es werden Reso-
nanzübungen beschrieben, außerdem 
wird erläutert, wie sich die Sprech-
stimmlage verändern lässt und Stimm- 
und Vokaleinsatz zu trainieren sind. Ab-
schließend werden Übungen für das 
tägliche Stimmtraining vorgestellt und 
Stimmhygiene beschrieben. Der Text 
wird durch kleine Skizzen ergänzt. (ark)

claUDia hartmann: fitness für die stimme.  
Körperhaltung – atmung – stimmkräftigung.  
ernst reinhardt Verlag, München/Basel, 2014,  
85 seiten, isBn 978-497-02475-9, 16,90 euro



impu!se 85 | 2014Bücher, Medien

 

24

Freiraum mit Risiko. nieder- 
schwellige erziehungshilfen für 
sogenannte systemsprenger/innen

»Sie sind gewalttätig und dissozial, ver-
langen Zuwendung und verweigern 
sich jeder pädagogischen Zumutung«, 
so könnte man sie oberflächlich be-
schreiben, die so genannten »Hoch-Risi-
ko-Klienten« oder »Systemsprengerin-
nen«, Heranwachsende, die das gesamte 
Jugendhilfesystem durchlaufen haben, 
es auswendig kennen und die »keiner 
mehr haben will«. Das Buch ist ein wis-
senschaftliches Portrait über ein anony-
misiertes Projekt, welches seit 15 Jahren 
niedrigschwellig mit dieser Zielgruppe 
arbeitet und sein Hilfsangebot über 
zwei Jahre evaluieren lassen hat. Mit 
den vorliegenden Ergebnissen soll eine 
Fachdebatte angeregt und ein Zeichen 
für Offenheit und Transparenz innerhalb 
der Erziehungshilfen gesetzt werden. 
Das Buch richtet sich an all jene, die sich 
um diese Jugendlichen Gedanken ma-
chen und soll ein angstfreies Schreiben 
und Sprechen über Alltags-Erfahrungen 
ermöglichen. (as)

mathiaS SchWaBe, martina Stallmann, DaviD vUSt: 
freiraum mit risiko. niederschwellige erziehungs-
hilfen für sogenannte systemsprenger/innen.  
Klaus Münstermann Verlag, ibbenbühren, 2013,  
224 seiten, isBn 978-3-943084-13-9, 19, 50 euroCircle: die Kraft des Kreises

Die Methode, Entscheidungen im Kreis 
zu treffen, wurde schon von Naturvöl-
kern oder nord-amerikanischen Stam-
mesältesten genutzt. Anfang der 1990er 
Jahre überlegten die beiden Autorin-
nen, wie diese Methode wieder mehr 
genutzt werden könne und entwickel-
ten sowie erprobten in den folgenden 
Jahren den peerSpirit Circle Process. 
Diese Methode eignet sich für komplexe 
Gespräche, strategische Dialoge oder 
konfliktbeladene Situationen im berufli-
chen und privaten Bereich. Das vorlie-
gende Buch stellt die Entwicklung und 
Methode des peerSpirit Circle Process 
ausführlich dar und zeigt unter anderem 
auf, wie sogar dem Wunsch nach Ent-
schleunigung während Meetings oder 
Besprechungen Rechnung getragen wer-
den kann. Durch viele Beispiele wird die 
konkrete Anwendung verdeutlicht. (ex)

chriStina BalDWin, ann linnea: Circle: Die Kraft  
des Kreises. gespräche und Meetings inspirierend, 
schöpferisch und effektiv gestalten. Beltz Verlag, 
Weinheim, Basel, 2014, 281 seiten,  
isBn: 978-3-407-36557-6, 39,95 euro

Cybersex. Psychoanalytische 
Perspektiven

Internetgestützter Pornografiekonsum 
und die Nutzung virtueller Räume zur 
Anbahnung sexueller Kontakte sind heut- 
zutage ubiquitär und spielen somit auch 
in psychoanalytischen Settings eine 
wachsende Rolle. Die 14 Autorinnen und 
Autoren befassen sich in diesem Band zu-
nächst mit dem konzeptionellen Rah-
men der (sexualisierten) Internetnut-
zung aus psychoanalytischer Perspektive 
und reflektieren diese Erkenntnisse hin-
sichtlich ihrer klinisch-psychologischen 
Relevanz in der Versorgung des primär 
männlichen Patientenguts. Eine Reihe 
von Falldarstellungen tragen hier zum 
Verständnis bei. Entwicklungspsycholo-
gische, forensische sowie kulturwissen-
schaftliche Erörterungen ergänzen die Ex- 
ploration des Phänomens Cybersex. (ms)

aGatha merk (hrSG.): Cybersex. Psychoanalytische 
Perspektiven. Psychosozial-Verlag, gießen, 2014, 
257 seiten, isBn 978-3-8379-22852-3, 29,90 euro

Psychische störungen und sucht- 
erkrankungen. Diagnostik und 
Behandlung von Doppeldiagnosen 

Im vorliegenden Buch werden die häufig 
auftretenden Komorbiditäten von Sucht- 
erkrankungen mit anderen psychischen 
Störungen systematisch beschrieben. Im 
ersten Teil werden verschiedene theore-
tische Aspekte von Doppeldiagnosen be- 
leuchtet. Der zweite Abschnitt befasst 
sich mit psychischen Störungen und ko-
morbiden Suchterkrankungen und der 
dritte Teil mit Suchterkrankungen und 
komorbiden psychischen Störungen. 
Die Herausgebenden verdeutlichen mit 
dieser Systematik die Wichtigkeit einer 
exakten Anamnese, in der vor allem die 
zeitliche Abfolge des Symptomauftre-
tens berücksichtigt werden muss. Nur so 
kann eine passgenaue Diagnostik und 
auch Behandlung erfolgen. Durch die 
stringente Strukturierung bietet sich das 
Werk als schnelle Nachschlagehilfe an 
und ist sowohl für Professionelle aus den 
Fachbereichen Suchthilfe, Suchtmedizin 
und Psychiatrie als auch für interessierte 
Laien geeignet. (as)

marc Walter, eUPhroSyne GoUzoUliS-mayfrank 
(hrSG.): Psychische störungen und suchterkran-
kungen. Diagnostik und Behandlung von Doppel- 
diagnosen. Kohlhammer Verlag, stuttgart, 2014, 
226 seiten, isBn 978-3-17-022491-9, 39,90 euro

Patientengespräche besser 
gestalten. gebrauchsanleitungen 
für helfende Kommunikation

Das Übermitteln von Diagnosen und  
Behandlungsabläufen ist ein wichtiger 
Bestandteil ärztlicher Arbeit, aber viele 
Ärztinnen und Ärzte haben das Führen 
von Gesprächen nie richtig gelernt. Der 
Autor beschreibt, dass Krankheit das Be-
wusstsein von Menschen verändern 
kann, wodurch die Kommunikation zu-
sätzlich erschwert wird. Häufig werden 
gut gemeinte Formulierungen und Rat-
schläge missverstanden und ich-bezo-
gen interpretiert; anstatt zu helfen, kön-
nen die Worte beunruhigend auf den 
Patienten beziehungsweise die Patien-
tin wirken. Das Buch soll Ärztinnen und 
Ärzten anhand vieler Praxisbeispiele 
und erlebter Geschichten demonstrie-
ren, wie eine unterstützende und Hoff-
nung gebende Kommunikation mit Pa-
tientinnen und Patienten möglich sein 
kann, ohne die Ernsthaftigkeit einer 
Krankheit zu bagatellisieren. (as)

klaUS-D. hüllemann: Patientengespräche besser 
gestalten. gebrauchsanleitungen für helfende 
Kommunikation. Carl-auer, heidelberg, 2013,  
122 seiten, isBn 978-3-89670-868-7, 12,95 euro

stiftungs Report 2014

Der Stiftungs Report 2014 »Gesundheit 
fördern« beleuchtet die vielfältigen Ak-
tivitäten von Stiftungen im Bereich der 
Gesundheitsförderung. Es wird darge-
stellt, was Stiftungen leisten, um Gesund-
heit zu erhalten, wie sie mit dem Thema 
Krankheiten umgehen und was sie für 
Menschen in schwierigen Situationen 
tun. Zudem sind in dem Band die Ergeb-
nisse der Umfrage zum Thema »Stiftun-
gen und Gesundheit« zu finden. Der Band 
ist anschaulich gestaltet, mit Interviews, 
Schaubildern und jeweils ein Fazit am 
Ende der Kapitel. Der jährlich erschei-
nende Stiftungs Report wendet sich an 
Fach- und Führungskräfte im gemein-
nützigen Sektor, in Politik und Wirtschaft, 
an Medienschaffende und Verbände. (us)

BUnDeSverBanD DeUtScher StiftUnGen (hrSG.): 
stiftungs report 2014: gesundheit fördern. 
Bundesverband Deutscher stiftungen, Berlin, 2014, 
isBn 978-3-941368-62-0, 135 seiten,  
0,00 euro (ggf. plus Versandkosten)
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Gesundheitsmanagement  
an schulen

Basis erfolgreicher Prävention und Ge-
sundheitsförderung in der Schule ist ein 
ganzheitliches Gesundheitsverständnis. 
Dazu gehört auch die Frage nach der 
Gesundheit von Schülerinnen, Schülern 
und Lehrkräften. Der Autor bietet hierzu 
einen umfänglichen Überblick. In den 
insgesamt sechs Kapiteln werden die  
Zusammenhänge von Gesundheit und 
Schulqualität aufbereitet und die sich da- 
raus ergebenden neuen Aufgaben und 
Handlungsfelder für Schulleitungen dar-
gestellt. Darüber hinaus benennt der Au-
tor Instrumente des Gesundheitsma-
nagements und erläutert, wofür sie ge- 
nutzt werden. Das Buch gibt Anregungen 
für ein nachhaltig wirksames Gesund-
heitsmanagement an der Schule. (am)

heinz hUnDeloh (hrSG.): gesundheitsmanagement 
an schulen: Prävention und gesundheitsförderung 
als aufgaben der schulleitung. Beltz Verlag, 
Weinheim und Basel, 2012, 171 seiten,  
isBn 978-3-407-25686-7, 29,95 euro

neue und alte soziale un gleich -
heiten. inter- und intra genera-
tionale Mobilitätsprozesse von 
Männern in Deutschland

In dem Band werden auf Basis der aktu-
ellen Daten des Nationalen Bildungspa-
nels (NEPS) soziale Mobilitätsprozesse 
von Männern und die darin sichtbar 
werdenden Veränderungen sozialer Un-
gleichheit in Deutschland erörtert. In der 
Analyse werden so die sozial- und arbeits- 
marktpolitischen Rahmenbedingungen  
der jüngeren Zeit und ihre sozialstruktu-
rellen Auswirkungen transparent ge-
macht. Der ausschließliche Fokus auf 
Männer wird damit begründet, dass die-
se nach wie vor als maßgebliche Perso-
nen für Status und Ressourcenausstat-
tung in Partnerschaften und Familien 
anzusehen seien. Die Ergebnisse bele-
gen die weiterhin fundamentale Bedeu-
tung von Bildung als Aufstiegsvoraus-
setzung und dokumentieren die sich 
zunehmend öffnende »soziale Schere« 
infolge von Globalisierung und damit 
einhergehender Deregulierungen von 
Arbeitsmärkten. (ms)

Pia nicoletta BloSSfelD: neue und alte soziale  
ungleichheiten. inter- und intragenerationale 
Mobilitätsprozesse von Männern in Deutschland. 
Budrich uniPress, Opladen, 2014, 223 seiten,  
isBn 978-3-86388-044-6, 28,00 euro

migration, Familie und soziale lage

Der Band zeichnet sich durch eine breite 
Autorenschaft und zahlreiche, unter an-
derem auch englischsprachige, Beiträge 
zu Migration und Familie im Kontext  
von Bildung, Gender und Care aus. Sie 
greifen die Vielfalt und Widersprüchlich-
keit familialer Praxen auf und liefern da-
zu differenzierte Analysen. Die Beiträge 
sollen über die Marginalisierung und 
Problematisierung hinausweisen, die im 
Zusammenhang mit Migration ver brei-
tet sind, und sie sollen den Prozessen 
der kulturellen Zuschreibung von Diffe-
renzen entgegenstehen. Der Band prä-
sentiert dazu aktuelle empirische Er geb-
nisse und theoretische Aus einan der set- 
zungen und schließt an die internatio-
nale Diskussion in diesem Themenfeld 
an. Er wendet sich an Fachkräfte, Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler aus 
Soziologie, Erziehungswissenschaft, So-
zialarbeit sowie Migrationsforschung 
und -politik. (ark)

thomaS GeiSen, toBiaS StUDer, erol yilDiz (hrSG.): 
Migration, familie und soziale lage. Beiträge zu  
Bildung, gender und Care. springer Vs, Wiesbaden, 
2013, 331 seiten, isBn 978-3-531-18011-3,  
39,90 euro

sucht. die sehnsucht nach dem 
leben

Der dritte Band der Reihe »Kulturfallen 
im klinischen Alltag« wird vom Dachver-
band für transkulturelle Psychiatrie, Psy-
chotherapie und Psychosomatik als  
Basisliteratur in diesem Themenfeld be-
schrieben und stellt neue Erkenntnisse, 
kulturelle Hintergründe sowie fachliche 
und versorgungspolitische Herausfor-
derungen im Zusammenhang mit Ab-
hängigkeitserkrankungen vor. Die Her-
ausgeberin beschreibt Sucht als eine 
Krankheit der Gewohnheit, bei der emo-
tionale Prozesse und Konflikte eine Rolle 
spielen. Es werden verschiedene prakti-
sche Beispiele aufgezeigt, die dazu anre-
gen sollen, sich mit den Gewohnheiten 
von Patientinnen und Patienten ausein-
anderzusetzen und diese in die Präven-
tion, Diagnostik, Therapie und Rehabili-
tation von Menschen mit Suchterkran- 
kungen miteinzubeziehen. (as)

Solmaz GolSaBahi-BroclaWSki (hrSG.): sucht.  
Die sehnsucht nach dem leben. in: Kulturfallen im 
klinischen alltag. Band 3, lit Verlag Dr. W. hopf, 
Berlin, 2014, 85 seiten, isBn 978-3-643-12450-0, 
29,90 euro

hilfen für psychisch belastete 
Familien

Der vorliegende Band bietet Beiträge 
von Expertinnen und Experten aus For-
schung, Jugendhilfe sowie Gesundheits-
wesen und befasst sich mit den unter-
schiedlichen Facetten der Problematik 
psychisch belasteter Familien. Ist ein Fa-
milienmitglied psychisch erkrankt, stellt 
dies für die Personen in ihrer unmittel-
baren Umgebung immer eine Belastung 
dar und erfordert schnelle und unter-
schiedliche Hilfemaßnahmen. Besonders  
Kinder benötigen fachlich kompetente 
Begleitung, um sich trotz ihrer be- 
lastenden Lebenssituation gesund ent-
wickeln zu können. Doch wie sehen  
diese Maßnahmen aus? Die Beiträge zei-
gen Kooperationen zwischen Psychia- 
trie, Jugendhilfe und psychosoziale Ver-
sorgung auf und gehen den Fragen 
nach: Was brauchen psychisch belastete 
Familien außerhalb von Psychiatrie? Was 
brauchen Helfende? Wie sehen multi-
professionelle Helfernetzwerke für Kin-
der psychisch erkrankter Eltern aus? Die 
Antworten auf diese Fragen zeigen 
deutlich, dass in vielen Bereichen noch 
Handlungs- und Nachbesserungsbedarf 
besteht. (am)

BUnDeSarBeitSGemeinSchaft Der kinDerSchUtz-
zentren e.v. (hrSG.): hilfen für psychisch belastete 
familien: Kooperation zwischen gesundheitswesen 
und Jugendhilfe. Köln, 2014, 248 seiten,  
isBn-13: 978-3-943243-07-9, 14,95 euro
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Jahrbuch sucht 2014

Auch die 57. Ausgabe des Jahrbuches 
Sucht spricht viele interessante Aspekte 
des Themas an. In den ersten beiden Ka-
piteln werden Zahlen und Fakten unter 
anderem zum Konsum von Alkohol, Ta-
bak und Arzneimitteln, aber auch zu 
Themen wie dem Internetversand ille-
galer Drogen oder zu Delikten unter Al-
koholeinfluss aufgezeigt. Im dritten Ka-
pitel findet eine Darstellung des pro- 
fessionellen Suchthilfesystems statt. Im 
Kapitel vier »Aktuelle Themen« werden 
die Ergebnisse einer Vollerhebung aus 
NRW zum Thema Menschen mit geis- 
tiger Behinderung und Suchtmittelkon-
sum dargestellt. Außerdem werden in 
zwei Kapiteln verschiedene Strategien 
der Tabak-, Alkohol- und Glücksspiel- 
industrie unter die Lupe genommen. Im 
letzten Kapitel findet sich ein umfassen-
des Adressverzeichnis zu relevanten 
deutschen und europäischen Einrich-
tungen der Suchthilfe. Das Jahrbuch 
Sucht ist ein hilfreiches Nachschlage-
werk für alle, die sich im Bereich Sucht 
engagieren, den aktuellen Stand mitver-
folgen und diskutieren wollen. (as)

DeUtSche haUPtStelle für SUchtfraGen e.v.: 
Jahrbuch sucht 2014. Verlag Pabst science Publishers, 
lengerich, 2014, 321 seiten,  
isBn 978-3-89967-916-8, 20,00 euro

Organisation außer Ordnung

Der Organisationen wirken von außen oft 
chaotisch und wenig strukturiert. Aber 
warum ist das so? Die meisten Organisa-
tionen versuchen, eine gewisse Ord-
nung anzustreben, zum Beispiel durch 
die Gestaltung einer Aufbau- und Ablauf- 
organisation. Unordnung im Arbeits- 
alltag gilt meist als Abweichung und 
Ausnahme, die es zu verhindern gilt. In 
dem vorliegenden Buch wird aus sys-
temtheoretischer Perspektive auf Ord-
nung und Unordnung von Organisatio-
nen geschaut. Verschiedene Paradoxien 
werden erläutert und es wird beschrie-
ben, wie die Organisationen selber und 
auch die in ihr arbeitenden Personen da-
mit umgehen. In verschiedenen Artikeln 
werden unter anderem Themen wie  
Ärger, Ordnungsprinzipien, Humor und 
Personalauswahl behandelt. Das Buch 
spricht Praktikerinnen und Praktiker so-
wie Forschende aus den Bereichen Or-
ganisationsforschung und -entwicklung 
an. (mc)

martin voGel (hrSG.): Organisation außer Ordnung. 
außerordentliche Betrachtungen organisationaler 
Praxis. Vandenhoeck & ruprecht, göttingen, 2013, 
269 seiten, isBn 978-3-525-40450-8, 39,99 euro

handbuch stress und Kultur

Mit dem Buch liefern die Autoren einen 
Überblick über Zusammenhangsmuster 
zwischen Kultur, Stress und Gesundheit. 
Dabei werden sowohl kulturvergleichen- 
de als auch interkulturelle Ansätze be-
rücksichtigt und ihre Wechselwirkungen 
aufgezeigt. In vier Themenbereichen 
sind die Aspekte »Stress und Gesundheit 
im kulturellen Kontext: Theorien und 
Konzepte«, »Forschungsmethoden und 
Datenauswertung«, »Stress und Gesund- 
heit im Kulturvergleich« sowie »Interkul-
turelle Aspekte von Stress und Gesund-
heit« bearbeitet. Ziel ist es, Förderansät-
ze aufzuzeigen, um die individuelle Kom- 
petenz im Umgang mit Stress in inter-
kulturellen Settings zu erhöhen. Das 
Buch richtet sich an Personen in den Be-
reichen Psychologie, Pädagogik, Sozial-
wissenschaften, Medizin und Gesund-
heitswesen. (am)

Petia Genkova, toBiaS rinGeiSen, freDerick t. l. 
leonG (hrSG.): handbuch stress und Kultur. inter- 
kulturelle und kulturvergleichende Perspektiven. 
springer Vs Verlag, Wiesbaden, 2013, XV,  
500 seiten, isBn 978-3-531-93449-5, 39,99 euro

Was für schulen!

Was macht eine gute Schule aus? Gute 
Schulen sehen Schulentwicklungsauf-
gaben als Anliegen aller Beteiligten und 
Betroffenen und sorgen für entsprechen-
de Strukturen sowie transparente Ent-
scheidungen. Im Fokus der Schulent-
wicklung steht die Verbesserung der 
Qualität der Schule und des Lernens. 
Der vorliegende Band zeigt die Por- 
träts der 15 mit dem deutschen Schul-
preis 2013 nominierten Schulen und  
beschreibt die Entwicklungen und Erfol-
ge, die für die Diskussion in Fachkreisen 
und Öffentlichkeit, vor allem aber für die 
breite pädagogische Praxis, genutzt 
werden können. Zu den Beiträgen und 
Modellen guter Praxis gibt es Zusatzma-
terialien als Download. (am)

michael Schratz, hanS ananD Pant, Beate WiScher 
(hrSG.): Was für schulen! schule als lernende 
institution – Beispiele guter Praxis. Der Deutsche 
schulpreis 2013. Kallmeyer, friedrich Verlag, seelze, 
2013, 152 seiten, isBn 978-3-7800-4994-0,  
24,95 euro

Gemeinsam besser unterrichten

Wie kann man gemeinsam besser unter-
richten? Dieser Frage gehen die Autorin-
nen und Autoren in diesem schulform-
übergreifenden Ratgeber nach. Ihrer 
Meinung nach spielt Teamteaching bei 
der Inklusion eine besondere Rolle. Die 
Chancen der kooperativen Unterrichts-
gestaltung eröffnen zunehmende Lern-
Erfahrungen für die Schülerinnen und 
Schüler und bieten Unterstützung und 
Entlastung für Lehrkräfte. Damit gemein-
sames Unterrichten gelingt und worauf 
zu achten ist, zeigt das Autorenteam an 
den Themen: Kooperation in der Schule, 
Strukturen für das Team entwickeln, 
Stundenplanung gezielt angehen, Klas-
senraumgestaltung im Focus der Schü-
lerinnen, Schüler und Lehrkräfte, diffe-
renzierter Grundschul- und Sekundar- 
stufe I Unterricht. Ebenso Beachtung  
findet das Thema Konflikte im Team ge-
meinsam lösen. Zur weiteren Unterstüt-
zung bietet das Buch veränderbare Vor- 
lagen als Download. (am)

inGe krämer-kiliç, Silke lühmann, afra kiehl-Will,  
tina alBerS (hrSG.): gemeinsam besser unterrich-
ten. teamteaching im inklusiven Klassenzimmer. 
Verlag an der ruhr, Mülheim an der ruhr, 2014, 
isBn 978-3-8346-2510-6, 125 seiten, 16,95 euro

transkulturelle Psychiatrie. 
erfahrungen von experten aus der eu

Für den vierten Band der Reihe »Kultur-
fallen im klinischen Alltag« wurden Ex-
pertinnen und Experten aus dem euro-
päischen Raum gewonnen, die ihre Er- 
fahrungen, Forschungsergebnisse und 
ihren Umgang mit Hürden in der Versor-
gung von Migrantinnen und Migranten 
mit psychischen Erkrankungen schil-
dern. Ein Verständnis über den Zusam-
menhang von Migration und dem Auf-
treten psychischer Erkrankungen sowie 
die Einbeziehung soziokultureller Hin-
tergründe sind für die Versorgung und 
Behandlung dieser Patientengruppe es-
sentiell. Der Herausgeberband dient in 
erster Linie dem länderübergreifenden 
Erfahrungsaustausch, um auf dem neu-
esten Stand der Entwicklungen zu blei-
ben, und einer Vernetzung der scientific 
community. (as)

Solmaz GolSaBahi-BroclaWSki, iBrahim Özkan, 
artUr BroclaWSki (hrSG.): transkulturelle Psychia- 
trie. erfahrungen von experten aus der eu. in: 
reihe: Kulturfallen im klinischen alltag. Band 4,  
lit Verlag Dr. W. hopf, Berlin, 2014, 136 seiten, 
isBn 978-3-643-12450-0, 29,90 euro
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Pflege grenzüberschreitend 
organisieren

Eurojob24, Mc Pflege oder Pflegeagen-
tur24: So oder ähnlich heißen viele 
Agenturen, die polnische Hilfs- und Pfle-
gekräfte in Haushalte nach Deutschland 
vermitteln. Während die Arbeits- und 
Lebenssituation der hier Beschäftigten 
bereits in mehreren Untersuchungen 
aufgegriffen wurde, sind die Agenturen 
selbst gegenwärtig noch kaum Gegen-
stand der Betrachtung. Die Autorin be-
leuchtet unter anderem ihre Verbrei-
tung, die rechtliche Legitimität und die 
sozialräumliche Verortung. Auch Einbli-
cke in die Rekrutierungs- und Vermitt-
lungspraxis und die Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung grenzüberschreiten-
der Pflegearrangements werden vermit-
telt. Mit ihrer Arbeit leistet Johanna Kra-
wietz einen wichtigen Beitrag zur 
Erhellung eines Versorgungssegments, 
das sich in Deutschland seit den 1990er 
Jahren mit einer erstaunlichen Dynamik 
entwickelt, gleichzeitig aber ein Schat-
tendasein führt. (mp)

Johanna kraWietz (2014): Pflege grenzüberschrei-
tend organisieren. eine studie zur transnationalen 
Vermittlung von Care-arbeit. Mabuse-Verlag, 
frankfurt am Main, 2014, 184 seiten,  
isBn 978-3-86321-183-7, 34,90 euro

Personalmanagement in der 
altenbetreuung

Die Beschäftigten stellen im Altenpfle-
gesektor als personalintensivem Dienst-
leistungsbereich eine wertvolle Ressour-
ce dar. Um diese auch in Zeiten des 
voranschreitenden Fachkräftemangels 
zu erhalten, sind Einrichtungen mit der 
Herausforderung konfrontiert, aktiv und 
zielgruppenorientiert Maßnahmen zur 
Gewinnung und Entwicklung ihrer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu ergrei-
fen. Der Herausgeberband gibt in beide 
Bereiche der Personalarbeit umfassende 
Einblicke. Die einzelnen Beiträge gehen 
beispielsweise auf die Bedeutung ei- 
ner ganzheitlichen und systematischen 
Imagearbeit als Fundament für den Ein-
satz von diversen Strategien des Perso-
nalmarketings ein. Darüber hinaus fin-
den auch der gezielte Einsatz von Mit- 
arbeitergesprächen oder modernen Ar- 
beitszeitgestaltungsmöglichkeiten zur 
Bindung von Mitarbeitenden Erwäh-
nung. Insgesamt handelt es sich um  
eine bemerkenswert fundierte und den-
noch anschauliche und praxisnahe Be- 
trachtungsweise zentraler Stellgrößen, 
die gegenwärtig in Fachkreisen disku-
tiert werden. (mp)

BriGitte nÖBaUer et. al. (hrSG.): Personalmanage-
ment in der altenbetreuung. Mitarbeiterinnen 
gewinnen und entwickeln. linz, Wagner Verlag, 2013, 
isBn 978-3-902330-78-9, 24,00 euro

transgender-Gesundheits- 
versorgung

Die erste Versorgungsempfehlung für die 
Gesundheit und Behandlung von trans-
sexuellen, transgender und geschlechts-
nichtkonformen Menschen erschien 
1979. Heute liegt die siebte Überarbei-
tung vor, die die kritischen gesellschaft-
lichen Diskussionen reflektiert und rele-
vante Aspekte des kulturellen Wandels 
eingearbeitet hat. Die Standards of Care 
sind vom Weltverband für Transgender-
gesundheit, basierend auf dem neues-
ten Wissensstand und Konsens von Ex-
pertinnen und Experten, entwickelt 
worden. Eine nationale S3-Leitlinie wird 
unter Federführung der Deutschen Ge- 
sellschaft für Sexualforschung gegen-
wärtig vorbereitet. Es geht etwa um  
therapeutische Ansätze, Diagnostik, um 
psychische Gesundheit, Hormonbehand-
lung, reproduktive Gesundheit, Opera-
tionen, Stimm- und Kommunikations-
therapie. Neben den Versorgungsemp- 
fehlungen gibt das Buch einen Über-
blick über die aktuelle Versorgungssitu-
ation in Deutschland. Das Buch ist ein 
Muss für alle, die beruflich mit transse-
xuellen, transgender oder geschlechts-
nichtkonformen Menschen zu tun ha-
ben. (us)

hertha richter-aPPelt, timo o. nieDer (hrSG.): 
transgender-gesundheitsversorgung. eine 
kommentierte herausgabe der standards of Care 
der World Professional association for transgender 
health. Psychosozial-Verlag, gießen, 2014,  
203 seiten, isBn 978-3-8379-2424-4, 24,90 euro

Gesund leben gesund bleiben

»Wie muss unser Gesundheitssystem 
aussehen, wenn es konsequent um Ge-
sundbleiben und Gesundwerden gehen 
soll? Und was kann jeder selbst für seine 
Gesundheit tun?« Dies sind die Leitfra-
gen des Buches. Der Text basiert auf 25 
Radio-Sendungen des Funkkolleg Ge-
sundheit, die bis Mai 2014 ausgestrahlt 
wurden. Das Buch schärft den Blick da-
für, was in Arztpraxen und Krankenhäu-
sern passiert, und nimmt medizinische 
Zugriffe kritisch unter die Lupe. So wer-
den Überdiagnostik und Übertherapie 
thematisiert. Es geht um kompetente 
Patientinnen und Patienten sowie um 
den Gesundheitsfaktor Zeit. Es geht sehr 
alltagsnah um Rahmenbedingungen da-
für, gesund zu leben und gesund zu blei-
ben. (us)

reGina oehler, eva maria Siefert, karl-heinz 
Wellmann (hrSG.): gesund leben gesund bleiben. 
Von selbstheilungskräften und den Chancen und 
risiken einer modernen Medizin. Beltz Verlag, Wein- 
heim und Basel, 2014, isBn 978-3-407-85999-0,  
335 seiten, 16,95 euro

Wen kümmern die alten? 

Obwohl es der älteren Generation ge-
sundheitlich noch nie besser als heute 
ging, wird die Zahl der pflegebedürfti-
gen Menschen in den nächsten Jahren 
deutlich ansteigen. Die Fragen »Wer 
sorgt sich um mich und pflegt mich im 
Alter?« werden also immer lauter. Der 
Autor setzt sich kritisch mit den heuti-
gen Vorstellungen von Pflegebedürftig-
keit und Demenz auseinander und 
kommt zu dem Schluss, dass mutige In-
novationen benötigt werden, um den 
Gestaltungsaufgaben einer Gesellschaft 
des langen Lebens gerecht zu werden. 
Dabei wird insbesondere das Konzept 
der Caring Community als Paradigma 
für eine nachhaltige Pflegepolitik vorge-
stellt. (ex)

thomaS klie: Wen kümmern die alten? auf dem Weg  
in eine sorgende gemeinschaft. Pattloch Verlag, 
München, 2014, 256 seiten, isBn 978-3-629-13041-9, 
18,00 euro
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Professionell coachen

Coaching ist ein sehr individuell gepräg-
tes Tätigkeitsfeld, das eine stetige per-
sönliche Weiterentwicklung voraussetzt. 
In diesem Sammelwerk finden angehen-
de und erfahrene Coaches neben theo-
retischen Grundlagen viele Fallbeispiele, 
praktische Tipps, Übungen und Interven- 
tionen sowie Sachinformationen und Li-
teraturhinweise. Inhaltlich sind diese in 
die Abschnitte »Coachingkompetenzen«, 
»Coachinginterventionen« und »Rund 
um die gelingende Coachingpraxis« ge-
gliedert. Nicht nur das ziel- und aufga-
benorientierte Verhalten der Coaches 
berücksichtigt, sondern auch deren Ab-
grenzung und Selbstsorge. Insgesamt 
bietet das Werk zahlreiche Ideen und 
Methoden, um die eigene Praxis vielfäl-
tiger zu gestalten. (ar)

alica ryBa, Daniel PaUW, DaviD Ginati, StePhan 
rietmann (hrSG.): Professionell coachen. Das 
Methodenbuch: erfahrungswissen und interven- 
tionstechniken von 50 Coachingexperten.  
Beltz Verlag, Weinheim, 2014, 548 seiten,  
isBn 978-3-407-36547-7, 49,95 euro

Professionelle pädagogische 
haltung

Der Begriff der »Haltung« wird bisher in 
der Pädagogik aus Sicht der Herausge-
berinnen eher implizit mitgedacht als 
expliziert. Gemeinsam mit den Autorin-
nen und Autoren setzen sie sich mit  
diesem Band daher das Ziel, sich dem 
Konstrukt „»professionelle Haltung« aus 
mehreren Perspektiven zu nähern. Dazu 
werden theoretische Diskurse wie bei-
spielsweise über Gerechtigkeit und die 
professionelle Haltung von Lehrkräften 
oder über Ressourcenorientierung als 
Grundhaltung geführt und deren Kon-
sequenzen für die professionelle Hal-
tung von Pädagoginnen und Pädago-
gen durchdacht. Ergänzt wird dies durch 
Sekundäranalysen zweier Studien zur 
individuellen Förderung. In einer Schluss- 
betrachtung führen die Herausgeberin-
nen aus, dass eine professionelle Hal-
tung weitaus mehr umfasst als Einstel-
lungen, Glaubenssätze, subjektive Theo- 
rien, Praktiken oder Ziele. Sie thematisie-
ren Grenzen der Verantwortungsüber-
nahme, fragen, ob Haltung lehrbar ist 
oder gar Zugangsvoraussetzung für pä-
dagogische Berufe sein sollte, und sie 
beleuchten Anforderungen an Aus- und 
Weiterbildung. (ark)

chriStina SchWer, claUDia SolzBacher (hrSG.): 
Professionelle pädagogische haltung. historische, 
theoretische und empirische zugänge zu einem  
viel strapazierten Begriff. Verlag Julius Klinkhardt, 
Bad heilbrunn, 2014, isBn 978-3-7815-1967-1,  
224 seiten, 18,90 euro

Resilienz – Kompetenz der 
Zukunft

Sylvia Kéré Wellensiek und Joachim Ga-
luska zeigen in Ihrem Buch auf, dass sich 
die Kernidee des Resilienz-Gedankens  
in jedes Umfeld transportieren und auf  
jeweilige Kontexte übertragen lässt. 
Schwerpunkte bilden bei ihren Betrach-
tungen zur Resilienz der Mensch, das 
Unternehmen und die Gesellschaft. Die 
Autorin und der Autor liefern eine de-
taillierte Zustandsbeschreibung sowie 
einen differenzierten, praxisorientierten 
Blick nach vorn und gehen dabei ein auf 
die Fragen: Wo stehen wir? Und was 
können wir tun – als einzelner Mensch, 
aus wirtschaftlicher und gesellschaftli-
cher Perspektive? Inhaltlich wird Resili-
enz als ein Kompetenzbündel eingeführt, 
um Komplexität zu meistern. Ausgehend 
von der psychosozialen Lage in Deutsch-
land wird unter anderem auf resiliente 
Verhaltensweisen im Unternehmensall- 
tag, auf das psychosoziale System der 
Gier, auf die Kunst des Wirtschaftens 
und auf Resilienz als Erfordernis für eine 
nachhaltige Entwicklung eingegangen. 
Das Buch richtet sich an alle, die an der 
Erforschung sozialer und gesellschaftli-
cher Prozesse interessiert sind. (jk)

Sylvia kéré WellenSiek, Joachim GalUSka:  
resilienz – Kompetenz der zukunft. Balance halten 
zwischen leistung und gesundheit. Beltz Verlag, 
Weinheim und Basel, 2014, 207 seiten,  
isBn 978-3-407-36550-7, 24,95 euro

länderreport Frühkindliche 
Bildungssysteme 2013

Der Länderreport bietet einen detaillier-
ten Einblick in die frühkindlichen Bil-
dungssysteme der 16 deutschen Bundes-
länder im Vergleich. Das Autorenteam 
zeigt zu den Themen Teilhabe sichern, 
Investitionen wirkungsvoll einsetzen so-
wie Bildung fördern – Qualität sichern 
aktuelle Daten und Fakten. Ein wichtiges 
Schwerpunktthema im Länderreport ist 
das Leitungspersonal von Kitas, das bis-
lang kaum im Blick der fachpolitischen 
Debatte steht. Die Daten stammen aus 
der amtlichen Kinder- und Jugendhilfe- 
statistik sowie einer Befragung der zu-
ständigen Länderministerien. Damit bie- 
tet der Report wichtige Informationen 
für Politik, Trägerverbände, Wissenschaft 
und Interessierte. Der Report macht 
deutlich, dass Frühkindliche Bildung,  
Betreuung und Erziehung in Deutsch-
land weiterhin einen qualitativen Aus-
bau benötigt, damit alle Kinder optimal 
in ihren Bildungs- und Entwicklungsbe-
darfen unterstützt werden können. (am)

kathrin Bock-famUlla, JenS lanGe (hrSG.): 
länderreport frühkindliche Bildungssysteme 2013. 
transparenz schaffen – governance stärken.  
Verlag Bertelsmann stiftung, gütersloh, 2013,  
isBn 978-3867934244, 340 seiten, 25,00 euro

Wenn die Organe ihr schweigen 
brechen und die seele streikt

»Kein Mensch ist in irgendeinem Augen-
blick seines Lebens ganz krank oder 
ganz gesund. Und keine Gesundheit 
oder Krankheit ist nur körperlich oder 
nur seelisch.« Die Gesundheitswissen-
schaftlerin Annelie Keil ist der Verbor-
genheit der Gesundheit in der Krankheit 
auf der Spur. Sie zeigt auf, dass wir nur 
im kritischen Dialog mit uns selbst und 
mit den Gesundheitsexperten unsere 
Gesundheit fördern und Krankheiten  
sowie Krisen in die eigenen Hände  
nehmen können. (us)

annelie keil: Wenn die Organe ihr schweigen  
brechen und die seele streikt. Krankheit und 
gesundheit neu denken. scorpio Verlag, München, 
2014, 240 seiten, isBn 978-3-943416-82-4, 
17,99 euro



impu!se 85 | 2014Bücher, Medien

29

das angst-Buch für Pflege- und 
Gesundheitsberufe

Beschäftigte im Pflege- und Gesund-
heitswesen arbeiten in einem Tätigkeits-
feld, das umfassend durch die Interakti-
on von Menschen bestimmt wird. Der 
Umgang mit Emotionen stellt in diesem 
Kontext einen wichtigen Bestandteil des 
professionellen Handelns dar. Als her-
ausfordernd wird dabei insbesondere 
die Versorgung von Menschen empfun-
den, die unter Angststörungen leiden. 
Der Band greift dieses Thema in unter-
schiedlichsten Facetten auf und gibt dif-
ferenziert Einblicke, welchen Stellen-
wert Angst in unserer Gesellschaft ein- 
nimmt, wie sie sich aus einer entwick-
lungspsychologischen Perspektive in un- 
terschiedlichen Phasen des Lebenslaufs 
zeigt und in welchen Formen sie in den 
Institutionen des Pflege- und Gesund-
heitswesens in Erscheinung tritt. Den in 
diesen Berufsfeldern Tätigen werden 
Handlungsansätze aufgezeigt, wie mit 
Ängsten der Patientinnen und Patienten 
umgegangen werden kann. Dabei 
macht das Buch auch vor unbequemen 
Themen, zum Beispiel der Angst vor 
dem Tod, nicht halt, denen bisher auch 
im professionellen Bereich häufig nur 
durch Schweigen begegnet wird. Be-
merkenswert ist, dass auch die Ängste 
der Pflegenden selbst aufgegriffen wer-
den, die in Zeiten eines wachsenden An-
forderungsdrucks und zunehmender 
Ökonomisierungstendenzen zwar be-
reits weit um sich greifen, denen jedoch 
selten Raum gegeben wird. Insgesamt 
birgt das Buch das Potenzial, zu einem 
elementaren Nachschlagewerk zu wer-
den, dessen Einsatz einen Beitrag zu ei-
nem reflektierten und kompetenten 
Umgang mit Angst leisten kann. (mp)

thOMas haX-sChOPPenhOrst, anJa KusserOW 
(hrsg.): Das angst-Buch für Pflege- und gesund-
heitsberufe. Praxishandbuch für die Pflege- und 
gesundheitsarbeit. Verlag hans huber, Bern, 2014, 
360 seiten, isBn 978-3-456-85414-4, 29,95 euro

Karrieren und lebenswelten 

Das Thema »Karrieren und Lebenswel-
ten« wird in sechs Beiträgen facetten-
reich bearbeitet. Es geht etwa um Wei-
terbildungstrainings für Ent scheider und 
Entscheiderinnen mit Gender- und Di-
versity-Strategien, mit denen sich hier-
archische Geschlechterverhältnisse auf 
Dauer ändern lassen. Es wird durch eine 
Deutungsmusteranalyse gezeigt, wie 
sich solche Muster von Spitzenführungs-
kräften auf die Handlungspraxen in Or-
ganisationen auswirken, und welche Lö-
sungsansätze dort greifen, um die Unter- 
repräsentanz von Frauen in Führungs-
positionen zu überwinden. Im Zusam-
menhang mit Dual-Career-Couples wer-
den hemmende und fördernde Faktoren 
für das Ausbalancieren von doppelter 
Karriere im Wissenschaftssystem thema-
tisiert. Es wird gezeigt, dass familien-
freundliche Personalpolitik die Karriere-
chancen von Frauen nicht in nennens- 
werter Weise verbessert. Gruppendis-
kussionen analysieren die Einschätzun-
gen zu beruflichen Anforderungen und 
Orientierungen von Schülerinnen. (us)

anne Schlüter (hrSG.): Karrieren und lebenswel-
ten – irritationen, Dynamiken, strategien. schwer- 
punktthema des heftes 3/14, 6. Jg. Vol. 6, gender, 
zeitschrift für geschlecht, Kultur und gesellschaft, 
Verlag Barbara Budrich, Opladen, 2014, 168 seiten, 
issn 1868-7245, 21,90 euro plus Porto

Versorgungs-Report 2013/2014. 
schwerpunkt: depression

Der Versorgungs-Report ist eine regel-
mäßig erscheinende Publikation des Wis- 
senschaftlichen Institutes der AOK. Der 
vorliegende Report gliedert sich in drei 
Blöcke. Schwerpunktthema ist die De-
pression, die zurzeit häufigste psychi-
sche Erkrankung. Welche Entwicklun-
gen der Erkrankungshäufigkeit sind zu 
beobachten? Wer versorgt depressiv  
Erkrankte? Welchen Stellenwert haben 
allgemeinmedizinische Versorgung, Arz- 
neimittel, Psychotherapie und soziale 
Unterstützung? Welche innovativen An-
sätze können die Behandlung verbes-
sern? Im zweiten Teil »Krankheits- und 
Behandlungs-Monitoring« wird die Ver-
sorgungsqualität von Diabetes mellitus 
samt Fußamputationen, von Herzinsuffi- 
zienz, der Wirbelsäulenchirurgie, der Arz- 
neimitteltherapie bei Älteren samt Poly-
pharmazie sowie von Herzkatheter-Un-
tersuchungen analysiert. Es schließt sich 
ein Statistikteil »Daten und Analysen« an, 
in dem relevante Versorgungsdaten für 
die häufigsten Erkrankungen, auch regi-
onalisiert, zusammengestellt sind. Die 
Printausgabe wird durch ein Internet-
portal unter www.versorgungs-report-
online.de ergänzt. 

JürGen klaUBer, chriStian GünSter, Bettina GerSte, 
Bernt-Peter roBra, norBert Schmacke (hrSG.): 
Versorgungs-report 2013/2014. schwerpunkt: 
Depression. schattauer, stuttgart, 2014, 334 seiten, 
isBn 978-3-7945-6760-7, 54,99 euro

Partizipation kompakt

Den Herausgeberinnen dieses Buches 
ist es gelungen, ein Lehrbuch zu entwi-
ckeln, welches anspruchsvolles Fachwis-
sen für Studierende sowie Praktikerin-
nen und Praktiker verständlich ver- 
mittelt. Es wird erläutert, warum Partizi-
pation wichtig ist und wie es in sozialen 
Berufen gelingen kann, mit den Men-
schen anstatt für sie zu arbeiten. An-
hand von zahlreichen Beispielen ist es 
möglich, die unterschiedlichen Stufen 
von Partizipation zu unterscheiden und 
einzuordnen. Darüber hinaus ermög-
licht es, die eigene Haltung zu reflektie-
ren und eigene Ideen zu mehr Partizipa-
tion zu entwickeln. Dieses Buch liest 
man gern, insbesondere aufgrund sei-
ner Übersichtlichkeit und Anschaulich-
keit. (mc)

G. StraßBUrGer; J. rieGer (hrSG.): Partizipation 
kompakt – für studium, lehre und Praxis sozialer 
Berufe. Beltz Juventa, Weinheim und Basel, 2014, 
252 seiten, isBn 978-3-7799-2969-7, 14,95 euro
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Bremische Regionalkonferenz: Gesundheitsförderung in 
lebenswelten – entwicklung und sicherung von Qualität
20. Januar 2015, Bremen
Die Diskussion um ein kommendes Präventionsgesetz hat erneut Fahrt 

aufgenommen, und damit einher geht auch die Forderung nach einer 

verbindlichen, flächendeckenden Qualitätssicherung, um die Potenziale 

von Prävention und Gesundheitsförderung nachhaltiger auszuschöpfen. 

Wir laden Sie herzlich ein, auf dieser bremischen Regionalkonferenz mit 

uns in einen Dialog zu treten, um den Weiterentwicklungsprozess zu 

einer praxisorientierten Qualitätssicherung aktiv mitzugestalten und 

so Ihre gute Arbeit sichtbar(er) zu machen. In Arbeitsgruppen zu den 

Bereichen Quartier und Migration möchten wir erste Ergebnisse aus 

vorausgegangenen Befragungen von Praktikerinnen und Praktikern 

vorstellen und mit Ihnen über Ihre Wünsche, Ideen, Erwartungen und 

Bedürfnisse im Kontext von Qualitätsentwicklung und -sicherung ins 

Gespräch kommen. Die Veranstaltung richtet sich an Akteurinnen und  

Akteure, Projektverantwortliche und Fachkräfte aus dem Setting Stadt- 

teil, dem Handlungsfeld Migration, Verantwortliche auf kommunaler 

Ebene sowie alle am Thema Interessierten.

Bundeskonferenz: Gesundheitsförderung in lebenswelten – 
entwicklung und sicherung von Qualität
26. Januar 2015, Berlin
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) richtet 

am 26. Januar 2015 in Berlin eine Bundeskonferenz zu dem von ihr 

geförderten Vorhaben »Gesundheitsförderung in Lebenswelten – 

Entwicklung und Sicherung von Qualität« aus. Im Mittelpunkt der 

Veranstaltung steht die Frage, wie die im Rahmen des geplanten 

Präventionsgesetzes geforderte Stärkung von Qualitätsentwicklung 

und -sicherung in der täglichen Praxis der Gesundheitsförderung in 

Lebenswelten verankert werden kann. Diskutiert werden insbesondere 

aktuelle Ergebnisse aus Befragungen von Praktikerinnen und Prakti- 

kern zu ihren Erfahrungen mit Qualitätsentwicklung der Gesundheits- 

förderung, der Stand gesetzlicher Rahmenbedingungen sowie mög-

liche Konzepte für Transfer und Kompetenzentwicklung. Die Tagung 

richtet sich an Praktikerinnen und Praktiker, Wissenschaftlerinnen  

und Wissenschaftler, Verantwortliche aus Verwaltung und Politik  

sowie weitere Interessierte.

termine  lVg & afs

landesvereinigung für Gesundheit 
und akademie für sozialmedizin 
niedersachsen e. V.

Bundeskonferenz: Gesund und arbeitsfähig in öffentlichen 
Verwaltungen
29. Januar 2015, Berlin
In Zeiten von Verwaltungsmodernisierungen und steigender Arbeits- 

verdichtung bei gleichzeitig immer weniger Personal fällt eine Bewäl- 

tigung der anfallenden Aufgaben immer schwerer. Daher sind moti- 

vierte, gut ausgebildete, aber auch gesunde Beschäftigte Voraussetzung 

für eine effektive und erfolgreiche öffentliche Verwaltung. In ihrer 

Funktion als Arbeitgeber können Bund, Länder und Kommunen mittels 

eines Gesundheitsmanagements dazu beitragen, gesundheitliche 

Risiken im Arbeitsumfeld zu reduzieren sowie die Gesundheits- 

potenziale der Beschäftigten zu stärken. Die Bundeskonferenz der 

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) soll dazu 

beitragen, weitere öffentliche Verwaltungen zur Einführung eines 

Gesundheitsmanagements zu motivieren.

Früh übt sich – … Fachlichkeit sichern
Bildung und Gesundheit in der Kita
05. Februar 2015, hannover
Kindertagesstätten sind Orte der Bildung, Entwicklung und Erziehung, 

in deren Mittelpunkt der pädagogischen Arbeit das anvertraute Kind 

steht. Ein afrikanisches Sprichwort sagt dazu: 

»Um ein Kind zu erziehen, braucht es ein ganzes Dorf.« Übertragen auf 

die Kita bedarf es einer »ganzen Einrichtung« und damit des gesamten 

Kita-Teams, um ein Kind gut begleiten zu können. Doch was macht eine 

gelungene Begleitung aus? Welche Fachlichkeit ist gefragt? Ist es mein 

Wissen und meine Innovation? Was brauchen wir als Team? Welche 

Rolle und Aufgaben hat die Kita-Leitung? Wie generieren wir fachliche 

Unterstützung für die pädagogische Arbeit? Fragen, Diskussionen und 

Gespräche rund um das Thema Fachlichkeit sollen für einen kollegialen 

Austausch der Tagungsteilnehmenden, neue Kontakte und anregende 

Ideen sorgen. Darüber hinaus werden Praxisbeispiele und kreative 

Übungen vorgestellt und ausprobiert. Die landesweite Fachtagung 

richtet sich an Fachkräfte in Kindertagesstätten, Kindergärten, Krippen, 

Elterninitiativen und Horte sowie andere Professionelle aus den 

Bereichen Erziehung, Gesundheit, Soziales und Bildung.

Gesunde Betriebe – Gesundes niedersachsen
10. Februar 2015, hannover
Angesichts des demografischen Wandels und des zu erwartenden 

Fachkräftemangels wird das Betriebliche Gesundheitsmanagement 

(BGM) in den kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen.  

Viele Unternehmen haben erkannt, dass sie (noch) mehr für die Gesund- 

heit ihrer Beschäftigten tun müssen als bisher. In Kooperation mit der 

LVG & AFS veranstaltet daher die Krankenkasse hkk eine interdisziplinäre 

Fachtagung zum BGM. Es wird neben einem Impulsvortrag verschie- 

dene Fachvorträge rund um das Thema Gesundheit im Betrieb geben. 

Die Fachvorträge finden in Vortragsblöcken am Vormittag und frühen 

Nachmittag statt. Die Tagungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 

sind außerdem eingeladen, sich parallel dazu auf einem Markt der 

Möglichkeiten über betriebliche Gesundheitsförderungsangebote 

zu informieren. Vor Ort werden unterschiedliche Anbieter über ihre 

praxisbewährten Maßnahmen informieren und ihr BGM-Portfolio  

»zum Anfassen« vorstellen. Aktionen und Beratungen vor Ort bilden 

einen wesentlichen Bestandteil für die Praxisnähe der Veranstaltung.
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3. männergesundheitskongress
14. april 2014, Berlin

Beteiligungsprozesse bei der interkulturellen öffnung  
von Gesundheitseinrichtungen
18.–19. Juni 2014, Berlin

Veranstaltungsreihe argumente für Gesundheit 2015 –  
Gute arbeit für die seele – analysen und Perspektiven  
von Prävention bis Rehabilitation
27. mai, 15. Juni, 14. september und 30. september 2015, hannover
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Wir können auch anders … und zwar am besten zusammen!
Partizipation von Kindern, Jugendlichen und eltern in Kinder- 
tageseinrichtungen, schulen, Jugendhilfe und Kinderschutz
24. Februar 2015, hannover
Fachkräfte, die mit Kindern, Jugendlichen und Eltern zusammen- 

arbeiten, wissen, wie wichtig es ist, ihnen Teilhabe- und Beteiligungs- 

möglichkeiten zu eröffnen. Die Bedeutung der Partizipation für 

die Bereiche Bildung, Erziehung und Gesundheitsförderung ist 

somit unbestritten. Doch wie gelingt dies am besten in der Praxis? 

Wie gehe ich methodisch vor? Eingeladen sind Fachkräfte aus 

Kindertageseinrichtungen, Schulen sowie der Jugendhilfe und  

aus der Gesundheitsförderung, um gemeinsam Möglichkeiten und 

Methoden für mehr Teilhabe und Beteiligung zu diskutieren. In 

Vorträgen und Workshops werden theoretisches Fachwissen und 

Praxiswissen vermittelt.

an der schmerzgrenze – sektorenübergreifende 
schmerzversorgung von morgen gestalten
11. märz 2015, hannover
Chronische Schmerzpatienten bedarfsgerecht zu versorgen, stellt  

das Gesundheitssystem vor eine große Herausforderung. Gründe  

hierfür sind in der Komplexität der verschiedenen Erkrankungen  

und in der sektoralen Gliederung des Systems zu finden. Patientinnen 

und Patienten mit chronischen Schmerzen sind in hohem Maße  

körperlichen, psychischen und sozialen Belastungen ausgesetzt, und 

Therapiebrüche sowie Informationsverluste zwischen den Beteiligten 

stehen auf der Tagesordnung. Insbesondere vor dem Hintergrund  

des Versorgungsstärkungsgesetzes werden Expertinnen und Ex- 

perten auf der Fachtagung der LVG & AFS und BARMER GEK diese 

Problematik sowie mögliche Lösungswege diskutieren. Eingeladen 

sind niedergelassene und stationär tätige Ärztinnen und Ärzte, 

Apothekerinnen und Apotheker sowie Vertreterinnen und Vertreter  

von Krankenkassen sowie aus Politik und Verwaltung.

Polymedikation – den Überblick behalten
18. april 2015, hannover
Auch wenn die Problematik der Polymedikation nicht neu ist, so ist 

sie nach wie vor hoch aktuell: Immer älter werdende Patientinnen 

und Patienten haben häufig mehrere chronische Erkrankungen, die 

eine dauerhafte Medikation erfordern. Aspekte wie eine schlechte 

Vernetzung zwischen den beteiligten Akteurinnen und Akteuren, 

eine verminderte Compliance und Kommunikationsfähigkeit der  

Patientinnen und Patienten oder das Auftreten behandlungsbedürf-

tiger unerwünschter Nebenwirkungen verschärfen die Problematik 

immens. Die Kooperationsveranstaltung der AOK – Die Gesundheits-

kasse für Niedersachsen, der Kassenärztlichen Vereinigung Nieder-

sachsen und der LVG & AFS will dieser Problematik praxisnah begegnen. 

Mit Fachvorträgen und Workshops sollen praktische Lösungsansätze 

berufsgruppenübergreifend und fallzentriert diskutiert werden. Die 

Fachtagung richtet sich insbesondere an niedergelassene Ärztinnen 

und Ärzte sowie Apothekerinnen und Apotheker.

Wenn sie die impu!se regelmäßig kostenlos beziehen möchten, bestellen sie die zeitschrift bitte unter angabe der Bezugsart (per e-Mail als PDf oder per Post als Druckexemplar) 
bei folgender e-Mail-adresse: info@gesundheit-nds.de

Im ersten Halbjahr 2015 läuft das Frühjahrsprogramm der Fortbildungs- 

reihe CaREalisieren der LVG & AFS, welches sich an Beschäftigte der 

Krankenpflege, Altenpflege und -betreuung richtet. Sie arbeiten in 

einer Branche, die durch rasant voranschreitende Veränderungen und 

hohe Anforderungen an jede Einzelne und jeden Einzelnen geprägt 

ist. Um eine menschenwürdige Begleitung und Unterstützung kranker, 

behinderter und pflegebedürftiger Menschen zu gewährleisten –  

aber auch die eigene und die Arbeitskraft von Mitarbeiterinnen und  

Mitarbeitern zu erhalten und auszubauen – ist ein hohes Maß an 

beruflicher Handlungskompetenz notwendig. Im Rahmen der 

Veranstaltungen werden eingeschliffene Vorgehensweisen auf den 

Prüfstand gestellt und neue Wege aufgezeigt. 

Das Programm findet sich in Kürze unter www.gesundheit-nds.de/CMS/

veranstaltungen. Hier die Termine in der Vorschau:

Fortbildungsprogramm CaRealisieren

Personalgewinnung und -bindung in der altenpflege
15. Januar 2015, hannover

Frauen führen anders?!
19. mai 2015, hannover

aufbau niedrigschwelliger Betreuungsangebote – 
eine aufgabe für Profis
02. Juni 2015, hannover

Impulse zur Begegnung und Begleitung von menschen 
mit schwerer demenz
04. Juni 2015, hannover 
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14.01.2015 » Zukunftstag besser zuhause: Technik – Alter(n) – Quartier, Weyhe, Kontakt: gemeinde Weyhe, technikberatungsstelle »besser zuhause«, 
linda Pitzschler, rathausplatz 1, 28844 Weyhe, tel.: (04 21) 8 98 33 44, e-Mail: technikberatung@gemeinde.weyhe.de 
04.03.2015 » Inklusion bedeutet Vielfalt! – Behindertenhilfe trifft Sport, hannover, Kontakt: Bundesvereinigung lebenshilfe e. V., raiffeisenstraße 18,  
35043 Marburg, tel.: (0 64 21) 49 10, fax: (0 64 21) 49 11 67, e-Mail: bundesvereinigung@lebenshilfe.de 
11.03.2015 » Belastungen und Bewältigungsstrategien von Kindern psychisch erkrankter Eltern, hannover, Kontakt: Kinderschutz-akademie in niedersachsen, 
escherstr. 23, 30159 hannover, tel.: (05 11) 44 40 75, fax: (05 11) 44 40 77, e-Mail: info@kinderschutz-akademie.de 
17.–18.03.2015 » Verantwortung zwischen Fürsorge und Freiheit – Neue regionale Konzepte in der Gemeindepsychiatrie, Cloppenburg, 
Kontakt: landkreis Cloppenburg, Petra thesing, eschstr. 29, 49661 Cloppenburg, tel.: (0 44 71) 1 52 45, fax: (0 44 71) 1 53 30, e-Mail: thesing@lkclp.de 
19.–21.03.2015 » 9. Osnabrücker Kongress »Bewegte Kindheit« 2015, Osnabrück, Kontakt: universität Osnabrück, Jahnstraße 75, 49080 Osnabrück, 
tel.: (05 41) 9 69 64 05, fax: (05 41) 9 69 64 03, e-Mail: info@bewegtekindheit.de 
15.01.2015 » QUartier, StAdtteiL, AktIviTÄT: Gesundheitsförderung in Lebenswelten – Entwicklung und Sicherung von Qualität, hamburg, Kontakt: hamburgische 
arbeitsgemeinschaft für gesundheitsförderung e. V., repsoldstraße 4, 20097 hamburg, tel.: (0 40) 28 80 36 40, fax: (0 40) 2 88 03 64 29, e-Mail: buero@hag-gesundheit.de 
15.01.2015 » Gesundheitsförderung in Lebenswelten – Entwicklung und Sicherung von Qualität, Magdeburg, Kontakt: sächsische landesvereinigung  
für gesundheitsförderung e. V. (slfg), Könneritzstraße 5, 01067 Dresden, tel.: (03 51) 5 63 55 23, fax: (03 51) 5 63 55 24, e-Mail: post@slfg.de 
15.01.2015 » Männer altern anders? Erreichbarkeit von älteren Männern für gesundheitsförderliche Angebote, Weimar, Kontakt: landesvereinigung  
für gesundheitsförderung thüringen e. V., Carl-august-allee 9, 99423 Weimar, tel.: (0 36 43) 49 89 80, fax: (0 36 43) 4 98 98 16, e-Mail: info@agethur.de 
29.–30.01.2015 » Mehr Teilhabe für Menschen mit geistiger Behinderung und komplexem Unterstützungsbedarf – Anforderungen an ein modernes 
Teilhaberecht, Berlin, Kontakt: Deutsche heilpädagogische gesellschaft e. V., am schulzentrum 9–11, 52428 Jülich, tel.: (0 24 61) 4 06 73 50, e-Mail: mail@dhg-kontakt.de 
05.02.2015 » Gesund aufwachsen in vielen Welten – Förderung der psychosozialen Entwicklung von Kindern und Jugendlichen mit Zuwanderungsgeschichte, 
essen, Kontakt: gesundheit Berlin Brandenburg e. V., stefan Bräunling, friedrichstraße 231, 10969 Berlin, tel.: (0 30) 44 31 90 74, fax: (0 30) 44 31 90 63,  
e-Mail: Braeunling@gesundheitbb.de 
12.02.2015 » Bayern auf dem Weg zu inklusiven Schulen – Praxis, Forschung, Perspektiven, Würzburg, Kontakt: ludwig-Maximilians-universität München, 
geschwister-scholl-Platz 1, 80539 München, tel.: (0 89) 2 18 00 
26.–28.02.2015 » 18. Symposium Frühförderung 2015: Frühförderung mittendrin – in Familie und Gesellschaft, halle (saale), Kontakt: Vereinigung für 
interdisziplinäre frühförderung e. V., seidlstraße 18a, 80335 München, tel.: (0 89) 54 58 98 27, fax: (0 89) 54 58 98 25, e-Mail: geschaeftsstelle@fruehfoerderung-viff.de 
26.–27.02.2015 » Forschung und Entwicklung in den Gesundheitsfachberufen: Stand und Perspektiven, Kiel, Kontakt: hochschulverbund gesundheitsfach- 
berufe e. V., alice-salomon-Platz 5, 12627 Berlin, tel.: (0 30) 99 24 53 14, e-Mail: info@hv-gesundheitsfachberufe.de 
27.02.2015 » Gut leben in NRW: Leben und Wohnen für Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf, Dortmund, Kontakt: landesverband für Menschen mit  
Körper- und Mehrfachbehinderungen nrW e. V., Brehmstraße 5–7, 40235 Düsseldorf, tel.: (02 11) 61 20 98, e-Mail: info@gut-leben-in-nrw.de 
04.–06.03.2015 » Gerontopsychiatrie 2015 – Multiprofessionell Denken und Handeln!, essen, Kontakt: Deutsche gesellschaft für gerontopsychiatrie und 
-psychotherapie e. V., Postfach 1366, 51675 Wiehl, tel.: (0 22 62) 79 76 83, fax: (0 22 62) 9 99 99 16, e-Mail: gs@dggpp.de 
05.–06.03.2015 » Kongress Armut und Gesundheit »Gesundheit gemeinsam verantworten«, Berlin, Kontakt: gesundheit Berlin-Brandenburg e. V.,  
friedrichstraße 231, 10969 Berlin, tel.: (0 30) 44 31 90 60, fax: (0 30) 44 31 90 63, e-Mail: kongress@gesundheitbb.de 
07.03.2015 » 3. Südhessisches Symposium für Hospizarbeit und Palliativversorgung, Darmstadt, Kontakt: Darmstadtium, schlossgraben 1, 64283 Darmstadt,  
tel.: (0 61 51) 7 80 60, fax: (0 61 51) 7 80 61 19, e-Mail: info@darmstadtium.de 
12.–14.03.2015 » Deutscher Pflegetag 2015: Pflege stärken mit starken Partnern, Berlin, Kontakt: Deutscher Pflegerat e. V., alt-Moabit 91, 10559 Berlin,  
tel.: (0 30) 1 39 87 73 03, fax: (0 30) 1 39 87 73 04, e-Mail: info@deutscher-pflegerat.de 
13.–14.03.2015 » EbM zwischen Best Practice und inflationärem Gebrauch – 16. Jahrestagung des DNEbM 2015, Berlin, Kontakt: Deutsches netzwerk 
evidenzbasierte Medizin e. V., Kuno-fischer-straße 8, 14057 Berlin, tel.: (0 30) 30 83 36 60, fax: (0 30) 30 83 36 62, e-Mail: kontakt@ebm-netzwerk.de 
13.03.2015 » Quo vadis Netzwerk Jungen- und Männergesundheit?, Dresden, Kontakt: Dresdner institut für erwachsenenbildung und gesundheitswissenschaft e. V., 
semperstraße 3b, 01609 Dresden, tel.: (03 51) 32 33 44 13, e-Mail: info@dieg.org
13.–15.03.2015 » 20. Bundesweiter Umwelt- und Verkehrs-Kongress »Bewegte Innenstädte mit fairer Mobilität«, erfurt, Kontakt: informations- und Beratungsbüro 
für Verkehr und umwelt, 13357 Berlin, tel.: (0 30) 4 92 74 73, fax: (0 30) 4 92 79 72, e-Mail: info@umkehr.de 
16.–17.03.2015 » 10. Iga.Kolloquium: Gesund und sicher länger arbeiten – Wissen, das weitergeht, Dresden, Kontakt: Deutsche gesetzliche unfallversicherung e. V., 
glinkastraße 40, 10117 Berlin, tel.: (0 30) 2 88 16 38 00, e-Mail: iga.kolloquium@dguv.de 
16.–18.03.2015 » 24. Rehabilitationswissenschaftliches Kolloquium Deutscher Kongress für Rehabilitationsforschung »Psychische Störungen – 
Herausforderungen für Prävention und Rehabilitation«, augsburg, Kontakt: Deutsche rentenversicherung Bund, ruhrstraße 2, 10709 Berlin, tel.: (0 30) 86 50,  
e-Mail: kolloquium@drv-bund.de 
18.–20.03.2015 » 55. Wissenschaftliche Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e. V., München, Kontakt: Deutsche 
gesellschaft für arbeitsmedizin und umweltmedizin e. V., schwanthaler straße 73b, 80336 München, tel.: (0 89) 3 30 39 60, fax: (0 89) 33 03 96 13, e-Mail: gsdgaum@dgaum.de 
21.–22.03.2015 » 3. BundesKongress GenderGesundheit 2015, Berlin, Kontakt: Mari Punkt Bremen Veranstaltungs-Organisation e. K., Otto-gildemeister-straße 12,  
28209 Bremen, tel.: (04 21) 3 03 24 21, fax: (04 21) 3 03 24 29, e-Mail: info@maripunktbremen.de 
25.–26.03.2015 » Deutscher Kita-Kongress: Fachtagung für die erfolgreiche Arbeit in der Kita, Mülheim an der ruhr, Kontakt: akademie für Kindergarten,  
Kita und hort hovermann und Brode Ohg, Brüderstraße 22, 59555 lippstadt, tel.: (0 29 41) 8 28 65 70, fax: (0 29 41) 8 28 65 79, e-Mail: info@kindergartenakademie.de 
26.–27.03.2015 » 8. Wissenschaftliche Tagung Autismus-Spektrum: Autismus über die Lebensspanne, augsburg, Kontakt: Wissenschaftliche gesellschaft  
autismus-spektrum /Wgas) e. V., Deutschordenstraße 50, 60528 frankfurt am Main, e-Mail: tagungs@wgas-autismus.de 
29.01.2015 » Ein Leben lang unsere Gesundheit fördern – 16. Nationale Gesundheitsförderungs-Konferenz, luzern (schweiz), Kontakt: Promotion santé suisse, 
avenue de la gare 52, Ch-1003 lausanne, tel.: (00 41) 2 13 45 15 15, e-Mail: office.lausanne@promotiomsante.ch 
18.–22.03.2015 » The 12th international Conference on Alzheimer’s and Parkinson’s Diseases, nizza (frankreich), Kontakt: Kenes international Organizers of Congress  
s. a., rue francois-Versonnex 7, 1207 geneva (switzerland), tel.: (00 41) 2 29 08 04 88, fax: (00 41) 2 29 06 91 40, e-Mail: adpd@kenes.com 
26.–27.03.2015 » 2. Dreiländertagung Betriebliche Gesundheitsförderung 2015: »Gesund neue Arbeitswelt?«, Bregenz (österreich), Kontakt: Moser luthiger 
Consulting, steinmühle 5, Ch-8854 siebnen, tel.: (00 41) 5 54 42 91 02, fax: (00 41) 5 54 42 91 03, e-Mail: info@dreilaendertagung.ch
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